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ben alle remlutionären 
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Theorie wird heute zur Fes­
sel, gerade weil das Kapital 
erst heute seine historische 
Schrankt• erreicht. 
Das ,·erlorene sozialistische 
Ziel muß nicht aufgegeben. 
sondern grundlegend neu­
bestimmt werden. 
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Wlederaufarbeltung 

Es kriselt 
Ganz ehrlich: Was sich ln den letzten Wo­
chen abspielte und jetzt noch abspielt, da­
mit hat niemand gerechnet. Mehr oder weni­
ger endgOitlg werden diverse Teile des 
Atomprogramms zu Grabe getragen, die 
noch kurz zuvor als wichtige StOtzpfeiler g&­
prlesen wurden: die Wiederaufarbeitung­
sanlage ln Wackersdorf, der Hochtempera­
turreaktor ln Hamm-Uentrop, der Schnelle 
Broter ln Kalkar, das Genehmigungsverfah­
ren fOr den HTR-Modul-Reaktor ln Nieder­
sachsen. Und das zumeist nicht etwa Im 
Planungsatadlum, sondern zu einem Zelt­
punkt, wo diese Anlagen schon fertig sind 
bzw. bereits Milliarden lnverstlert wurden. 
Allein der Rockzug aus der WAA Wackera­
dorf wird den Staat oder die Energiekonzer­
ne weitere Milliarden koeten. 
Wie 118t es sich erkllren, daß aalglatte Poli­
tiker und betonharte Energiemanager pJOtz. 
lieh Ins Stottern und Schlingern kamen und 
das ganze Atomprogramm scheinbar Ins 
Schlingern kommt? Es wird wohl eine ganze 
Kette von Ursachen haben: der Sog des na­
her rOckenden europatschen Binnenmark­
tes, der jahrelang aufgestaute Frust Ober 
die Okonomlschen, gesellschaftlichen und 
politischen Unwlgbarkelten neuer Atom­
projekte, der Zustand der Bonner Koalition 
und ein mOgllcher rot.grOner Koalitions­
wechsel, der Tod des Atomfanatikers 
Strauß, das Auftragstief der westdeutschen 
Reaktorbauer, die Japanische und amerlka­
nlache Konkurrenz und so weiter und so 
fort. 

• 1m 
Letztlich hat das Kapital selbst den Stein 
Ins Rollen gebracht, ln Gestalt des Veba· 
Chefs Bennlgaen-Foerder, seit Jahrzehnten 
schon . Intellektueller Vordenker des Ener­
giekapitals an Rhein und Ruhr. Der namllch 
hat eine einfache betrlebswlrtachaftllche 
Rechnung aufgemacht, und davon kann 
nun niemand mehr runter, auch wenn die 
politisch Verantwortlichen fOr dieses Deba­
kel ziemlich beJAmmert dastehen. 
Aber das soll unsere Sorge nicht sein. Zu­
nachat einmal sollten wir keine Hemmun­
gen haben, einmal die Sektkorken knallen 
zu lassen und uns, offen oder klammheim­
lich, Je nach GefOhlslage Ober diese Situa­
tion zu freuen. Denn wir werden Zeuginnen 
eines ungeordneten ROckzugs der Atomma­
fla, und das hat sehr wohl auch mit uns und 
unserem Widerstand zu tun. Unser jahrelan­
ger Widerstand und Protest, der Meinungs­
umschwung, der ln der BAD Im letzten 
Jahrzehnt tn Sachen Atomenergie stattge­
funden hat, das Ist es, was Ihnen die Suppe 
versatzen hat. Ohne den Widerstand gegen 
Wyhl, Brokdorf, Grohnde, Kalkar, Gorleben, 
ln Nordhessen und ln der Oberpfalz, ohne 
die Blockaden von AtommOlltransporten 
und ohne den Kleinkrieg ln Behörden, Dorf­
ratssltzungen, Parlamenten und vor G&­
rlchten, ohne diese ganze Widerstandskul­
tur ware eine bundesdeutsche WAA langst 
ln Betrieb, stAnden mindestens zehn welt&­
re AKW's als Zeltbomben ln der Landschaft 
und hAUe Atomenergie bei uns einen Ihnli­
chen Stellenwert wie ln Frankreich. Insofern 

Ist die neue Entwicklung auch eine verspa­
tete Reaktion auf eine politische Niederla­
ge, die die Atomlobby trotz aller (scheinbar) 
gewonnenen Schlachten am Bauzaun hin­
nehmen mußte. Wenn heute viel vom "ener­
giepolitischen Konsens" die Rede Ist, so 
muß festgehalten werden, daß es den - au­
Berhalb von Pa.rlamenten und Konzernzen­
tralen - schon seit einigen Jahren gibt: EI­
nen Konsens darOber, daß Atomenergie als 
"Energie der Zukunft" ausgespielt hat. Daß 
sich dies nun IetztUch auch Im ROckzug der 
Stromkonzerne aus diversen Prestigepro­
Jekten niederschlAgt, darauf kOnnen wir und 
kOnnen alle, die ln den letzten 15 Jahren mlt­
geklmpft haben, mit Recht stolz sein. Der 
Kampf war eben doch nicht sinn- oder erfolg­
loe, und dieses Bewußtsein sollte Kraft 
und Starke for die kommenden Auseinan­
dersetzungen geben. 
Auf der Bundeskonferenz ln Wiesbaden I 
Malnz Ende April stand die Diskussion um 
die Einachatzung dieser Ereignisse Im Vor­
dergrund. Es gab viele Interessante Beltrl· 
ge und Diakussionen zu diesem Thema, und 
seit langem gab es auch einmal wieder den 
Versuch einer gemeinsamen Posltlonab&­
stlmmung, die sich u.a. ln der Abschlu8er­
kllrung ausdrOckte. Obwohl diese ErkiA· 
rung betont vorsichtig formuliert Ist, zog 
sich durch die Diskussion doch die Gefahr 
voreiliger Featlegungen und Schlußfolg&­
rungen. Ich denke, wir brauchen noch einige 
Zelt, um die Situation endgOIUg abschltzen 
zu kOnnen. Es gibt keinen Anlaß for uns, uns 



Obereilt tn Spekulationen zu ergehen und 
uns auf Elnschltzungen festzulegen, die 
nicht abgesichert sind und wohinlOglieh zu 
falschen Schwerpunkten tn def Perapektlv­
dlskuaalon und der Arbeit fOhren kOnnten. 
Das gilt vor allem auch fOr die Frage, Inwie­
weit sich schon jetzt ein neuer "energie­
politischer Konsens" zwischen COU, FOP 
und SPO abzeichnet. Zumindest ln der Op­
position dOrften die Sozis sich schwer da­
mit tun, eine schiere Verlagen.tng der Wte­
deraufarbeltung von Wackeradort nach La 
Hague als tragbaren Kompromt8 auszuge­
ben, fOr den sie dann auch noch französi­
schen Atommoll ln Gorteben akzeptieren 
worden. Inwieweit sie als Regierungspartel 
dann ertetch1ert auf bestehende und bin­
dende vertragliche Regelungen verweisen 
und die Sache weiter durchziehen worden, 
Ist eine andere Sache. Jedenfalls, so lange 
noch zu viel unklar Ist, sollten wir uns davor 
hOten, so zu tun, als sei die SPO for alle er­
kennbar schon wieder auf der anderen Seite 
def Barrikade. Damit machen wir es Ihr zu 
einfach. 

Steher scheint bisher der Verzicht auf die 
WAA ln Wackeradorl, auf THTR und Schnel­
len Broter. Steher scheint die Reorganisa­
tion der bundesdeutschen Atomindustrie Im 
westeuropllschen, vor allem deutsch-fran­
ZOSischen Kontext: mOgllcher Einkauf ln die 
WAA La Hague, Fusion der Reaktorbauer 
Siemens und Framatome, verstlrkte Zu­
sammenarbeit auf anderen Feldern der Nu­
kleartndustrle. Wie mossen davon ausge­
hen, daß die energiepolitischen Rahmenbe­
dingungen tn Zukunft nicht mehr national 
bestimmt werden, sondern zunehmend Im 
westeuropllschen Binnenmarkt. Wie 
schnell das geht und wie umfassend es sein 
wird, bleibt abzuwarten. 
Auf diese Grundtatsache aber moaaen wir 
urvelnrlchten: Wir werden es ln den nach· 
sten Jahren zunehmend weniger mit einem 
klaren, greifbaren Gegner zu tun haben als 
vielmehr zunehmend mit elneubstrakteren, 
weiter entrockten Gegner auf EG-Ebene. 
Das stellt uns vor große Probleme, weil wir 
nicht einfach auf gleicher Ebene mitziehen 

GekJppt(?): llfTR Harnrn-t~entrop 

kOnnen. Wir moaaen zwar versuchen, so 
schnell wie mOgllch die Kontakte mit den 
Bewegungen tn anderen Lindern zu verstlr­
ken, vor allem mit den französischen. Wir 
sollten uns aber keine Illusionen darober 
machen, wie sehr (oder wenig) uns das bel 
den kommenden Auseinandersetzungen 
konkret starken kann. Insofern muß das 
Hauptinteresse auch auf das Erstarken der 
bundesdeutschen Anti-AKW-Bewegung ge­
richtet werden und auf den Versuch, hier 
wieder zu gemeinsamen und erfolgverspre­
chenden Diskussionen, Akttonen und Per­
spektiven zu kommen. VIer Schwerpunkte 
scheinen steh dabei anzudeuten: 
- die Verlagerung eines Widerstands­
schwerpunktesvon der Oberpfalz Ins Wend­
land und zum Schacht Konrad, denn der 
Druck auf diese Projekte der Atomwlrt· 
schaft wird zunehmen. 
- Zweitens mossen wir versuchen, den 
Kern des bundesdeutschen Atompro-

Wlederaufarbeitung 

gramma, die taufenden Atomkraftwerke, 
starker zum Ziel unserer Planungen zu ma­
chen. Das wird wohl aktuell die schwierig­
ste Aufgabe sein. 
- Zum dritten werden die Atomtransporte 
eine noch grOBere Bedeutung erlangen. 
- Und schileBlieh moaaen wir uns darauf 
einstellen, daß Im Rahmen der verstlrkten 
Internattonalen Arbeitstellung Atomanla· 
gen an Bedeutung gewinnen, die bislang 
nur am Rande des Interesses standen, wie 
beispielsweise die UM tn Gronau oder 
mOgllche Zwischenlager und Brennelemen­
tefabr1ken. 
All diese Fragen und Perspektiven gilt es ln 
der nächsten Zelt Intensiv zu diskutieren 
und Konsequenzen daraus zu ziehen. Oie 
Chance, gegenzuhatten, weiter zu nerven 
und weiter etwas zu bewegen, stehen )eden­
falls nicht schlecht. 

Bemd 

Gekippt(?): Sc:ftnetler &roter K.lkar 
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Wlederaufarbeitung 

Erldäru• der aus 
Lüchow·Dannenberg und der Obe1 pfalz 

Die AbalchtNrlclfrllng Bundeakanz,., Kohl• 
und dea franzO.Iachen Staataprlaldenten 
Mitterand auf Ihrem PariHr Treffen, an Je ei­
nem WAA.Ste.ndort ln Jedem Land featzu· 
halten, tat Auadruclc grtJßtw Verlegenheft 
der Bonner Regierung. Denn Inzwischen ha· 
bM nicht nur der VEBA.Chef Rudolf v. 
s.nnlngsen-Foerdflr, sondern auch das 
RWE Ihr 0../nterease an der WAA Weckers• 
dorl kundgetan, um mit der franzO.Ischen 
Atomfirma COO~MA Ober die Wlederaufar· 
beltung von K.,."",.nnstoff ln Cap dfl Ia Ha· 
gue Ins Geachlft zu kom",.". Unabhlnglg 
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vom Auso-ng der Verhandlungen ln der ge­
meinsamen Komm/salon, die die 
Regierungschefs Jetzt verabredet haben, er· 
kllren wir, deS fOr una weder die nationale, 
noch die lntematlonale WAA·Varlante e/ne 
aktzepte.ble LO.ung daratellt. Wir waren seit 
1977 gegen die Pllne der Deutachen Gesell­
schalt zur Wiederaufbereitung von Kern­
brennstoffen (DWK) angetreten, um den 
Bau ei"., WAA zu verhindern: ob ln Gort. 
ben, Draghan, Wackeradort oder anderswo/ 
s.lbatwHatlndllch registrieren wir heute 
voller Freude, deß des Interesse der Elelctrl-

zltltageHIItohaft an Ihrer DWK schwl~t. 
Nach deren 12/lhrlgen Amoklauf durch die 
Bundfisrepublik bleibt der angeschlagenen 
Firma ollensichtlich als "Rettung" nur d86 
Auswelchen Ins Ausland. Hier gibt es keine 
A/aeptanz fOr die Plutonlumlabrlk. Aber die 
Europllslerung wird nicht dfln weatdeut· 
sehen Zugriff auf den begehrten BombM· 
stoff verhindern. Eine Arbeitstellung der 
Atomwirtschaft Im europlischert Ma&te.b 
deutet sich hier an. Sie worde langfristig 
darauf hinauslaufen, daß mit Waclceradorl, 
Ahaus und Gort.ben Langzeit-Zwischen­
lager fOr ausgediente Brennelemente bereit· 
stehen, ln Gorleben soll mit dem Bau der 
Konditionierungsanlage die notwendige Er· 
glnzung zur WAA entatehen, wo nicht· 
rezykllerbara Brennelemente zerachnltten 
und endlagerfertig verpackt werden. 
SchileBlieh wOrde als Gegenleistung fOr die 
Wlederaufarbeltung ln Frankreich mit dem 
Schacht Konrad bei Salzgitter und Im Salz· 
stock Gorleben Europas AtommOl/ln Endla· 
(lern .,.,..t.act w.m.n. Offen zu~n 
worde mit der Verlagerung der WI«Jerauf· 
bereltung nach Cap de Ia Hague aus Ko­
stengronden, daß die WAA nie ein Entaor· 
gungsbeltrag war. Die Gleichsetzung von 
WAA • Entsorgung hllt sich ln der Bericht· 
erstattungder Medien hartnlclclg, sielst ei­
neschilohte LOge der Atomlobby. O.nn ln 
Wirklichkelt steigert e/ne WAA das Volu· 
men radioaktiver Abfllle um ein VIelfaches. 
Die Atomindustrie k6nnte letztlich tor den 
Batrieb von AKWs auf eine WAA '1011/g IIW· 
zlchten, nicht aber auf die Konditionierung 
und die Endlagerung. O.Shalb fordern wir 
- aulgrund unserer gemeinsamen G• 
schichte und zur Untermauerung unserer 
gemeinsamen Grundanschauungen: Sofor· 
tlger Bauatopp ln Waclcersdorl. SchluB mit 
der AtommOIIproduktlon, denn es gibt keine 
sichere Entaorgung, weder ln Ahaua, 
Wackersdorl, Salzgitter oder Gorleben. Die 
elnzlgtt, von uns a/aeptlerte LO.ung he/Bt: 
SchluB mit dem Atomprogramm. Wird mit 
der Europllslerung des Atomprogramms 
seitens der Atomlnduatrfe eine neue Dimen­
sion tt/Dge/eltet, so setzen wir unsere ttn­
derObergrelfende Solldarftlt dagegen. R• 
dloaktlvltlt kenne keine Grenz.", unsere 
Solldarltlt Im Kampf gegen die mllltlrlsche 
und zivile Nutzung der Atomtmergle auch 
nicht/ 
Waclcersdorl!Oorleben, den 21.4.89 

FOr die Oberpli/zer BOrgertnltlatlvttn: l"na 
Sturm (P,.....precherln)IKontakt: OfU311 
1029. 
For die BOrgertnltlatlvtt Umweltschutz Lo­
chow-Dannenberg: Wolfo-ng Ehmke (Pres· 
SHprecher)/l(onte.kt O«JJ43ff/U15. 



Von der "Welt" bis zur ''taz,, Ist man sich 
einig: Mit der VEBA-Ankündlgung, in La 
Hague einsteigen zu wollen, ist die W AA 
Wackersdorfvom Tisch. Mit gedämpftem 
Unmutwird malwiederdas Kapitalaisder 
elgentlicheHerrscherim Land ausgemacht, 
der "die Bundesregierung wie einen Tanz­
bären am Nasenring hinter sich herführt" 
(so der GRÜNE Daniels) ·es überwiegt 
jedoch die Zufriedenheit. Hat doch der 
VEBA-Konzernchef höchstpersönlich die 
Wiederherstellung des energiepolitischen 
Konsens durch einen Verzicht auf Wak­
kersdorfalssein eigentliches Ziel benannt. 

Die folgende. Analyse der aktuellen Wak· 
kersdorf-Krise kommt zu einem anderem 
Urteß: 

-der VEBA-Vorstoß wird dazu führen, die 
Wiederaufarbeitung auch im Falle eines 
Regierungswechsels über die Hürden zu 
bringen 

• auch in Zukunft wird es in der BRD, • 
wenn auch nicht unbedingt in Wacken­
dorf. eine "nationale,' W AA geben. 

Im ersten Teil des Artikels wird- soweitmög­
lich -die Faktenlage dargestellt, anschließend 
folgen erste Bewertungen. 

Das französische Angebot 

Am 3. Apri11989 unterzeichneten die VEBA 
und die Betreibergesellschaft der W AA La 
Hague,COOEMA,ein "MemorandumofUn­
terstanding", das die folgende Option enthält: 

-Bereits ab 1990(1) wirddie VEBA49% der 
Anteile der WAA UP 3 (UP=Usine de Pluto­
niwn)übemebmen. Darin einschlossen istein 
Teclmologie-Transfer zwischen COOEMA 
bzw. dem franz. Atomenergiekommissariat 
(CEA) und der VEBA sowie die Etablierung 
eines 7 -köpfigen Aufsichtsrats, dem 3 VEBA­
Vertreter angehören. 
- Die UP 3, die Ende 1989 mit einem jährli­
chen Durchsatz von 800 Tonnen in Betrieb 
gehen wird, soll erst einmal 7.000 Tonnen 
Brennelemente aus Japan, Belgien, den Nie­
derlande, Schweden, der Schweiz und der 
BRD verubeiten und anschließend, d.h. ab 
frühestens 1999 für weitere 15 Jahre aus­
schließlichBRD-BrennelementeineinerGrö­
ßenordung von 400-600 Tonnen pro Jahr. 
- Da die UP3 ab 1999 als abgeschrieben gilt, 

wirdaQdiesemZeitpunktdie Wiederaufarbei­
tung mit 5.000 Franc/kg besonders preisgün­
stig sein, wobei dieser Preis jedoch von einer 
Reihe von Bedingungen abhängig gemacht 
wird: z.B. dürfen die jetzt geltenden Sicher­
heitsbestimmungen nicht verschärft werden 
und seitens der Behörden darf keine einzige 
Betriebsunterbrechung verfügt werden. Im 
Preis enthalten ist die 2-jährige Lagerung ab­
gebrannter Brennelemente in La Hague, die 

Wiederaufarbeitung 

Regieru9streit 
über 

Wackendorf 

einjährige Lagerung des Plutonium und die 
dreijährige Lagerung sonstiger W AA-Abfäl­
le, wobei allerdings die Transporte zurück in 
die BRD nach franz. Sicherheitsrichtlinien 
durchzuführen sind. (Nuclear Fuel, 17 .4.89) 

Daß Frankreich billiger kommt als ein BRD­
Standort ist freilich nichts Neues: Schon An­
fang 1984 berichtete das Manager-Magazin 
über einen Streit innerhalb der DWK: Ein 
Drittel der Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) votierte damals fürdie preisgünstigere 
Wiederaufarbeitung in LaHague, ein weiteres 
Drittel für die noch billigere "Direkte Endla­
gerung". Nureine Minderheitder Energiekon­
zerne plädierte für die nationale W AA, die die 
Bundesregierungam23.1.85infolgedessennur 
mithilfe eines Kabinettsbeschlusses durchzu­
setzen vermochte. Auch in öffentlichen Stel­
lungnahmen betonten damals z.B. die Rhei­
nisch-Westfälischen Elektrizitätswerke, daß 
man sich nicht aus eigenem Antrieb, sondern 
nur wegen dieser politischen Vorgabe an 
Wackersdorfbeteilige. Das Primat der Politik 
hatte damals funktioniert und wird auch heute 
von Bennigsen-Foerder, dem VEBA-Chef 
anerkannt. Seine Antwort auf die Frage, was 
passiert, falls die Bundesregierung den Coge­
ma-Veba-Deal ablehnt: "Dann ist das erle­
digt, dann bleiben wir in W ackersdorf." 
(14.4.89, West3-TV) 
Nichtallein wegender besseren französischen 
Preise steht Wackersdorf heute zur Disposi­
tion, sondern in erster Linie wegen des als 
sensationell empfundenen französischen 
Angebots einer deutschen Mitverfügung über 
die Plutoniumfabrik UP3. Benningsen-Foer­
der gegenüber dem Spiegel: "Es lag jenseits 
unserer Vorstellungskraft, daß die Franzosen 
bereit sein könnten, einen deutschen Partner 
als Miteigentümer zu begrüßen. Wir waren 
überrascht, daß die Cogema uns angespro­
chen hat." Eine gesonderte Untersuchung 
verdient die Frage, w a rum Frankreich diese 
Initiative ergriffen hat. Die Ursache der aktu­
ellen, durch Frankreich ausgelösten W ackers­
dorf-Krise istfreilich die Entschlossenheitund 
der Breite der Anti-WAA-Bewegung in der 
BRD. 

Die Widersprüche im Vor­
feld 

Das Memorandum des 3. April war bereits im 
Vorfeld Gegenstand intensiver nichtöffentli­
cher Regierungsaktivitäten. Diehierüberdurch­
gesick:ertenlnformationenreflektieren in ihrer 
Widersprüchlichkeit die real existierenden 
Wackersdorf-Differenzen im Regierungsla­
ger. 
Dieeine Version stammt vondem damaligen 
Chef im Bundeskanzleramt,Schäuble.Ineiner 
auchformal sehrungewöhnlichen Pressemit­
teilung (siehe Anmerkung (1)) wird der Ein­
druck erweckt, als sei die Unterzeichnung des 
Memorandums vom 3.4. geradezu ein Af­
front gegen die Bundesregierung gewesen. 
Zwar habe bereits am 2.3.89 der Veba-Chef 
den Kanzler "beiläufig" auf die mit COOE­
MA geführten Gespräche hingewiesen. In 
zwei unmittelbarvor Unterzeichnung desMe­
morand~s am 3.4. geführten Telefonaten 
habe Schäuble dem VEBA-Chef jedoch er­
klärt, daß VEBA sich "nicht auf eine Zustim­
mung der Bundesregierung stUtzen könne", 
zumal Kohl olmehin erst mit Mitterand reden 
müsse, den er aber erst am 4.4. treffen werde. 
Ungeachtet dieser indirekten Bitte um Zeit­
aufschubwurdedasMemorandumjedocham 
3.4., einenTagvor der deutsch-französi­
schen Begegnung unterzeichnet 
Nach der von "Spiegel" und ''Zeit" kolpor­
tierten Version hingegen hatte der VEBA­
Chef den Kanzler am 2.3.89 in größter Aus­
führlichkeit über den Cogema-Plan und die 
Kosequenzen für W ackersdort informiert. 
Auch eine dpa-Meldung vom 12.4. erweckte 
den Eindruck, als sei der deutsch-französi­
sche Deal bereits geritzt: "Nach Informatio­
nen des ZDF' s ist die Entscheidung zur Auf­
gabevon W ackersdorfbereits gefallen. Unter 
Berufung auf Bonner Regierungskreise hieß 
es, ein Vertrag/&ir die Zusammenarbeit mit 
Frankreichwerde beimdeutsch-französischen 
Gipfeltreffen nächste Woche in Paris unier­
zeichnet." Dem entspricht eine Information, 
wonach die VEBA von dem öffentlichen 
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Wirbel selbst überrascht wurde. Denn dort 
"sei man davon ausgegangen, daß dieser 
VorgangerstnDChdenGespriicMnvonBun­
des/canzler Kohl mit PriJ.silünt Milkrand in 
derkommendenWocMbelu:uwgegebenwer­
de." (PE der baycrischen Landtagsgrll­
nen,13.4.89) 

Sicher ist, daßder Deal nicht durch den VEBA­
Chef sondern durch das Bundespresseamtes 
am 11.4. öffentlich gemacht wurde. Und fest 
steht weiterhin, daß aufgrund der sich an­
schließenden CSU-Interventionen die Ge­
schäftgrundlagen für die deutsch-französi­
schen WAA-Beratungen am 19./20.4 . erheb­
lich verschoben wurden. 

DieAuseinandersetzungen zwischendem 11. 
und 14.4. verdienen eine Detailbetrachtung ­
sie belegen die Tiefe der Widersprüche im 
Regierungslagerund sindzugleicheine Grund­
lagefür die Beantwortung der Frage. worauf 
die Anti-WAA-Bewegung sich ggfls. einzu­
stellenhat 

Permanente Regierungs­
krise 

10.4.89: Waigel , Lambsdorff, Töpfer, Rie­
senhuber, Haussmann und Dick (bayr. Um­
weltrninister) beraten im Kanzleramtauf Ein­
ladung Schlubles über dieZukunftder W AA 
Wackersdorf. Am Abend setzen Waigel und 
Kohlm einem 4-Augen-Gespräch die Bera­
tung fort. 

11.4.89: Regierungssprecher Ost macht in 
einer Pressemitteilung die "unverbindliche 
Absichtserlclärung" von VEBA und COOE­
MA erstmals publik. Das "nationale Entsor­
gungskonzept" der BRD sei hiervon nicht 
berilhn. 

12A.89: Das Thema Wackersdorfbehem cht 
dieAbendnachrichten. Am Vorabend der Prä­
sentation einerneuen Regierung macht W ai­
gellt Heute-Joomal seine Mitarbeit im Kabi­
nett abhängig von der"unmißverständlichen" 
Kanzlenusage, an der W AA Wackersdorf 
festzuhalten. Kohl dementiert dieses Junk­
tim. Lt. Streibl haben sich am 12.4. jedoch 
Kohl , Waigel und Lambsdorff auf den Wei­
terbau der W AA geeinigt. (Mittelbaycrische 
Zeitung,14.4.) In Bonn kursien das Gerücht 
von der Existenz eines diesbezüglichen 
Waigel-Briefes an Kohl. 

13.4.89: Große Pressekonferenz mit Regie­
rungsumbildung. DenZDF-N achrichtenmel­
den um 0 .35, Waigel habe sich "noch nicht 
entschieden, ob u den Kabineusposten an­
nimmt". Die Pressekonferenz beginnt eine 
Stunde später als vorgesehen. Waigel ist im 
Kabinett und Kohl verliest einen vorbereite­
ten Text zu Wackersdorf,der- so Kohl - auch 
die "Gesprichsgrundlage" mit den Franzo-
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sendarstelle. DieserText undsein Schlüssel­
satzkonnten durchaus als eine verklausulier­
te Absage an eine WAA Wackersdorf inter­
pretiert werden: "Sollien jeiZI Präzisierun­
gendieses( naJWna/enEn.tsorgUf18s-KonzeplS 
für die Zeit NJCh 2000 notwendig und rweck­
miißig sein, werden wir bei einer solchen Ent­
scMidung der besonderen Verantwortung, 
derderGesamlstaoljürdenFreistaol Bayern 
lwl .. Rechnung zu tragen haben." Die Ant­
wortausBayern ließnicht auf sich warten: In 
einem Fernschreiben vom selben Tag forden 
Ministerpräsident Streibl, "sofort und ein­
deutig" eine Richtlinien-Entscheid des Kanz­
lers zugunsten Wackersdorf:"/ch weise Sie 
daraufhin, daß eine Beteiligung der V eba an 
der Cogema und der ßau der W AA sich ge­
genseitig ausschließen." 

14.4.89: Aufgeschreckt durch das bayerische 
Fernschreiben versammeln sich erneut W ai­
gel, Lambsdorff, Töpfer, Riesenhuber,Haus­
SIDIIM und Dielt bei Schäuble im Bundes­
kanzleramt, um die Vorgabe fürdie deutsch­
französischen W AA-Gespräcbe zu revidie­
ren. Das Ergebnis ("Ich war heule auch er­
staunt, als ich das las" - so der Regierungs­
sprecher) liest sich wie folgt: "Die Bundes­
regierung wird (bei den deutschfranzösi­
schenKonsulJationen)lceinenZweifeldaran 
auf1commua lassen, daß sie NJCh wie vor ein 
integriertes Entsorgungslwnzept mit einem 
Standon derW AA in Deutschland unddamit 
in Wadcersdorf aus Gründen der En.tsor­
gungssicMrheii für notwendig hä/J." Das 
COGEMA-Angebotsolle unter der Prämis­
se "Wackersdorf erhalten" geprüft und das 
nationale mit dem internationalen Konzept 
harmonisiert werden. (Protokol!Bundespres­
sekonferenz) Eine von der Koalitionsrunde 
eingesetzteArbeitsgruppesollediesbez!lgli­
che Positionspapiere fiir den Gipfel erarbei­
ten. (SZ,l5.4.) 

Wledertiuferbeftung 1n La Hegue ••• 

Dabei blieb es. Zwar erlcläne Bennigsen­
Poerder, Wackersdorfund La Hague könne 
e.r sich nicht vorstellen. Die CSU jedoch 
konnte im bayrischen Landtag stolz einen 
Brief des Kanzlers zitieren, wonach dieser 
bei dem Gespräch mit Mitterand "lceinen 
Zweifel daran aujkomlnen lassen" werde, 
daßdie Bundesregierung eine W AA in Wak­
kersdorf "für notwenig" hälL (taz, 19.4.) 
Diese Grundlage ermöglichte der CSU fort­
an einen modifaierten Sprachgeb,auch: 
Bayern, das sei doch klar, werde bei neuen 
Erkenntnissen gewiß nicht um eine W AA 
kämpfen ... 
In Pariskam Mitterand "seinemFreundKohl 
in der heiklen Frage der 1llllcleaun Zusam­
menarbeit entgegen", schrieb am 21.4. die 
Neue OsnabrückerZeitung: "Witür Erwar­
ten" stimmte er der Enichtung von zwei 
W AA-Standorten zu. In der in Paris verab­
schiedeten Erklärung heißt es: 

"Nachdem die Bundesregierung;,. Ober­
eU.slüniiiiUig mit der frrmzijsischen Regie­
nueg ihren Wille11 bekriiftigt luJt, 411 ihrer 
PoliJilcdesBreiiiiStofflcreislaufesfes/zJUud­
lell, wu dlu Besuhe11 von zwei Slalldorte11 
11011 WWkrauftsrlwitungstutlagelliiiFI'GIIIc­
reiclt und;,. der Buntksrepublilc Delllsclt­
l4nd eU.scltlüjJI, sind dU beiden Regierun­
gen ühereingelcommen, dU Absiclttsertlii­
rung zwischen VEBA und COGEMA ;,. 
eU.en grö~ren Zusammenhang zu stel­
len: .. " 

Eine französische und eine bundesdeutsche 
Arbeitsgruppesollenden "größerenZusam­
menhang"innerhalbvonzweiMonatenkon­
lcretisieren. Der BRD-Gruppe ist hochran­
gig besetzt. Ihr gehören unter der Leitung 
Töpfers ein Mitglied der bayerischen Staats­
regierung sowiedie Staatssdcretäredes Wirt­
schafts- und des. Forschungsministeriums 



sowie des Auswärtigen Amtes an. Die Zu­
sammenarbeit. so Töpfer am 20.4. vor dem 
BWldesrag, "müsse aufzwei Säulen inFrOIIk­
reich und inDeutschlandaufgebaul" werden, 
"diesichbeiderBewältigungderauftreten­
denLasten wechselseitig unterstützen." 

Sollendiedeutsch-französischenGespriche 
die schrittweise Aufgabe von Wackersdorf 
lediglich vernebeln? Geht es um eine zu­
künftige Arbeitsteilung, bei der die militä­
risch interessante W AA in Frankreich bleibt 
und die gemeinsame Brennelemente-Ferti­
gung nach Baycmkommt?Odez'wollen beide 
Länder an der Existenz von nationaler, gro­
ßer Wiederaufarbeitungsanlagen festhalten? 

Es ist noch früh für eine definitive Antwort. 
Zuviele Unbekannten sind im Spiel. Unab­
hängig vonder konkretenZukunftder W AA 
Wackersdorfkönnen allerdings schon heute 
für die weitere Widerstandsdebatte gegen 
die W AA und die Stoßrichtung der Mobili­
sierung zur München-Demo am 3.Juni erste 
Thesen formuliert werden; 

These Nr.l: VEBA sucht 
eine Überlebensstrategie 
für die Plutoniumwirt­
schaft 

Die Anpassung der Grünen und die Heraus­
bildung der REPs haben einen Regierungs­
wcchsell990 in den Bereich des Möglichen 
Jc:rik:kt.In diesem Falle wäre zumindest die 
W AA Wackersdorf, ggfls. sogardie W AA­
Optim insgesamtgefährdet DerCOGEMA­
Deal dient u.a. dem Ziel, dieser Option über 
allerpolitischer Erschütterungen hinübeTZU­
reaen. W ares in Hessen die Bwtdesaufsicht. 
die als "Sachzwang" die Expansion der 
Hanauer Atombetriebe absicherte, so soll bei 
rosa-grün oder rosa-gelb auf Bundesebene 
ein deutsch-französische Sraatsvertrag die 
Rettung derbundesdeutschenPlutoniumwirt­
schaftsicherstellen. "Denneindewsch-fran­
ziJs.ischer Staalsvertrag - "condiJw sine qua 
non"flinlieZusammenarbeitzwischenVeba 
ll1ld Cogema - bindet alle Betroffenen, z.B. 
auch eine neue Regierung in Bonn", ver­
mrzkte bereits am 18.4.89 das Handelsblatt. 
Der vielfach gefeierte "Aussteiger" an der 
Spitze des Veba-Konzerns entpuppt sich so 
als der weitsichtige Wegbereiter der Pluto­
niumwirtschaft; das sympathieheischende 
Gerede von dem "energiepolitische Kon­
sens" als Vorschlag, wieein sozialdemokra­
tisches Anti-WAA-Progranunggfls. gekippt 
undder"Konsens" dennocherhalten werden 
kann. Ohne erkennbaren "Dissens" verseu­
chen in La Hague schon heute überwiegend 
bundesdeutsche Nuklear-Hinterlassenschaf­
tc:n den Atlantik und den NordwestenFrank­
reichs. 
Die Anlehnung an Frankreich zur Sicherung 
von innenpolitisch gefahrderen Optionen 

dürfte für Kohl ein wesentlicher, wenn auch 
nicht der Einzige Grund sein, die Cogema­
Offerte aufzugreifen. Eine in Bonn beson­
dersgemgeseheneVariantederZusammen-

arbeitsieht vor, die Vebain LaHagueunddie 
Cogema in Wackersdorf einsteigen zu lassen 
(vgl. Protokoll Bwtdespressekonferenz, 
17 .4.). Ein derartiges Abkommen könnte 
sogar einer Fertigstellwtg der Bayern-W AA 
den Weg bahnen. 

These Nr 2: An der "natio­
nalen" Option wird festge­
halten 

Esistnochnichtzuüberschauen,obdieBwt­
desregierung die W AA Wackersd6rfhalten 
kann (siehe wtten). Sicher ist allerdings, daß 
sie auf eine eigene W AA, zumal nach dem 
Einlenken Frankreichs, nicht freiwillig ver­
zichten wird. Ebenso sicher ist, daß dahinter 
das Inter~sse steht, sich die militärische 
Nuklear-Option offenzuhalten. Bei aller 
deutsch-franzö.sischen Kooperation im Be­
reich der Ökonomie weiß man genau, daß 
Frankreich auch in Zukunft eine nuklear 
ebenbürtige BRD verhindem will. Die 
deutsch-französischeVariante wird deshalb 
auch langfristig das nationale Element der 
BRD-Plutoniumwirtschaft nicht völlig er­
setzen können. 

Ausgerechnet ein Gewerkschaftsführer, der 
lG-Chemie-ChefRappe, hat wtter Rückgriff 
auf das Vokabular Adenauers einen ersten 
diesbezüglichen Vorschlag wtterbreitet. Er 
wtterstützte- so Rappe- ja den Veba-Chef, 
warneabervorderGefahr, die WAA-Tech­
nologie aus politischem Opportunismus ins 
Ausland abzudrängen: Dann "bestünde die 
Gefahr, daß der Morgenlhau-Plan mit 50 
Jahren VerspäJung verwirklich/ würde." 

Wiederaufarbeitung 

(Adenauer nannte 1967 den Atomwaffen­
sperrvertrag einen "Morgenthau-Plan im 
Quadrat".) Man dürfe - so Rappe - aus der 
"nationalen Wiederau[(lrbeitungstechnolo­
gie" nicht vollständig aussteigen. Deshalb 
solle zumindest die W AA im Kernfor­
schwtgszentrum Karlsruhe, die bisher über 
1000 kg Plutonium abgetrennt hat. "erhalten 
und modernisiert werden." (Handelsblatt, 
19.4.89) 

"Modernisiert ... " - wieder so ein Schlüssel­
wort. 

Rappe verkörpert die alte Helmut Schmidt­
Linie, die im SPD-Parteiapperat weitere An­
hänger wtd bei den Unionsparteien eine 
Mehrheit hinter sich weiß. Für diese Leute 
war und ist das Festhalten an der Politik des 
"geschlossenen Brennstoffkreislaufs" (sie­
he deutsch-franz. Erklärung) ein Teil der 
Staatsräson, wobei der Begriff "geschlosse­
ner Brennstoffkreislauf' nur eine Chiffre ist 
für die Entwicklwtg der militärisch abrufbe­
reiten Technik der Urananreicherwtg und 
Wiederaufarbeitwtg. Es gibtfürdie Bundes­
regierung ohne entsprechende innenpoliti­
sche Zwänge keinen Grund, von der Politik 
des "geschlossenen Brennstofflcreislaufs" ab­
zurücken,diez.B.1977mitdemFesthaltenan 
der W AA Gorleben selbst gegen massivste 
us-amerikanische Anfechtungen verteidigt 
werden konnte. Leider gibt es z.Zt. weder in 
derFriedens-undAnti-AKW-Bewegungnoch 
bei den GRÜNEN eine erkennbare Anstrcn­
gwtg, das militärische "Stand-By" -Programm 
der Bundesrepublik prinzipiell aufs Korn zu 
nehmen. Dabei böte die aktuelle Wackers­
dorf-Krise gerade für eine derartige Kampa­
gne einen optimalen AnsatzpunkL Es war für 
die Bwtdesregierwtg schon immer ein Pro· 
blern, ausgerechnet die waffentechnisch be­
deutsamen Technologien als angeblich "na­
tionales" Erfordernis zu verankern. Stärker 

... deutach/franzöalacher Atommüll ..• 

9 



Wlederaufarbeltung 

alsjemalszuvoristmanheuteinBonnmitdcr 
Scbwierigkeitkonfrontic:zt. "daß diese (waf­
fentechnische) Möglichkeil in der Bundesre­
publik tabuisiert (ist) und man sich d4her 
nichleinmalinlemdariJberklarverstlindigen 
(kann), wie gewichtig dieses I'IIQChlpolilische 
Interesse (ist) und wieweil man sich darauf 
verlassen (kann), daß der Staat die erforder­
lichen Technologien zu gegebener Zeit ohne 
vielAufhebens mitfinan.zieren(wird)." (siehe 
auch Anmerkung (2). 

3. Aus für die W AA Wak­
kersdorfl 

DasCOGEMA-Angebothatdieschon länger 
bestehenden Wide:rsprllcbeinnethalb derherr­
schenden Eliten zur Frage der WAA Wak­
kersdorf dramatisch zugespitzt. 

Die VEBA AG ist nicht irgend jemand. 1985 
rangierte sie mit 50 Mrd. Umsatz und 70.000 
Beschä.ftigtenaufPlatz4derumsatzstärbten 
Untemdunen. Am AKW-Bereich beherrscht 
sie u.a. die PreussenElektra. dle Urangesell­
schaft und die Uranit. In ihrem Wmdschatten 
hatsichdieFrondedererlclärtenGegnereiner 
nationalen Groß-W AA weiterverbreiten: Die 
Mehnahl der Energiekonzeme, die SPD, die 
FDP-ParteibasisundTeilederCDUsindheute 
gegen den Weiterbau der W AA. 

Ein entgegengesetztes Interesse haben bisher 
neben der CSU der W AA-Erbauer Siemens, 
Teile <Jes Bayernwerks und die DWK ange­
meldet. 

Auf der Erscheinungsebene gibt es einen Wi­
derspruch zwischen dem eherwestewopäisch 
denkenden, profitratenkalkulierenden Groß-. 
kapital um einenBennigsen-Foerderund den 
eher chauvinistisch orientierten Frontsolda­
ten um Dregger und Waigel - mit einem 
Kanzler zwischen den Seilen. Die Wirklich­
keit sieht natürlich etwas komplizimrz aus. 
So darf die eine Seite durchaus Kritik an der 
vorwiegendökonomiscllenArgumentalionder 
VEBA geübt werden, während die Wackers­
dorf-"Gegner" die Tabuisierung der militäri­
schen Optionenzureigenen Maxime erheben. 

Grafl..ambsdorffspricbtvoneiner "außenpo­
litischen Frage von höchster Brisanz" um 
gleich darauf den Finger auf den Mund zu 
legen. Man weiß davon aber hilt das Maul. 
Genscher,dcrheutegegendenStah1helmden 
künerenzieht. wird ihnmorgeninder Debat-

. te über einen gnmdgesetzlichen Atomwaf­
fenverzicht erneut verteidigen. Als "stiller 
TeUbaber der gegenwirtfgen Regierung" 
inderFragederWAA(FAZ.28.4.)wirdauch 
die SPD nicht aus der Reihe scheren. Selbst 
WolfgangRoth,dernocb 1986dieWAAals 
"OptionfürdeutscheKemwatfen" bekimpf­
te, hat heute den Schongang eingelegt, wenn 
er nur noch den "wirtschaftspolilischen 
Skandaf' (FR,15.4.) an denPrangerstellt Es 
bleibtsomiteinemLotharDomröse,General-
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Ieutnant a.D. und Präsident der Clausewitz­
Gesellschaftvorbehalten,dendeutscbeAtom­
waffen-StandpunktinErinnerungzubringen: 

•'Jede Oberkgwtg zur Verteidigwtgs- utul 
Sicherheibpolitilc, auch jede Stralqk, hat 
die Existenz vo11 Nulckarwalfe~a oder die 
M öglichlc.eit eiii.Dibezkhe~t, Nulckarwajfe11 
111it Begi1111 eines Krieges zu produriere11.,. 
(Europ.Wehrlcunde, 2/89, S.80) Voilat 

Nun ist Wackersdorf in der Tat weder F'JSch 
noch Fleisch: Als Militärprojekt ist die Anla­
ge überproportioniert, als Projekt der Ener­
giewirtschaft hingegen konlcurrenzunfähg, 
dazu klein. 
Das Schicksal der WAA Wac:kersdorf Ist 
derzeit nicht absehbar: 

Auf der einen Seite möchte man keinen Pfif­
ferling mehr auf die Zukunft dieser Anlage 
verwetten: 
DieinilitärischeOptionistnichtan Waclcers­
dorf gebunden: Karlsruhe, Gronau und Ha­
nau bieten genug. DaeineAbsageanCogema 
miule:weileoffenkundig ausgeschlossen wird, 
stellt sich selbst für ein verkleinertes Projekt 
das Probleme, die erforderlichen Milliarde­
nausgaben mit nichtmilitirischen Argumen­
ten zu legitimieren. Es kann nicht ausge­
schlossen werden, daß der Wackersdorf­
V erzieht bereits jetzt als Trumpfkarte für die 
deutsch-franz&iscben At.omgespichebtzeit-
gehalten wird. · 

Andrerseits sollte man gerade dieser Regie­
rung immer nur das Schlimmste zutrauen. 
Der Poker mit dem Pochen auf die nationale 
Option war bisher keineswegs erfolglos. Neue 
chauvinistischen. V erdummungskampagnen 
deuten sich in den Beschwörungen eines 
angeblichen höheren Siclu:rheitsstandart der 

... Endlegerung Im ScMcht Konrad 

bayerischen W AA bereits an. Ein Einstieg 
des zivil-militärischen Cogema-Konzems in 
Wackersdorfwürdeder BRD- wennauchnur 
fürden Preis einer französischen Mitsprache 
- die Option auf die großtechnische Plwo­
niumherstellung ethalt.en. 
Im Kontext der geplanten Europiiscben Si­
cherbeitsunion galt W aclcerdorfbisher als eine 
wesentlichematerielleVerlcörperungder"Dritt­
staatenthese" Helmut Kohls: Die Anlage war 
und ist ein Symbol für den Anspruch auf nu­
ldeareGleichrangigkeitgegenüberFrankreicb 
und Großbritannien. Wir dürfen niemals ver­
gessen, daß in einem nicht unwesentlichen 
Detail auch ein Bennigsen-Foerder unter Sei­
nesgleichen in der Minderheit ist: Mit seiner 
Mahnung,mandiirfe "nichtvergessen,daßwir 
ein /deines l..!md sind." (Spiegel 16/89) 

Daraus folgt: Noch niemals gab es größere 
Chancen,dieWAA Wackersdorfzukippen.Es 
wäre jedoch verfrilht. bereits jetzt zu jubeln 
und der VEBA das Feld zu überlassen. Abge­
sehen von Notwendigkeit, ggfls. auch gegen 
ein Zwischenlager oder ein Brennelement­
Fabrik in der Oberpfalz zu mobilisieren, muß 
gerade jetzt der Widerstand gegen die W AA 
auf allen Ebenen Nerstirlct werden. Jedes wei­
tere Festhalten an Wackendorf muß als un­
zweideutiger Beleg für militärische Nulclea­
rambit.ioneninBonndenunziertwe:rdc:n.Gleicb­
zeitig muß der Widerstand auf Karlsruhe, d.h. 
auf jede weitere nationale W AA-Option aus­
geweitet werden. 

GleichzeitigsolltenwirunsinallerSchilrfevon 
derVEBA ·.abgmtzenundstirkeralsbisher 
La Hague zwn Gegenstand von Anti-WAA­
Aktivititen machen. COGEMA ist gleicher­
maßen im zivilen und militärischen Atombe­
reich engagiert. Der Aufbau einer deutsch­
f:ranzösiscbenPlutoniumindustrie bedeutet. daß 



Der Veba-Chef Rudolf von Bennlngsen­
Foerder Ist ein kluger Kerl. Er kann rechnen, 
von daher weiß er, daß eine WAA ln 
Wackeradort dreimal teurer kommt als die 
Wiederaufbereitung ln der französischen 
Plutoniumschmiede Cap de Ia Hague. Au· 
8erdem aber kennt er den politischen Preis 
der WAA und will der Anti-AKW-Bewegung 
die Spitze nehmen. Im SPIEGEL-Interview 
(Nr. 16189) plädiert er fOr den Rockzug aus 
Wackersdorf, um "den notwendigen ener­
giepolitischen Konsens zwischen Kernener­
gie und Kohle wlederherzustellen". 
Bennlngsen-Foerder will den "Relzpunkt 
Weckersdorf zurocknehmen", um wenig­
stens den Betrieb der AKWs nach dem hor­
renden Akzeptanzverlust der letzten drei 
Jahre seit Tschernobyl und Transnuklear 
"konsensflhlg" zu machen. Vor Ihm hat 
schon jemand fOr diesen taktischen ROck· 
zug plädiert. Der niedersächsische Mlnlster­
prlsldent Albrecht (CDU) rang sich 1979 zu 
einem Nein zur WAA Gorleben durch, die er 
fOr technisch machbar, politisch aber nicht 
durchsetzbar hielt. Interessante Parallele ln 
der Argumentation: die WAA sollte aus der 
Planung herausgenommen werden, damit 
die Vorbereitungen zur Errichtung des End· 
Iagers ohne zeltliehe Stockungen terminge­
recht vorankämen. Albrecht ln einem Brief 
an den damaligen Kanzler Schmldt (SPD): 
"Entscheidend Ist, daß Arbeiten zur Vorbe­
reitung eines Endlagers weitergehen, und 
daß die En~sorgungskoppelung nicht den 

die Stromverbraucher bei uns zu allem anderen 
Ärger zukünftig auch noch dazu verdammt 
werden, die Force de Frappe zu subventionie­
ren. 

mk(Red.) 

Anmerkung zu (1): 
der Pressemitteilung wurde nachträglich -mit 
anderem Schreibmaschinentyp - eine Ergän­
zung, jedoch an einer falschen, logisch unsin­
nigen Stelle, eingeklebt, was aufHektik schlie­
ßen läßt Anlaß war die Behauptung Bennig- · 
sen-Foerders vom 16.4., die Bundesregierung 
habe seine Pläne gekannt und im Prinzip gebil­
ligt. 

Anmerkung zu (2): 
so Joachim Radkau, Aufstieg und Krise der 
deutschen Atomwirtschaft, Reinbek 1983, 
S.290 in der Vergangenheitsform über die 
Probleme der 50er Jahre, den Brennstoffkreis­
laufzur"nationalen" Aufgabe zu erheben. Diese 
Verständigungsschwierigkeiten sind bis heute 
ein nicht gelöstes Problem. 

Betrieb der vorhandenen Kernkraftwerke 
lahmlegt und den Bau weiterer verhindert." 
Fragt sich, ab derartige Rechnungen aufge­
hen. Denn politische Widersprache · zwl· 
sehen der bayrlschen Anti-WAA·Bewegung 
und der Anti-AKW·Bewegung gibt es ln der 
Tat. Die Oberpfälzer PlutoniumkOche fokus· 
slert zunächst Forderungen der Friedensbe­
wegung wegen des möglichen Zugriffs der 
BRD auf den Bombenstoff, der" von Stllle­
gung betroffenen Kollegen der MaxhOtte 
("Maxhotte ja - WAA nein") und der Anti· 
AKW-Bewegung gegen den weiteren Aus­
bau des Atomprogramms. Der besondere Tl· 
tel "Anti·WAA·Bewegung" unterstreicht 
bOndnlspolltlsche Besonderheiten und läßt 
Spielraum fOr Positionen, die Im Gegensatz 
zu den Forderungen der Anti·AKW· 
Bewegung stehen. So wird ln einem Info der 
Amberger BI gegen den Bau der WAA die 
Studie der Projektgruppe Andere Entsor· 
gungstechnlken (PAE) des Kernforschungs­
zentrums Karlsruhe zitiert, die Im März 1985 
veröffentlicht wurde. ln dieser Studie wird 
nachgewiesen, - und die Herausgeber des 
Infos schließen sich dieser Sicht an -, daß 
die direkte Endlagerung ohne Wiederaufbe­
reitung sowohl unter dem Aspekt der radio­
aktiven Umgebungsbelastung als auch fl· 
nanzlell erheblich vorteilhafter als der Pfad 
der Wlederaufarbeltung Ist. Ein Plädoyer fOr 
die direkte Endlagerung Ist - zum GIOck -
in der Anti·AKW·Bewegung nicht konsens­
fähig, sondern worde auf scharfe Ableh· 
nung stoßen. Wer mit dem Eintreten for eine 
Atomanlage eine andere verhindern will, 
strapaziert die Solidarität und riskiert den 
Bruch. Man könnte es noch fOr einen Aus­
rutscheraus den Anfängen der Anti-WAA· 
Bewegung halten, wenn sich diese Haltung 
nicht facettenreich bei den BOndnlspart· 
nern wiederholte. Der Rechtsvertreter von 
Greenpeace, Anwalt Chrlstlan Salier aus 
Manchen, entfaltete auf der WAA·Anhörung 
Im Juli vergangeneo Jahres ln Neunburg 
vorm Wald unwidersprochen die gleiche Ar· 
gumentatlon, nachzlesen Im Pressespiegel 
der Anhörung. Die westdeutsche Sektion 
der Ärzte fOr die Verhotung eines Atomkrie­
ges (IPPNW) demonstrierte Im Herbst 1988 
ln Wackeradort auf der Grundlage eine& 10-
Punkte-Programms. Punkt 4: "Wiederaufbe­
reltung von abgebrannten Kernbrennstoffen 
fOhrt wegen der damit verbundenen höhe­
ren Emission radioaktiver Nuklide ln die 
Biosphäre zu größeren gesundheitlichen 
Schäden als die direkte Endlagerung ent· 
sprechend behandelter Brennelemente." 
Derartige Losungen machen es auch dem 
DGB und der SPD leicht, ln das Anti-WAA· 
BOndnls mit einzusteigen, denn es be­
schreibt exakt die Position dieser Organlsa· 
tlonen. ln einer Senatsdrucksache der Ham­
burger BOrgerschaft - ebenfalls zum Sy· 
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atemvergleich WAA • direkte Endlagerung 
- läßt sich nachlesen, wie sich die SPD die 
LOsung vorstellt. Unter dem Titel "Aspekte 
der Sozlalverträgllchkelt" wird darauf ver· 
wiesen, daß der Bau und Betrieb von AKWs 
"in groBen Teilen der Bevölkerung ohne Ak· 
zeptanz geblieben" Ist. Und weiter: "Bezo­
gen auf die direkte Endlagerung heißt das, 
daß eine derartige Entsorgung akzeptanz· 
fOrdernd wirkt, da nicht nur die radioaktiven 
Emissionen reduziert werden, sondern auch 
der Ausstieg aus der Kernenergie - ohne 
Schaffen von Sachzwängen - offenbleibt 
Sollte auf Kernenergie nicht verzichtet wer· 
den, bleibt nach einer Langzeltzwlschenla· 
gerung Immer noch die Option des Wieder· 
elnstlegs." (Drucksache 11/446, 11. Wahlpe­
riode). 

PLUTOHIUM 
AUCH IN lttiE NAHEt 
UHD AUF IHRE KOSTI"··· 

Die Offensive der Elektrizitätswirtschaft 
zum Ausstieg aus der "nationalen LOsung" 
stellt die Anti·WAA·Bewegung auf eine har­
te Probe, und es muß sich zeigen, ob die 
Verzahnung mit der Anti·AKW·Bewegung 
und die politische Reife so stark sind, daß 
man hier einer Versuchung widersteht. Ob 
hier der Weg der Sozlaldemokratlslerung 
der Anti-WAA-Bewegung vorgezeichnet Ist 
oder ob die Losung der Anti·AKW· 
Bewegung "Über den bereits voi'handenen 
Atommoll reden wir erst, wenn der Ausstieg 
aus dem Atomprogramm beschlossene Sa· 
ehe Ist" auch bei der steh abzeichnenden 
Europllslerung des Atomprogramms und 
der Internationalen Arbeitstellung greift, 
wird an den anderen Atommollstandorten 
Ahaus, Salzgitter, WolfenbOttel und Gorle­
ben äußerst wachsam verfolgt. Bestimmt 
nicht nur dort, sondern auch in den Chefeta· 
gen von VEBA und Konsorten. 

Wolfgang Ehmke 
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Wlederaufarbeltung 

Aktuell erleben wir ln der BAD eine Diskussion Ober ein eventuelles Fallen­
lassen der WAA ln Wackersdorf und stattdessen eine Beteiligung der VE­
BA an der französischen WAA in La Hague. 
Eine sehr verkOrzte Agitations-Parole der Anti·AKW· und Friedensbewe­
gung war: Oie WAA in Wackersdorf bedeute den Einstleg ln die Plutonium­
wirtschaft. Das ln einer solchen WAA anfallende Plutonium könne for eine 
eigene deutsche A·Bombe verwendet werden. Was wäre also näherllegen· 
der als aus den 'jetzigen Diskussionen die oberflächliche Schlußfolgerung 
zu ziehen, mit der WAA ln Wackersdorf falle auch die deutsche Option zur 
eigenen Bombe. 

Die Plutoniumwirt· 
Da werden mal wieder, und nicht zum ersten 
Mal, reichlich journalistische Nebelbomben 
geworfen und bewußt oder unbewußt fal­
sche FAhrten gelegt. Wieder einmal wird 
uns vorgerechnet, wie unwirtschaftlich 
doch das ganze Atomprogramm (einschließ.. 
lieh der WAA und Schneller BrOte!) Ist. Nur 
eins Ist ln der jetzigen Debatte ein VOIIIges 
Tabu, egal ob man die konservative FAZ 
oder den linksliberalen Spiegel oder die 
Frankfurter Rundschau oder taz liest. Oie 
tabuisierte Frage lautet: Wo verlaufen die 
mlllt&rlschen Spuren, Interessen und Optio­
nen ln der -Jetzigen Debatte zwischen der 
BRD und Frankreich? Warum kann man 
nicht einfach zugeben, daß am Anfang der 
Atomforschung das militariaehe Interaase 
stand, aowohlln NazJ.Deutschland als auch 
ln den USA, und daß bla heute auch die zivi­
le und militariaehe Nutzung der Atomener­
gie siamesische Zwillinge alnd, die alch 
nicht voneinander trennen lassen. 
Bundeska~ler Kohl vertrat nach dem 
deutsch-franzoslschen Gipfel ln Paria das 
Zwel.s&ulen-Konzept: d.h. vorlluflg soll so­
wohl an der WAA ln Wackeradort festgehal­
ten werden als auch eine Beteiligung an der 
WAA ln La Hague erfolgen. Wirtschaftlich 
gesehen Ist diese Option absolut sinnlos. 
Einen Sinn macht sie nur unter politischen 
und mllltlrlschen Gesichtspunkten. Diese 
kOnnten folgendermaßen aussehen: Mit der 
WAA ln Wackeradort mOchte man (noch) 
nicht die eine diplomatische Trumpfkarte 
aus der Hand legen, mit der man eine Mlt­
verlOgung, Beteiligung o.a. an der franzosl­
schen Atombewaffnung Im Sinne einer ge. 
melnsame.n · Mllltlrgroßrnacht Europa er­
streiten mOchte. Mit der Beteiligung an der 
WAA La Hague kOnnte die deutscn. 
franzo&lsche Plutonium-Kooperation ausge­
baut werden. Auch hier kOnnte es aeln, daß 
die BRD, - wenn sie schon an der Plutoni­
umerzeugung beteiligt Ist, an der "Force de 
Frappe" zukOnftlg mitbestimmen will. 
So utopisch wie alch das anhOrt Ist dies gar 
nlchlsett geraumer Zelt gibt es b9l den-MI­
IItlratrategen der BRD, Frankreichs und 
Englands eine Diakussion Ober eine westeu­
ropllache bzw. eine deutacn.franzo&lsche 
Atomstreltmacht. Im Februar dieses Jahres 
bezeichnete der franzoslsche Verteidi­
gungaminliter den Beginn der atomaren eu­
ropliachen Verteidigung durch England 
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und Frankreich als •Embryo" einer...,...... 
aamen europllechln Verteidigung. Es gibt 
ln Frankreich aalt einigen Jahren unzlhllge 
Angebote und Diskussionen, die BRD an 
der nuklearen Zielplanung der "Force de 
Frappe" zu beteiligen, den sogenannten 
Atomschirm Ober die BRD auszuweiten und 
eine gemeinsame, mogllchst welt gen 
Osten gerichtete Vorneverteidigung anzu­
streben. Eine dieser Überlegungen war fol­
gende: Die franzo&lsche Hades-Rakete 
mogllchst nahe an der DDR-Grenze mit 
Neutronen-SprengkOpfen zu bestOcken und 
ln der BRD hlerfOr ein ZweltschiOsaelsy­
stem anzubieten. Im Dezember 1988 wurde 
als Zusatzprotokoll zum Elyae,.Vertrag die 
Schaffung eines deutsch-tranzoslschen 
Verteidigungs. und Sicherheitsrats verab­
schiedet, der auch eine militariaeh-atomare 
Zusammenarbeit vorsieht. Danach stotzt 
sich die gegenwlrtlge Strategie der Ab­
schreckung nach wie vor auf eine "geeigne­
te Zusammensetzung nuklea,., und kon­
ventioneller Streltkrlfte". 
Aber auch auf dem Brotar-sektor gibt es 
schon lange. (aalt 1963) eine deutsch­
franzoslsche bzw. westeuropllsche Koope­
ration: An dem Schnellen BrOter "Super 
Phenlx" Ist neben Italien, Holland, Belgien 
und England auch die IRD Ober die RWE 
(Rhelnlache-Westflllsche Elektrtzltltage­
aellschaft) mit 11 o/o beteiligt. Von dem dort 
erzeugten Plutonium von Jlhrllch ca. 300 kg 
stehen der BRD antellm&Big 11 o/o zu. Das 
Im Super Pilenix erbrOtete Plutonium wird 
Oberwiegend fOr franzoslsche Atomwaffen 
verwendet, d.h. die BRD Ist an der ErbrOtuno 
von Waffenplutonium fOr Frankreich betei­
ligt. Was sle mit Ihrern Anteil an Plutonium 
macht Ist unklar. 
Auch dJe WAA ln La Hague extrahiert aus 
einem Großtell der bundesdeutschen 
Brennelemente bereits Jltd Plutonium I Die 
Anlagenbatreiber behalten sich vor, etwa 
zwei Prozent der nach Tonnen zu rechnen­
den Plutoniumsmengen als "nicht auffind­
bar" zu deklarieren, d.h. einzubehalten. Was 
damit geschieht, Ist ebenfalls unklar. 
Man muß wissen, daß es ln dem Atornwaf· 
fenataat Frankreich keine Trennung zwi­
schen ziviler und mllltlrlscher Atomenergie 
glbl Zum Belspiel Ist die staatliche CEA 
(franz. Kommlasarlat fOr At01'1l8081gle) fOr 
das ziVIle und militariaehe Atomprogramm 



schalt bleibt 
zustlndlg. Frankreich plant, ln den neunzl­
ger Jahren die Zahl seiner Atomwaffen auf 
das FOotfache zu steigern. Da muß zumin­
dest die Frage gestellt werden, ob der Aus­
bau von La Hague nicht auch unter mllltlrl­
achen Gesichtspunkten stattfindet. Da 
Frankreich all diese ehrgeizigen Plane nicht 
aelbst finanzieren kann, sind BAD-Konzerne 
gern willkommen. 

Aber selbst wenn es all diese deutsch­
franzOalschen Kooperationen und die WAA 
ln Wackeredorf nicht glbe, hatte die BAD 
gegenOber Frankreich noch einige nationa­
le Trampte ln der Hand: Da Ist zum einen 
das bombentrlchtlge Kernforschungszen­
trum Kartsruhe. Dort gibt es bereits seit lan­
gem ein Kleln-Wackersdorf und Klein· 
Kaikar Im Maßstab 1:10, d.h. eine Wieder­
aufbereitungsentage und einen Schnellen 
Brater. Hier wurde bisher Ober 1.000 kg Plu­
tonium abgetrennt. Das reicht je nach Qua· 
lltat for 50 bis 200 Atombomben. Die eben­
falls bombentrlchtlge Urananreloherungs­
anlage ln Gronau bekam ln diesen Tagen 
das Ja der nordrhelnwestflllschen SPD­
Aeglerung zum Ausbau Ihrer Kapazltlt von 
jlhrlloh 400 Tonnen auf 1.000 Tonnen hoch­
angereichertem, bombentrlchtlgen Uran. 
Des weiteren gibt es den staatlichen Pluto­
niumbunker ln Hanau, ln dem 2,2 Tonnen 
bombenflhlges Plutonium gelagert werden. 
Oiegenaue Isotopenzusammensetzung un­
terliegt bis heute der mllltlrlschen Geheim­
haltung. 

Vortrage bel amerikanischen MUltireinrich­
tungen und bel der Bundeswehrhoohaohule 
ln Manchen. Wissenschaftler des HMI nah­
men an NATO.Summer-Schools tell oder 
waren Stipendiaten der NATO. Wenn es Im 
HMI nicht auch mllltlrlsch Relevantes gl· 
be, worden diese Kontakte absolut keinen 
Sinn machen. Die SPDIAL·Koalltlon Ist uns 
noch eine Antwort schuldig, wie sie mit die­
senbrisanten Informationen umgehen will. 
Will sie das HMI schließen, oder will sie Ihm 
eine Art ökologischen Persilschein verpas­
sen? 
Zu einer atomaren Infrastruktur, die sich ml­
lltlrlsoh nutzen laßt, gehören drei Dinge: 
Das Know-how fOr die Fertigung von Atom­
sprengköpfen, Anlagen zur Herstellung von 
Plutonium oder hochangereichertem Uran, 
und weltreichende Atomraketen. Die Skan· 
dale um die KOLAS-Tragerwaffenforachung 
zeigen, daß auch an eigenen atomaren Tri· 
gerwaffen emsig weitergearbeitet wird. 
SchileBlieh Ist festzuhalten, daß die BAD 
nie ernsthaft auf eigene Atomwaffen ver· 
zlchtet hat. 1954 wurde von der Adenauer· 
Aeglerung nur auf die Herstellung eines 
kompletten Atomsprangsatzes auf dem Ge­
biet der Bundesrepublik verzichtet, nicht 
aber Im Ausland. 1958 wurde die atomare 
Bewaffnung der Bundeswehr von einer 
CDU·Mehrhelt Im Bundestag beSChlossen, 
wenn auch nicht ausgefOhrt. Der_1969 unter-

Wiederaufarbeitung 

zeichnete Atomwaffensperrvertrag wurde 
maßgeblich von der BAD durch deren Au­
ßenmlnlster Wllly Brandt durch Sonderver· 
elnbarungen mit den USA ausgehöhlt. Er 
lABt beispielsweise die Beteiligung der BAD 
an einer westeuropalachen Atomstrelt· 
macht zu, d.h. genau das, was aktuell zwi­
schen der BAD und Frankreich anvisiert 
wird. Er tritt Im Kriegsfall ganz außer Kratt. 
Die Kontrollbestimmungen wurden total ab­
geschwacht und auf eine quasi Eigenkon­
trolle Ober die EURATOM beSChrAnkt. Ledig­
lich der komplette Bau elnej~ nuklearen 
Sprangsatzes Ist verboten. Alles andere­
Atomwaffenforschung, die Herstellung von 
Atomwaffenkomponenten usw. - Ist er­
laubt. Außerdem tauft der Vertrag 1995 aus 
und mOSte neu verllngert werden. 
All das beweist, da8 die BRD­
Atomwaffenambltlonen alles andere als ad 
acta gelegt sind. Sie werden leicht modlfl· 
ziert Im europatschen Rahmen mit Frank­
reich weiter vorangetrieben. Weitere Re­
cherchen und Aufkllrungsarbelt und politi­
scher Widerstand an den bombentrlchtlgen 
Standorten Ist bitter notwendig! 

Frank S., Gertrud K. 
ArbeHakNia Reaktoren und Raketen, 
Weat-Berlln 

Auch das Hahn-Meltner-lnstltut ln Berlln­
Wannsee scheint ln mllltlrlsche Atomfor· 
sohung verstrickt zu sein: Es Ist bewiesen, 
daß da.s HMI Berlln neben KFK Karlsruhe 
nukleares Know-how fOr die 1979 gezondete 
·aodafrlkanlsche Atombombe geliefert hat. 
Es gibt einen Austausch von Wissenschaft· 
lern zwischen dem Hahn-Meltner-lnstltut 
und sOdafrlkanlschen Atomforschungszen­
tren. Ebenfalls bekannt Ist, daß atomare Ab­
falle des HMIIn die USA verschickt werden 
und ln den dortigen Atomwaffenzentren fOr 
IJS.Atombomben weiterverarbeitet werden. 
Die Liste der IndizJen fOr eine Verwicklung 
des HMI ln militAriaehe Forschungen laßt 
sich fortsetzen: Das HMI forscht an der Aue­
achaltung des sogenannten elektromagne­
tlachen Impulses, der bel dem Einsatz von 
Atomwaffen entsteht. HMI-Forscher halten Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK) 
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Frühjahrskonferenz 

Wi olle de halb Stellung•hme der Frihiahn· )) r w n s ••• (( konferellz zur aktuelleil Situatfoll 

Durch die Entscheidung der VEBA in La Hague 400 Jah­
restonnen an abgebrannten Brennelementen wieder­
aufarbeiten zu lassen, wird in Umrissen ein Neuorientie­
rung der Atommafia in europllischen Dimensionen 
deutlich. 

1. Es deutet sich die Aufgabe des Wiederaufarbei­
tungsstandortes Wackersdorf an. Wir bewerten dieses 
nicht zuletzt als das Ergebnis des jahrelangen Wider­
standes. Gleichzeitig warnen wir davor, jetzt den Wider­
stand gegen Wackersdorf zu schwllchen. Insbesondere 
im Hinblick auf die Zwischenlagerung und die MOX· 
Brennelementefertigung rufen wir verstllrkt dazu auf, 
Wackersdorf endgOitlg und unwiderruflich zu verhin­
dern. 
2. Der Ausweg La Hague bedeutet generell, daß die 
Atomwirtschaft an der Wiederaufarbeltung festhlllt und 
die bisherige Praxis der Verschiebung der abgebrann­
ten Brennelemente nach La Hague und Windscale auf 
Dauer festschreibt. Der Entsorgungsnachweis auf dem 
Papier und - nach der angestrebten staatsvertragli­
ehen Regelung -auch der weitere Zugriff auf bomben­
fllhiges Plutonium im Rahmen einer engeren deutsch­
franzOsischen Zusammenarbeit Im militllrischen Be­
reich sind nur zwei Grande. 
3. KWU und Framatome kooperieren auf dem Gebiet 
der Reaktorentwicklung und -verkauf eng, um sich im 
zusammenbrechenden Exportmarkt einen mOglichst 
groBen Anteil zu sichern. 
4. Im Gegenzug erhalten die sogenannten Entsor­
gungsanlagen Schacht Konrad und das Endlager Gorle­
ben sowie die Pilotkonditionierungsanlage Gorleben 
fOr die deutsche und franzOsische Atomwirtschaft er­
heblich mehr Bedeutung. Beide Endlagerstandorte, die 
sich als ungeeignet erwiesen haben, werden mOglicher­
weise in Zukunft von der franzOsischen Atomwirtschaff 
genutzt. Der Kampf wird fOr uns schwieriger. Insbeson­
dere die Kontitionierungsanlage, fOr die im ~ommer die 
Genehmigung und im Herbst der Baubeginn erwartet 
wird, bekommt bei dieser gesamteuropllischen LOsung 
eine zentrale Bedeutung. Die jetzt geplante 35 t Ver­
suchsanlage ist unter diesem Aspekt nur als erste Bau­
stufe einer groBtechnischen Anlage zu sehen. Der alte 
Traum der Atommafia, Gorleben zum Atomklo der Na-
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tlon zu machen, zeichnet sich in grOBeren Dimensionen 
als je zuvor wieder ab~ 
5. Es zeichnet sich ein neuer energiepolitischer Kon­
sens zwischen CDU, CSU, FDP und SPD ab. Dies be­
deutet insbesondere das Akzeptieren der Endlager Gor­
leben und Konrad. Nach dem Verzicht auf nationale 
WAA und schnellen Broter zum gegenwllrtigen Zeit­
punkt wird die Streitfrage, ob in angeblich 10 oder 30 
Jahren abgeschaltet wird, keine entscheidende Rolle 
mehr spielen. Damit verschllrfen sich die Rahmenbe­
dingungen fOr die Anti·AKW-Bewegung. 

Wir wollen deshalb: 
1. Eine stllrkere Mobilisierung unseres Widerstandes 
und eine mOglichst enge Zusammenarbeit zwischen 
deutscher und franzOsischer Bewegung. Vorgeschla­
gen wurde eine Konferenz im Herbst in SaarbrOcken. 
2. Wir werden dem im Zuge neuer Entwicklung sich ab­
zeichnenden erweiterten Atommolltourismus nicht ta­
tenlos zusehen und eine breite Kampagne gegen jegli­
che Art von Atomtransporten organisieren. 
Wie bereits in der Vergangenheit, werden wir noch stllr­
ker versuchen, die Atomtransporte zu behindern. Die­
ses gilt insbesondere fOr die anstehenden Transporte 
abgebrannter Brennelemente in das Zwischenlager 
Gorleben und zur WAA nach La Hague. Atomtransporte 
sind das NadelOhr der Atomenergienutzung. 
3. Die FrOhjahrskonferenz der Anti-AKW-Bewegung ruft 
zur ,Demonstration gegen WAA, Atomprogramm und 
Repression am 03.06. in MOnehen auf. Angesichts der 
Einschlltzung der neuen Lage halten wir einen Redebei­
trag zur Frage der "Europllischen EntsorgungsiOsung" 
einer Vertreterin oder eines Vertreters aus der Region 
Gorleben oder Konrad fOr dringend notwendig. Denn 
die Perspektive - groBer Konsens, die BRD AKW noch 
3()..40 Jahre laufen zu lassen, Gorleben und Schacht 
Konrad Endlager fOr ganz Europa - erfordert verstllrk­
ten Widerstand. Sie bedeutet auch eine Phase verstllrk­
ter Repression national und international. Dagegen gilt 
es Ober alle Differenzen hinweg, die Solidarltllt zu orga­
nisieren. Deshalb halten wir mit aller Entschiedenheit 
an den vereinbarten und vorgeschlagenen Redebeltrll· 
gen zur Repression und Kriminalisierung des Wider­
standes fest. 



Mit vielleicht 150 Tellnehmerinnen aus 60 
Gruppen war die FrOhjahrskonferenz der 
Anti·AKW·Bewegung nicht gerade gut be­
sucht - vor allem nicht angeslchts der Tat· 
sache, daß sie ln eine Zelt der Umstrukturle­
rung. des Atomprogramms fiel und damit 
plötzlich eine ungeahnte Bedeutung erhielt. 
UrsprOngllch war die Konferenz eher als 
Standortbestimmung for die Bewegung ge­
dacht gewesen. Der vorbereitende Reader 
enthielt dazu eine Reihe Interessanter Dls­
kusslonsbeltrAge, sowohl aus der "alten" 
wie aus der "neuen~ Bewegung. Gemein­
sam war diesen BeitrAgen, daß sie versu­
chen, eben dieses eingefahrene Klischee 
von "alt" und "neu" zu Oberwinden und Ver­
bindendes wie Trennendes ln der gesamten 
Bewegung Inhaltlich zu bestimmen. So 
sehrleben einige Leute vom KOiner Anti· 
AKW·Pienum: "Der konstruktive Umgang 
mit politischen Differenzen setzt ein gewis­
ses Maß an Gemeinsemkelt voraus, einen 
Mlnlmalkonsens, auf dem wir Innerhalb der 
Bewegung solidarisch diskutieren können, 
und der es uns ermöglicht, als Bewegung 
nach außen politische Akzente zu setzen." 
Diesen Grundkonsens definieren sie (ver­
kOrzt gesagt) so: "Haben wir die gemeinsa­
me Einsicht, daß die Atomtechnologie eine 
Technologie des Massenmordes Ist, dann 
ergibt steh zwangsiAuflg die benötigte Ge­
meinsamkeit, die wir brauchen, damit unse­
re Bewegung ln IhrerVIelfalt gemeinsam ge-

gen die Massenmörder kAmpf1." Daraus 
werden Perspektiven fOr einen systemober· 
windenden Widerstand abgeleitet. 
Armln aus Harnburg zeichnet ln seinem Bel· 
trag die Geschichte des .Anti·AKW· 
Widerstandes nach und plAdlert ln der jetzt· 
gen Situation dafor, die Bewegung for neue 
Themen zu öffnen, besonders fOr Fragen 
der Ökologie. 
Die Frauenkette Berlln betont ln Ihrem Artl· 
kel den "ganzheitlichen Anspruch" vor al­
lem der Matter-Gruppen, den sie bel der "al· 
ten" Bewegung zuweilen vermlßt. "Unser 
Widerstand beginnt eben nicht bel der De­
mo oder am Bauzaun. Wir versuchen den 
Widerstand auch in unserem Alltag zu leb 
en. Durch Entscheidungen, was wir kaufen 
und was wir liegen lassen, durch Gesprlche 
und Streit an unserem Arbeitsplatz, mit 
Nachbarn und in der weiteren Öffentlich­
kelt." 
Jens Scheer schließlich, AntJ.Atorn­
Denkmal aus Bremen, hielt von resignativer 
Nabelschau nicht viel: " Das Jammern Ober 
die traurige Lage und Perspektlvloslgkelt, 
das manche AKW-Gegnerlnnen von steh ge­
ben, wird nur Obertroffen von dem Jammern 
Ober die traurige Lage und Perspektlvlosl­
kelt, das die Atomindustrie von steh gibt." 
Derlei Thesen wurden am ersten Tag der 
Konferenz (am 28.4. also) zunAchst bewußt 
unstrukturlert ln eher zufAIIlgen Kleingrup­
pen thematisiert und auf dem Plenum noch 

Frühjahrskonferenz 

einmal andiskutiert. Allerdings war allen 
klar, daß ln dieser Diskusston ein Mensch 
namens Bennlngsen-Foerder nicht außen 
vor bleiben konnte. Dcch dazu mehr an an­
derer Stelle dieser atom. 
Der dritte Tag brachte dann konzentrierte 
Diskusstonen ln thematischen Arbeltsgrup­
pen. Protokolle dazu werden noch erstellt, 
hier nur einige Ergebnisse (wobei wir die AG 
WAA und Entsorgung hier wiederum aus­
spraren): 
AG HTR·Modul: Der voriAuflge ROckzug der 
Atomindustrie und die Aufhebung des Ge­
nehmlgungsverfahrens wird als voriAuflger 
Erfolg gesehen; allerdings Ist klar, daß die 
Atommafia den HTR Immer noch als Atom­
technik der Zukunft ansieht. Der Wieder­
stand muß also weitergehen. NAchstes Ak· 
tlonstreffen: 10.6. Osnabrock, Lagerhalle. 
AG AtommQIItransporte: Geplant wird eine 
bundeswette Kampagne gegen die Atorn­
molltransporte. Weitere Diskussion: 17.6., 
Umweltzentrum Kassel, 12 Uhr .. 
AG Urant~btNiu: Die bundesdeutschen Un· 
ternehmen erschließen gegenwArtlg ein 
neues Abbaugebiet ln Kanada. Alle Anti· 
AKW-Gruppen sind aufgerufen, dieses The­
ma stArker an die Öffentlichkelt zu bringen. 
Die Freiburger Sektton der Gesellschaft for 
bedrohte Völker vermittelt dazu Referenten, 
das Umweltzentrum Monster hat Materla· 
IIen. Geplant Ist eine bundeswette Arbeits­
gruppe. Treffen: 3.6., nach der Demo, Im 
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AntJ.Atom-Boro Manchen. 
AG ~ Jn KindergArten 
und anderawo: Der Name tat Programm. 
Kontakt Ober die HOrnberger MOtter gegen 
Atomkraft. 
AG Obe.wechung: Der Beschluß der letzten 
Anti·AKW·Konferenz zum Aufbau eines bun­
desweiten unabhanglgen Überwachung• 
netzee Iet erstmal ausgesetzt. Es bestehen 
noch Differenzen ober die Wahl eines geelg. 
neten Meßayatema. Darober soll jetzt erst· 
mal eine Einigung II'Zielt werden. 
AG Krtmlnallllln.lng: Thematisiert wurden 
vor allem die vielen VeranatattunQ8V8rbote 
ln Bayern bzw. die maaalven und offensiven 
Auftritte von staatlichen Splhem auf poJJtJ. 
8Chen Veranstaltungen. Außerdem gab es 
aus dleeer AG heraus einige Resoluttonen 
zum Punkt Kriminalisierung, die eplter Im 
Plenum angenommen wurden: gegen Iso­
haft und for ZUsammenlegung, gegen die 
Inhaftierung einer AKW-Gegnerln ln LObeck, 
gegen die Beugehaft fOr zwei Frauen aus 
Bochum, die mehrere Wochen wegen Au• 
eageverwelgerung elnea8en. 

L.aat, but not least, gab es eine Resolution 
gegen die radioaktive BeetrahJung von Le­
bensmitteln. Womit wir beim Eaaen waren. 
Die Konferenz war vom Arbeitskreis Um­
weltiChutz Wiesbaden (AKU) ja super orga­
nisiert. Nur das Esten ... Da waren all die ge­
lackmeiert, die aus (grundloeer) Furcht vor 
Grankern und Schlimmerem sich kein veo&­
tarlachea, sondern ein "normales" Eaaen• 
klrtchen besorgt hatten. Denen lag sowohl 
der Neid auf die Vegetarier wie auch das 
servierte Etabeln (Lamm) eo lange Im Ma­
gen, bis Klaus der Gelger sie abends wieder 
auf Touren gebracht hatte. 

anti atom 
Apnl 09 

·SAND INS 
GETRIEBE· 

Der Konferenz-Reader (und vermutlich 
auch die vollstandlgen AG-Protokolle) 
sind enthalten Jn der "anti-atom­
aktuell", die seit einiger Zelt ln Nach­
folge des Atommoll-Rundbriefs vom 
Umweltzentrum Monster herausgege­
ben wird. 
Die "anti-atom-aktuell" erscheint vor­
auaalchtlloh monatlich und kann tor 5 
Mark Im Monat I 60 Mark Im Jahr bezo­
gen werden bel: Umweltzentrum Mon­
ster, Scharnhoratstr. fiT, 44 Monster. 
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Seit dem 1.2.18 befind«! sich Gefangene 
aus RAF und Wlderatand ln einem Hunger· 
streik. ~lt dleaem Hungerstreik a/s letztem 
Mittel Iordern ale Ihre Zusammenlegung ln 
e/n oder zwei groBe Gruppen, die Freilas­
sung der haltunffhlgen Inhaftierten, die 
MtJgllchkelt zur nicht kontrollierten Internen 
Dlskuaalon und zur Kommunikation mit 
dreus.n. 
Ihr pO/Itlscher Gegenpart, lnabeaondera die 
Juatlzm/nlaterder Under, achalten aulatur, 
bzw. v.ratalfen sich auf die äog. Klelngrup­
penl~ungen (SPD-Under), wie a/e den G• 
fangenen schon ln frohen Hungeratrelks zu· 
gestanden wurden und die von Ihnen a/a 
"Kielngruppenlao/atlon" abgelehnt werden. 
Da der Zuatand einiger Hungentrelkender 
kritisch Iet und jedefzelt mit Koma und Tod 
gerechnet werden muB (abgesehen von blei­
benden kiJrperllchen Schlden), bedeutet 
das Verhaltungen der Staatsmacht das kla­
re KlakOI mit der Vernichtung des Gegners, 
begrOndet mit der ebenso platten wie verlo­
genen Parole von der angeblichen "Nicht· 
ErpreBbarkelt del Staates". 
Geflde die Anti·AKW·Bewegung we/8 aus 
Ihrer Geschichte, wie es um die ErpreBbar· 
kelt des Staates beateilt Ist, wenn die Er· 
praaaung von Energlelconzernen, Reaktor· 
bauem, atomwa"enlntere..,."_" M/1/tln 
und gekaulttHI Law- and Order-Politikern 
ausgeht. 
Und wir wiesen auch, was es he/Bt, von R• 
presa/on und Kriminalisierung betroffen zu 
sein: Verbotene und auaelnanderpelcnoppe/­
te Demonattatlonen, Rlumungen, Maaaen­
vemaltungen, FlleBbandverurtellungen, 
Giftgas, Po/lzelkNael etc. Radikale AKW· 
Gegnerinnen werden zu Terror/ar«, erkllrt, 
der § 129& zur A/tzweckwa"e del Staates 
auch gegen die Anti·AKW·Bewegung. 
Auch aus dleaen Erfahrungen heraus unter­
atatzen wir die Forderungen der hunger· 
streikenden Gefangenen. Die ErfOI/ung Ihrer 
Forderungen Ist die Vorauaaetzung zur Er· 
haftung Ihrer ktJrperllchen und geistigen ln­
tegrltlt. Sie Ist aber auch eine Vorau88et· 
zung fOr eine notwendige Dlakusalon Ober 
politische Theorie und Praxis, e/ne Ausaln­
anderaetzung, die die Gefangenen tordem 
und wir wollen. 

- "Zuaammenlegung aller Gefangenen aus 
Guerilla und Wlderatand in ein oder rMI 
groBe Gruppen, ln die neue Getangelie lnf&. 
grlert werden, mit Zugang zu derl Geme/n­
achaltahiJfen. Zuaammenlegung aller a. 
langenen, die dafor klmpfen. 
- Ftellaaaung der Gefangenen, detwr Wl.­
derheratellung nach Ktlnkhelt. V.".tzuniJ 
oder Folter durch /110latlon unter a.flngn'-­
bedlngungen auageachloaMn Jat Frellea­
aung von Ganter Sonnenberg, Claud/8 wan. 
neradorler, Bemd RiJNner, Angelika Godet. 
Freie m«Jizlnlache VeraOiflung ohne 
Staataachutzkontrolle IOr alle Gefangenen. 
- Freie po/ltlaohe Information und Kommu­
nikatfon der Gefangenen mit allen geM/1-
achaltl/chen Gruppen." 
(Aus der Hungentrelkerlcllrung der RAF 
von Helmut Pohl, 1.2.1».) 
Gleichzeitig mit dtm Getangenen aus RAF 
und Widerstand befind«! alch auch ",.",.. 
re ao:t/ale Gefangene Im Hu11Q811trellc. Auch 
8/e fordern die Aufhebung laolletwtdflr und 
demOtlgender Haftbedlngungen, die Ab­
acha"ung von Zensur und ZwangNtöeit. 
/ nabesondere unhHatatzen wir auch die For· 
derringen der Frauen in der PIIJtze. Allen G• 
fangenen, die sich 8/ch gegen Ihre Haftt» 
dlngungen wehren, gilt ein..,. Solldarftltl 
Am 29. April demonatrlerhHI ln SOnn 10.000 
MentJ:chen IUI verschiedenen bundeawel­
ten Zusammenhingen IOr die Forderungen 
der hungeratrelkenden Gefangenen. 

Resolutfon an die franz~lache Antf.AKW· 
Bewegung: 

Liebe Fraundinnen und Freunde/ 

Die FrOh/ahi'Monferenz der weatdeutachen 
Anti-AKW·Bewegung sieht die Gefahr, daB 
der deutaohe Atommoll statt ln Wackere· 
dorlln La Hague veratbe/tet, und deutscher 
und franz~lacher Atomm0/1/n der BRD ln 
Gorleben und Schacht Konred gelagert wer· 
den soll. Die Atom-Mafia belder Llnder 
plant noch engere Kooperation. Dagegen 
moaaen wir gemeinsam klmpfen, die Atom­
ttanaporte verhindern, · alle Atomanlagen 
at/liegen. lntamatlonale SOI/darltltl 
SchluB mit allen Atomanlagen sofort/ 
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Wir kämpfen weiter 
Am 3. Juni findet in MOnehen eine Großde­
monstration der Anti-AKW-Bewegung statt. 
Sie war geplant als Protest gegen die 2. Tell· 
errlchtungsgenehmlgung fOr die Wiederauf­
arbeitungsanlage ln Wackersdorf. Daß die­
ser Anlaß nun aller Voraussicht nach entfal· 
Jen Ist, macht die Demo aber nicht OberfiOs­
slg - im Gegenteil. Die Anti-AKW­
Bewegung hat eine gute Chance, auf die an· 
stehende Umstrukturierung des Atompro­
gramms unmittelbar und offensiv zu ant­
worten. Sie kann zeigen, daß es den Ener­
giekonzernen und Reglerungen nicht gelin­
gen wird, durch Retuschen an Ihren Atom­
plänen die Anti-AKW-Bewegung in einen 
neuen "energlepolltlschen Konsens" einzu­
binden. Die Demo richtet sich gegen die 
"Aufarbeltung" von Atommoll, gleich ob in 
Wackersdorf oder ln La Hague. Sie richtet 

jäh angestiegen war und vor allem die 
Oberpfälzer BOrgerinitiativen massiver ln 
die Vorbereitungen eingestlegen waren. Sie 
nominierten als Redner Prof. Armln WeiB, 
eine Art Symbolfigur des Anti-WAA· 
Widerstandes. Obgleich als Person allseits 
geschätzt, Ist er wegen seiner Zugehörigkelt 
zur gronen Landtagsfraktion als Redner 
nicht unumstritten -zum Demokonzept ge­
hört eigentlich die Absprache, keine Partei· 
redner zuzulassen. WeiB aber Ist Bestand­
tell eines Kompromisses, den der linke Teil 
der Anti-WAA-Bewegung mit dem bOrgerll· 
chen einging. Sozusagen Im Gegenzug 
schluckten die Oberpfälzer BOrgerinitiati­
ven und diverse Tschernobyl-Gruppen die 
Tatsache, daß zum Punkt Gentechnologie 
und § 129a als Rednerin lngrld Strobl vorge­
sehen Ist (deren Rede vermutlich von Frau-

So ruft denn fOr MOnehen ein breites Spek­
trum auf, das von christlichen und Nach­
Tschernobyl-Gruppen Ober Naturschutzver· 
bände, Friedensbewegung, VDS, DKP, Gra­
ne, Gewerkschafter, Anti-WAA-Spektrum 
bis hin zur "traditionellen" Anti·AKW· 
Bewegung und sogar zu einem Tell der Au· 
tonomen reicht. Auch einige Sozis sollen 
sich angesagt haben. Bleibt zu hoffen, daß 
die Demo so bunt wird wie Ihr Unterstotzer· 
kreis, so laut wie die Vorbereitungstreffen 
und phantasievoller als die Dlskusslonsrl· 
tuale dortselbst. 

gegen WAA und Atomprogramm 
sich gegen die Endlagerung von AtommOII, 
gleich ob direkt oder "aufgearbeitet". Sie 
richtet sich gegen das Atomprogramm Ins· 
gesamt und zugleich gegen Repression und 
Kriminalisierung, mit der solche Pläne 
durchgesetzt werden. 
Erfreulicherwelse hat eine Absage in dem 
breiten Spektrum, das die Demo trägt, nie 
ernsthaft zur Debatte gestanden. Sowohl 
auf den Trägerkreistreffen wie auch auf der 
Herbstkonferenz der Anti-AKW-Bewegung 
herrschte Einigkeit, die Zielrichtung der De­
mo zu verlagern und die deutsch· 
französische Atom-Kooperation sowie die 
gestiegene Bedeutung der Endlager Gorle­
ben und Schacht Konrad mit in den Mittel· 
punkt zu rocken. Entsprechend wird es Red­
nerinnen aus La Hague und aus dem Wend· 
land bei der Abschlußkundgebung geben. 
Sie kommen zu den bisher festgelegten 
Rednerlnnen, die Ihrerseits die Breite des 
Demo-BOndnisse wledersplegeln: Hubart 
Welnzlerl (BUND), Oskar Neumann (VVN), 
Gunnar Mathlesen (Martln-Niemöller· 
Stiftung), Vanunu, der Bruder des Israeli· 
sehen "Atomsplons" sowie ein(e) Rednerln 
der Bewegung gegen die Startbahn-West. 
Über zwei weitere Rednerinnen kam es zu 
einem wochenlangen Clinch, naclidem die 
Bedeutung der Demo durch den VEBA-Coup 

en verlesen wird, die gegen die Beugehaft 
aktiv sind). An diesem Punkt drohte das 
BOndnls belnahe noch zu platzen. Vom 
"bOrgerllchen" Spektrum kam Immer wieder 
das schwer dlskutierbare Argument, mit 
Strobl bekäme die Demo eine Schlagseite in 
Richtung militanter Widerstand, revolutio­
nären Zellen und womöglich zum Leibhafti­
gen selbst, nämlich zur RAF. Sie, als Aktivi­
sten, wo8ten ja, daß das nicht stimmt, aber 
Ihre Basis mache da nicht mit usw. An die· 
sem Punkt kann mansch Immer viel erzäh· 
Jen, daß diese Argumentation nämlich ge­
nau das ist, was der Staat mit dem Kon­
strukt des§ 129a bezweckt. Alle Diskussio­
nen prallen an dem Hinweis auf die Ideelle 
Gesamtbasis ab, der so etwas offenbar 
nicht klarzumachen Ist. 
Ausgerechnet der biedere BUND Bayern ret­
tete schließlich die Situation. Auf dem letz­
ten Trägerkreistreffen sprach er sich fOr 
Strobl aus unter der Bedingung, daß sich lh· 
re Rede auf Gentechnologie und§ 129a be­
schränkt und nichts zu RAF, Hungerstreik 
und Zusammenlegung enthält. Hinter dem 
BUND mochte dann niemand mehr zurock­
fallen, und so kam es zum Komproml8. FOr 
eine der belden Auftaktkundgebungen wur­
de sogar noch eine Rede zur Isolationshaft 
fOr politische Gefangene genehmigt. 

3.6. Demo in MOnehen 
Auftaktkundgebungen: 11 Uhr Rot­
kreuzplatz und Postwiese Haidhau­
sen. Abschlußkundgebung: 14 Uhr 
Odeons platz. 
Geplant sind neben der Demo: Wlder­
standscamp, Radi-Demo, Atommoll­
transporte u.a.m. 
Nähere Infos: Anti·Atom-Boro, Holz· 
stra8e 2, 8000 MOnehen 5, Tel. 089/ 
2608550. Dort können auch die Demo­
Aufrufe und -Plakate bestellt werden. 
Es mangelt Obrlgens an Geld fOr die 
Demo. Kohle geht aufs Sonderkonto 
Arnulf Klentzln, Postgiroamt MOn· 
chen, BLZ 700 100 80, Kto.: 503 73-801 

am 3.6. in München 
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Standorte 

Die Advanc:ed Nuclear Fuela GmbH (ANF) Im 
Llngener Industriepark Süd hat beim nieder· 
dc:halschen Umweltministerium die atom­
rechtliche Genehmigung zur Errichtung ei­
ner Trockenkonversionsanlage beantragt. 
Die öffentliche Aualegung der Antrageunter­
legen findet zeltgleich mit dem Genehml­
gungaverfahren zum Schacht Konred atatt 
- ln der Zelt vom 29. Mal bla zum 28. Jun.l. 

Seil1979 werden in Lingen Brennelemente~ 
fertigt. ln den zurückliegenden 10 Jahren wur­
den 4.000 Brennelemente pro<.iuziert, das sind 
650.000 BrennstAbe oder 1.400 t Uran. Laut ei­
genen Angaben hat die Fabrik einen Anteil von 
20 % am bondesdeutschen Brennelemente­
markt. Das ist schon ganz beachtlich, wenn 
man bedenkt, daB nur Uranbrennlemente her­
gestellt werden und der Anteil von 
Mlschoxld(MOX}-Brennelemente am hiesigen 
Markt nicht unerheblich ist. Zu den Kunden in 
der BRD gehören z.B. Esensham und WOrgas­
sen. Die Hauptabnehmer der Llngener Brenne­
lemente sind Frankreich und Schweden. Dane­
ben wird aber auch z.B. Belgien beliefert. Da­
durch hat die Lingener Brennelementefabrik 
mittlerwelle einen Marktanteil von 7 % in Ge­
samteuropa. 

Ursprünglich hatte die sehr groBzügig ange­
legte Fabrik eine Genehmigung für 180 t Jahre­
sproduktion. Im Juli 1983 wurde die Genehmi­
gung auf 400 t erweitert, einschließlich einer 
Option auf 800 t. Bis 1988 wurden in Lingen le­
diglich Urandioxidtabletten (U02-Pellets) in 
Hüllrohre verfüllt und zu Brennelementen mon­
tiert. Die U02-Peltets wurden aus den USA an­
geliefert. Im März 1987 erteilte das niedersäch­
sische Umweltministerium die Genehmigung, 
aus Urandioxidpulver U02-Pellets zu pressen. 
Diese Pelletisierungsanlage Ist mittlerweile fer­
tiggestellt. 

Die beabsichtigte Trockenkonversion würde 
die Produktionspalette weiter vervollständigen. 
Es sollen 20 Millionen Mark Investiert werden 
und damit ·20 neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Zur Zeit malochen 180 Arbeiter plus 30 
•Fremdfirmenarbeiter• in der Atomfabrik. 

Was soll genehmigt werden? 

Die Uf,-Trockenkonversionsanlage dient der 
Umwandlung von gasförmigem Uranhexafluo­
rid (UF J unter Zugabe von Wasserdampf und 
Stickstoff zu Urandioxid. Daneben ist beabsich· 
tigt, ein Freilager für 2.000 t UF, zu schaffen. 
Die Lagermenge Uran soll von jetzt 300 t auf 
600 t verdoppelt werden. Das Genehmigungs.. 
verfahren läuft nach§ 7 AtG und§ 4 BlmSchG. 
Gutachter sind auf Selten der Belreiber die Ste­
ag und für das niedersächsische Umweltmini­
sterium der TÜV-Hannover. Die Trockenkon­
version ist ein neues, firmeneigenes Verfahren. 
Bislang gibt es lediglich in Richmond (USA) ei­
ne Pilotanlage. Sie hat etwa 1/3 der beantrag­
ten Kapazität. 

Die Atomregion - Euregio 

Mit der Trockenkonversionsanlage wird in der 
Euregio eine weitere LOcke im atomaren Brenn­
stoffkreis geschlossen. Der Brennstoffkreis be­
ginnt mit der Urananreicherung in der UAA in 
Gronau. Dort wird Uranhexafluorid (UF J auf die 
für Leichtwasserreaktoren notwendigen 3-ö % 
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Uran-235 angereichert. Dieses angereicherte 
UF, kann in Lingen (40 km entfernt) zukünftig in 
U02-Pulver verwandelt und am gleichen Ort zu 
U02-Pellets und weiter zu fertigen Brennele­
menten verarbeitet werden. Das Atomkraftwefi( 
Ungen ll ... usw .. Den traurigen Abschluß bilden 
ein Zwischenlager Ahaus und Clsiumver­
seuchte Molke kann in Lingen dekontaminiert 
werden. 

Neue Anlagen - neue 
Risiken 

Mit den jetzt notwendig werdenden UF,­
Transporten in erheblichem Umfang sind große 
Risiken verbunden. Die Lingener Brennele­
mentefabrik hat keinen Bahnanschluß. Die 
Transporte müssen deshalb über unfallträchti­
ge Straßen abgewickelt werden. Besonders ne­
gativ fällt da das Nadelöhr, die Lingener Umge­
hungsstraße (B 70), auf. Bei einem Unfall be· 
steht die Gefahr, daß UF• freigesetzt wird. UF1 

spaltet sich dann in Flußsäure und Uranylfluo­
rid. Allein Flußsäure reagiert äußerst heftig. Bei 
einem Unfall mit Freisatzung bedeutet das bei 
einem Aufenthalt von 10 Minuten im Umkreis 
von 100 Metern für die Hälfte der anwesenden 
Personen den Tod. Evakuiert werden muß min­
dest.ens auf 1 km Entfernung. ln Windrichtung 
entsprechend weiter. 

Mit den beantragten groBen Mengen für Fluor­
wasserstoffimission sind weitere Gefahren ver­
bunden. Fluorwasserstoff (HF) greift Schleim­
häute (Atemwege) und Bindehaut der Augen 
an. Pflanzen reagieren ebenfalls äußerst emp­
findlich. ZUsätzlich gefährdet das Fluorwasser­
stoff die Ozonschicht der Erde ... 

Siemens­
Konzernstrategie 

Exxon plante in den Siebziger Jahren mit der 
Brennelementefabrik Exxon Nuclear GmbH in 
Ungen ins europäische Brennelementege­
schäft einzusteigen. Der Markt entwickelte sich 
nicht so wje erhofft und Exxon zog sich aus 
dem Servicegeschäft für Atomkraftwefi(e zu­
rück. Im Januar 1987 übernahm die Kraftwerk­
Union (KWU) die Exxon Nuclear Company und 
benannte sie um in •Advanced Nuclear Fuels 
Corporation• (ANF). Die Lingener Brennele­
mentefabrlk, seither •Advanced Fuels GmbH•, 
ist eine 1 00 % Slemenstochter. Für die 
Organisations- und Betriebsstruktur halte das 
keine Konsequenzen. Zusammen mit der Lin­
gener Anlage vertagt der Siemenskonzern 
nach der Entflechtung (?) a Ia Töpfer durch die 
Übernahme der Nukemanteile an den Hanauer 
Fabriken über ein Monopol in der Brennele­
menteherstellung. 

Der Siemenskonzern hat nun die efi(lärte Ab­
sicht, mit zwei selbständig wirtschaftenden Ab­
teilungen eine größtmögliche Unabhängigkeit 
von politischen Pressionen zu schaffen. Bedin­
gung dafür ist, daß sowohl in Lingen als auch ln 
Hanau vergleichbare Kapazitäten und Quanti­
täten vorhanden sind. Durch langsamen, aber 
kontinuierlichen Ausbau ist auch in Lingen eine 
funktionstüchtige Atomanlage geschaffen wor­
den. Ein Ende der Entwicklung ist nicht in Sicht. 
Ein weiterer Ausbau scheint im Interesse des­
Konzems ausgemachte Sache zu sein. 

Widerstand tut not 

Die Diskussion um d ie Brennelementefabrik 
war vor Ort eher dürftig. Angesichts der ande­
ren Atomanlagen und dem Zubau Lingens als 
Schwerpunkt für •Problemindustrie- erschei­
nen die Gefahren durch diese Atomanlage ge­
~ezu lächerlich gering. Dabei kam dem Wef1( 
auch deren langatmige Salamietakti.k, immer 
nur ..geringfügig- auszubauen. Im Mittelpunkt 
der Auseinandersetzungen stand immer das 
Atomkraftwerk Lingen II. 

Die Industrialisierung Lingens in den letzten 
zwanzig Jahren hat zudem wirtschaftliche Ab­
hängigkeiten geschaffen, die es einem Wider­
stand schwer machen. Es partizlpleren vlele di-



rekt und indirekt von den Atomanlagen in Lin­
gen. Zu Ihnen z4hlen die Arbeiter in den Anla­
gen genauso wie die im Stahlweri< Bentaler 
oder Im Bleichchemiewerk Bärlocher und die, 
die sich durch die Stadt Llngen Ihre Hobbys fi­
nanzieren lassen. Oie Stadt Ist sehr großzOgig, 
da sie Ober etliche zig Millionen Mari< an Ga­
werbesteuereinnahmen aus diesen Todesfabri­
ken verfOgen kahn. Pervers wird es wo angebli­
che Gegner dieser Anlagen sich Ihrem •Wider­
stand• (Hobby?) durch die Stadt finanzieren 
lassen - siehe Me8stationen des BUND und 
der Elternverein Restrisiko - und dafür in der 
Offentllchkeit Belfall erheischen. Diese Grup­
pen sind fOr die Atomlobbyisten zu einer kalku­
lierbaren GrOße veri<ommen. Andere Gegner 
wurden in c;ser Vergangenheit um Ihre wirt-

schaftliehe Existenz gebracht Gerade dies hat 
den aktiven Widerstand, in den letzten 15 Jah­
ren, stark ausgeblutet. Trotzdem hat das Unbe­
hagen gegenOber diesen Anlagen in der Bevöl­
kerung noch stärl<er zugenommen als deren 
Ausbau. Nur davon darf man nicht allzuviel er­
warten. 
leider findet die Oberregionale Bedeutung 

lingens keine entspi'echende Beachtung durch 
die Anti-AKW-Bewegung. Da hängt immer noch 
die erste gemeinsame Demo von Anti-AKW­
und Friedensbewegung von 1980 ln Llngen 
nach. Diese unsägliche Demo und die Ausein­
andersetzung darum vermittelten den unzutref­
fenden Eindruck, in Llngen tAnde eine Ausein· 
andersetzung nur auf der Ebene Friede-Freude­
Eierkuchen statt. 

Brennelementefabril< 
plant Ausbau 

Standorte 

laßt Euch nicht durch dieses Image blenden, 
mobilisiert gegen das Atomzentrum Llngen. Wir 
sind auf Eure UnterstOtzung angewiesen. Die 
BOrgerinitiative Ernaland gegen Atomanlagen 
(BEgA) wird Sammaleinwendungen vorbereiten 
und Euch zur Verrugung stellen. 

Ich hoffe, daß Ihr mit diesem Artikel in der La­
ge seid, eine richtige Einordnung der Llngener 
Problematik zu machen. Sollten noch Fragen 
offen sein, wendet euch an: BEgA c/o H. Fun­
ke, lengarieher Str. 47, 4450 lingen (Ems) 
oder (wirklich nur in dringenden FAIIenll) Tel.: 
05411433516. 
Mit atomfeindlichen GrOBen Heinrich Funke 
(BEgA..Sprecher) 
Rechtshilfekonto der BEgA, Volksbank Bawin­
kel eG: Kto.Nr. 33354900, Blz. 28069995. 

t 

Advan<:ed NucJear Fuels GmbH will Ufe.. Trockenkonversion 
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Zum Konzept unserer Aktion 

Motive und Erfahrungen 

Unsere Aktion hat zwei Motive: 
1. Wir haben die Tatenloslgkelt gegenober 
der lebenszukunftzerstörenden Atomindu­
strie und Ihrer staatlichen Unterstatzung 
(spätestens seit Tschernobyl und dem 
Nukem-Aikem-Skandal Ist das ja einer 
Mehrheit der Bevölkerung deutlich gewor­
den) nicht mehr ausgehalten. 
2. Wir haben nach einer politischen Form 
fOr unseren tätigen Protest gesucht, die ein­
erseits störend und radikal genug Ist, um 
Sand Ins Getriebe zu streuen, um die Auf­
merksamkeit der Medien zu erregen, die an­
dererseits aber auch der gesellschaftlichen 
Mehrheit, die kein Interesse an den Profiten 
der Atomindustrie hat, ln Inhalt und Form 
vermittelbar bleibt und deshalb politisches 
Bewußtsein erweitern und Protestpotentla­
Ie ermutigen kann. Gewaltfreie Blockadeak­
tionen haben diese Chance. Das zeigt Ihre 
hohe allgemeine Akzeptanz. Etliche von uns 
haben persOnlieh gelernt ln gewaltfreien 
Blockadeaktionen der Friedensbewegung 
vor allem vor Atomraketenlagern. - Der öf· 
fentllchkeltswlrksamste und anhaltenste 
Protest dieser Art Ist der vor dem Pershing­
li-Oepot in Mutlangen. Er hat ln den Zelten 
des allgemeinen Abschwungs der Friedens­
bewegung an Intensität ständig zugenom­
men und Politiker, Polizei, Gerichte und Me­
dien beschäftigt und ermutigend auf die 
Friedensbewegung ausgestrahlt. Ein weite­
res Vorbild sind fOr uns die regelmäßigen 
Blockaden des AKWs Brokdorf, die seit 3 
Jahren durchgefOhrt werden. Wir versuchen 
aus der Erfahrung ln Mutlangen zu lernen 
und sie auf den von uns gewählten Protest­
torf Wargassen zu Obertragen. Dabei sind 
uns einige Grundideen des Zivilen Ungehor­
sam sehr wichtig. 

Zivßer Ungehorsam prinzlpleU 

"Ziviler Ungehorsam Ist ein Versuch, sich ln 
direkten Kontllkt mit dem Un...cht und der 
Macht, die das Unrecht hervorbringt oder 
stotzt, zu stellen und diesen so auszutra­
gen, daß das Unrecht Oberwunden werden 
kann" (Andreas Prybyskl: Ziviler Ungehor­
sam als gesellschaftllcl:le Konflikt· 
str(ltegle). Ziviler Ungehorsam versucht, ei­
ne wirklich demokratische Gesellschaft zu 
schaffen, denn Demokratie kann ja nicht 
heißen, daß die Reglerenden legitim Macht 
ausoben, sondern daß die Gesellschaft und 
jedelr einzelne BOrgerln Verantwortung hat 
und Politik gestalten soll. Da die Herrschen­
den ln unserem Land gerade an den Fragen 
der atomaren ROstung und Atomenerglepo. 
lltlk völlig verantwortungslos und gegen be­
kannte Mehrheiten der BOrger handeln, Ist 
ziviler Ungehorsam die Notstandsform der 
Demokretle angeslchts Ihrer abgrondlgen 
Gefährdung. Der zivile Ungehorsam macht 
ernst mit der Erfahrung, daß Mittel und 
Zweck Obereinstimmen mossen. Deshalb 
Ist er dem Prinzip der Qeweltfrelhelt ver­
pflichtet, das Im Kern heißt, die Integrität 
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Blockade 

anderer Menschen zu achten, sie nicht zu 
verletzen. 

Wamm Würgassen? 

ln uns.erer Region 116t sich an dem Schrott­
reaktor Wargassen beispielhaft aufzeigen, 
wie menschenverachtend die Atompolitik 
Ist (Stichwort: Leuklmlerate, Tlefflugabstor­
ze, bekannte Slcherheltsmlngel, abgewie­
sene Klagen, verlogene SPO-Polltlk). Aber 
es geht uns nicht um Wargassen allein, son­
dern um die Stlllegung aller AKWs. Wargas­
sen liegt vor unserer Haustore. Da sind die 
Menschen ln unserer Region gefordert. Wir 
hoffen auch, daß unser Belspiel Schule 
macht und vor vielen AKWs Ihnliehe Unru· 
heherde entstehen. 
Wir rufen zu regelmäßigen monatlichen 
Blockaden auf, weil wir hoffen, und das Bel­
spiel Mutlangen zeigt es, daß nur das be­
harrliche Insistieren auf "Straftaten" das Är­
gernis, die Unruhe und den Bekanntheits­
grad schafft, den eine erfolgreiche Wlder­
standsaktlon braucht. 

Derlebt von unserer 
ersten Blockade 

Am 26.04.89, dem dritten Jahrestag nach 
der Tschernobyl-Katastrophe, fand am 
Kernkraftwerk Wargassen von 15-18 Uhr ei­
ne gewaltfreie Blockade statt. Diese 
Blockade war der Auftakt der "Kampagne 
Ziviler Ungehorsam bis zur Stlllegung aller 
Atomkraftwerke". Den Blockadezeltraum 
haben wir so gewählt, weil um 16 Uhr ein 
Schichtwechsel Im Werk Ist. 
Es nahmen trotz strömenden Regens etwa 
120 Menschen daran tell. Nachdem sich alle 

Foto: Ulle Ulthje 
Tellnehmerinnen am Haupttor versammelt 
hatten, wurde beschlossen, die Gruppe zu 
teilen, um auch die zweite Zufahrtmögllch· 
kelt zum AKW zu blockieren. Wir hatten 
nämlich beobachtet, daß der Betriebsver­
kehr Innerhalb des Werkes zum zweiten Tor 
umgeleitet wurde. 

Während das Polizeiaufgebot am ersten Tor 
sehr gering war, .war es am zweiten Tor um 
so massiver: Vom Tor bis zur Kreisstraße 
war die Zufahrt von der Polizei abgesperrt. 
Am zweiten Tor waren dann die Auselnan· 
dersetzungen: Oie Polizei sammelte Immer 
wieder einige Wagen von Betrlebsangehörl· 
gen, um sie dann als Gruppe durchzu­
schleusen. Umgekehrt versuchten die 
Blocklererlnnen, den hinein und herausfah· 
renden Verkehr durch Hinsetzen zu behln· 
dern. Sie wurden Immer wieder zur Seite ge­
räumt. Zu Festnahmen wegen Nötigung 
kam es ln vier FAllen: Zwei Frauen und zwei 
Manner wurden zur Pollz~l nach Höxter ge­
bracht. Neben der Personallenfeststellung 
und erkennungsdienstliehen Behandlung 
(Foto + FlngerabdrOcke) wurden sie ge­
zwungen, sich bis auf die Haut auszuziehen. 
Daraufhin beschlossen die Betroffenen, ei­
ne Dienstaufsichtsbeschwerde ln dieser Sa· 
ehe an das nordrheln-westflllsche lnnenml· 
nlsterlum zu schicken. Inzwischen entschul­
digte sich der Einsatzleiter nacl\ einer mas­
siven Pressekampagne bel Ihnen. Zu einer 
weiteren strafrechtlichen Verfolgung der 
vier Festgenommenen wird es nach seinen 
Aussagen gegenober der Presse nicht kom­
men. Insgesamt verlief die Blockade von 
dieser Entgleisung der Polizei abgesehen 
ohne erhebliche Zwlsch~nfAlle. 



Standorte 

des Atomkraftwerks 
•• urgassen 

Unterstützung und Solidarität 
FOr die nlchste zelt haben wir uns vorg~ 
nommen, zunlchst einmal Im Monat, J~ 
wells am dritten Samstag des Monats von 
15 bis 18 Uhr welterzublockleren; die zweite 
Blockade wird also am 20. Mal, die dritte am 
17. Juni usw. sein. 
FOr unsere Aktionen Ist es ganz entschel-

Foto: Ulle Ulthje 

dend, daß wir von möglichst vielen Hilfe~ 
kommen: Wir wensehen uns, daß Immer 
mehr Menschen mit uns blockieren. FOr J~ 
de Aktion brauchen wir Leute, die bereit 
sind, die Blockaden solidarisch zu beobach­
ten und zu unterstatzen (zum Belspiel Pres· 
searbelt, Verpflegung, Transporte, Gesprl· 
ehe mit Polizei und BevOikerung, Fotogra· 
fieren). Dringend brauchen wir auch Geld: 

Spendenkonto Sablne Morgenroth, Postgi­
roamt Hannover, Konto-Nr.: 88232-307, BLZ 
2SO 100 30. 
Kontakt Gewaltfreie Blockade am AKW 
WOrgassen, C/o Gewaltfreie Aktion, Post· 
fach 2022, 3400 GOttlngen, Tel: 0551/ 
no2945 (Montag u. Mittwoch 17·19 Uhr). 

Sablne Morgenroth, Anne Schreiner, 
Renate Sehrt 
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AKW Biblis Aktion: 
Am ersten FrOhllngstag nach wochenlangem Matsch- und Regenwetter 
fand am 4. März 1989 ln Blblls eine Sandgebung statt Dazu hier unser Be-
richt · 
Das Ereignis an sich war nichts Dolles. Hundertfonfundsechzlg Menschen 
versammeln sich, zeigen Transparente, halten Reden und hören Reden zu, 
rufen Forderungen, tragen TOten, Eimer, Schaufeln auf einen Bahndamm, 
schatten dort aus Sand, Erde, Zement, Steinen einen Haufen auf und fah­
ren dann unbehelligt und fröhlich nach Hause. Samstags nachmittags. ln 
der Bundesrepu'bllk Deutschland, Blblls. 

Eigentlich nichts weiter Dolles. Als Resultat 
von (Vor-)Geschlchten und als Tell von Ge­
schichten, die weitergehen, Ist es schon er­
zlhlenswert. Das heißt: diese Geschichten 
sollen hier erzlhlt werden. Beginnen wir mit 
der Transportgeschlchte. 
Der Abtrensport der MOX-Brennelemente 
unter anderem aus dem Versuchskraftwerk 
Kahl nach SChweden brachte ja sehr viele 
Atomkraftgegnerinnen wieder auf die Bel­
ne. Auch bel uns, Jn der Region um Kahl, 
entwickelte steh daran eine ZUsammenar­
beit von Leuten und Gruppen, die zufrieden­
stellend funktioniert. Diese Zusammenar­
beit ermöglichte eine Arbeitstellung unge­
flhr so: Dort, wo der Transport losfahrt, be­
obachten die Leute, und da, wo er an­
kommt, blockieren die anderen Ihn. Die 
Transport.serle Kahi-Hamm Ist zu Ende, und 
nun kOnnten wir mit der neuen "Biblls­
Gorleben" grade so weitermachen. Aber 
diese Arbeitstellung schmeckt uns Ober­
haupt nicht mehr. Es Ist zum einen nicht lu­
stig, Ober llngere Zelt nur Dienstleistungs­
funktionen zu Obernehmen; zum anderen 
entspricht es auch nicht unseren Vorstel­
lungen davon, wie wir uns einmischen, wie 
wir Politik machen wollen. Wir wollen fOrs 
erste, daß uns und den Leuten hier vorstell­
bar wird, daß wir Transporte behindern und 
verhindern können. Und dann natorllch wol­
len wir das auch tun. FOr die anderen Regio­
nen an der Strecke wonschen wir uns das 
Obrlgens ebenfalls. 
Oie zweite Geschichte Ist die von der Beeln­
trlchtlgung gesellschaftlicher Opposition 
durch die StrafverfolgungsbehOrden, wenn 
wir. Kriminalisierung distanziert nOchlern 
verharmtosend einmal so umschreiben wol­
len. Oie Methode des Staates, politisch be­
grondeten Widerstand auf der Ebene der 
Verfoguno von Straftatbestinden entgegen­
zutreten, trifft die Anti-AKW-Bewegung, seit 
es sie gibt. Es scheint darober hinaus, daß 
diese Methode ln den vergangeneo drei Jah­
ren eine entscheidende VerschArfuno erfah­
ren hat. Als Belspiele seien hier nur die §-
1298-Verfahren gegen AKW-Gegnertnnen 
Im Wendland und die Konstrukte der k.rlml­
nellen oder terroristischen Vereinigung von 
Startbahngegnerinnen und Gentechnolo­
giekritikerinnen angefOhrt. Verschlrft oder 
nicht. die Methode tut jedenfalls Ihre Wir­
kung und spaltet den Widerstand nach gut 
und bOse. Die Tatsache, daß sich Immer 
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wieder Tausende von Menschen versam­
meln, um die eigene Harmlosigkeit zu loben 
und zu beklatschen, Ist oft genug und zu 
Recht kritisiert worden. Die andere Varian­
te, auf Krlmlnallslerungsdruck zu reagieren, 
scheint uns ebenso verhlngnlsvoll: wenn 
wir nur noch ln Immer kleineren und Immer 
geheimeren Kreisen nachts losgehen, um 
dann mehr oder weniger erfolgreich zu Ak· 
tlonsformen greifen, die letztlich auch sym­
bolisch bleiben, dann Ist die Wahrnehmung 
von uns selbst als Floh am Beln der Herr­
schenden durchaus angemessen. Jucken 
tute die andem schon: aber wer mochte auf 
Dauer ein kleiner Floh sein? Uns scheint es 
wichtig, an einer politischen Praxis zu arbel· 
ten, die einerseits den Beteiligten und den 

erstmal noch UnschiOsslgen ermöglicht, die 
Grenzen der eigenen Biederkelt (Machen wir 
uns mal nichts vorl) zu Oberschrelten, und 
die gleichzeitig möglich macht, da& wir da­
bei etwas voneinander mitkriegen. 
So. Und die dritte Geschichte um die Sand­
gebung herum Ist die vorn Störfall ln Blblls. 
Nach Bekanntwerden des vertuschten 
Belnah&Super-GAUs vom November 87 
empörten steh sehr viele Leute ln der Re­
gion; es kam zu Stlllegungstreffen, splter 
zu einer Stlllegungskonferenz und vor Weih­
nachten zu einer großen Demonstration von 
15.000 Menschen vor den AKWs. Die Forde­
rung nach Stlllegung belder BlOCke wurde 
erhoben und auch die nach dem Ausstieg 
aus der Atornkraftnutzung. Was uns dabei 
störte war der schamlose Versuch der politi­
schen Parteien, möglichen Widerstand ge­
gen den Welterbetrieb der Reaktoren zu 
Zwecken der Wahlwerbung umzubiegen. 
Daß die meisten AKWs ln der BRD auf SPD­
Mist gewachsen sind und speziell die heasl­
schen Sozialdemokraten Ihre Atomanlagen 
bis zum SChluß gehegt und gepflegt haben, 
wollen wir gar nicht nochmal aufwlrmen. 
Wenn aber Grane und SPD ln der Opposl· 
tlon die Rolle engagierter AKW-Gegner spie­
len, dann muß einfach auf das praktische 
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Sandgebung! 

Versagen der Herren Jochlmsen, Jansen, 
Leinen und Fischer Im Ministeramte hinge­
wiesen werden. 
Das Ist der eine Aspekt dabei. Den andern 
Aspekt wollen wir bel allem Elfer nicht ver· 
gessen zu erwAhnen: natorllch wollen wir 
Blblls mlt·stlllegen. Nach wie vor sind wir 
for die sofortige Stlllegung aller Atomanla· 
gen; aber deswegen können wir ja ruhig 
schon mal bel einem anfangen. Der 87er 
Störfall kann dabei nicht mehr als ein Auf· 
hlnger sein. ln einer Stlllegungskampagne 
dauernd auf Unfallgefahren herumzureiten, 
scheint und wenig sinnvoll. Daß StörfAlle 
vor1<ommen, das wissen die Setreiber und 
das wissen wtr als Gegner1nnen; ebenso, 
daß die Konsequenzen furchtbar und wir da· 
gegen machtlos sind. VIel angreifbarer sind 
die Blblls-AKWs an Ihrer Entsorgungsanla· 
ge. Durch die Verhinderung von 
Brennelement-Transporten zum Belspiel 
könnte der Welterbetr1eb unmittelbar un· 
möglich gemacht werden. Diese Aussicht 
Ist uns die netteste; darin erschöpft steh 
das Spektrum der Handlungsmöglichketten 
keineswegs. Bel "Entsorgung" Ist fOr alle 
was dabei. 
Nach soviel Vorspann kommt nun zum 

Schluß doch noch die Geschichte von el· 
nem gelungenen Streich. Bel Veranstaltun­
gen, auf Plakaten und FlugblAttern war dar· 
auf hingewiesen worden, daß es wichtig sei, 
zu diesem Ereignis Sand mitzubringen. Von 
abwartendem Interesse der Presse und der 
Polizei begleitet begann bei unerwartet 
schönem Wetter die Kundgebung auf dem 
Rathausplatz. tn drei RedebeltrAgen wurde 
auf den vertuschten Störfall, auf die Verän­
derungen der Bedingungen for die örtliche 
Initiative und auf den Stand der Krlmlnall· 
sterung eingegangen. Beim anschließenden 
Demonstrationszug zum Bahnhof gelang es 
der Bevölkerung weitgehend, unbemer1<t zu 
bleiben. Der Redebeltrag auf der Schluß. 
kundgebung stellte die besondere Rolle der 
Deutschen Bundesbahn heraus, die Ihr 
durch die Neuordnung der Atomindustrie 
zugekommen Ist. Nach AuflOsung der Ver· 
sammlung muß den Tellnehmerinnen spon· 
tan wohl eine Idee gekommen sein. Jeden· 
falls entfernten sich alle tn einem langen 
Zug ln die gleiche Richtung, schleppten da· 
bel Eimer und TOten, auch einige Schaufeln 
waren zu sehen. Die Pollzetbeamten, die of· 
fenstchtllch darauf eingestellt waren, die 
Menge auf dem Weg zu den AKWs zu be-

Foto: 1beo HelmtiM 

gleiten, machten zwar erstaunte Gesichter, 
als die Leute plötzlich auf den Bahndamm 
einbogen, konnten aber Im Moment nichts 
unternehmen, dies zu unterbinden. Beim 
Pinkeln entdeckten dann erstaunfleh viele 
Personen Im Gebosch wettere Schaufeln, 
Eimer und Zement. Als das Anschlußgleis 
der AKWs an einer Sandgrube vorbelfOhrte, 
entstand plötzlich eine Menschenkette bis­
her unbekannter Qualltat Toten und Eimer 
wanderten VOI"! Hand zu Hand, und Inner· 
halb einer VIertelstunde tormte sich auf den 
Schienen ein recht ansehnlicher Haufen. 
Damit waren es die meisten fOrs erste zu· 
frleden; es entspann sich auch eine Diskus­
sion darOber, ob es ln Ordnung Ist, erst von 
Sand zu reden und nachher Zement belzu· 
mischen. Sicher wird es notwendig sein, 
diese Frage weiter zu diskutieren. Um ande­
re Folgen brauchen wir uns zum GIOck nicht 
zu sorgen. Die Polizei war·an diesem Tag so 
sehr damit beschAftlgt, Ihre Anlagen zu 
schotzen, daß sie sich nicht darum kOrn­
mern konnte, was diese Leute Im Ried da 
wohl gerade treiben. ln geschlossenem Zug 
erreichten jedenfalls alle wieder den Ort 
und konnten wegfahren, ohne behelligt wor· 
den zu sein. 
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Wackersdorf wackelt, 
wann kippt Brokdorf? 
Es blockieren und demonstrieren seit dem 
6.8.1986 an jedem 6. des Monats Anit-AKW­
Gruppen aus dem Gewaltfreien Aktionsbünd­
nis, der Solidarischen Kirche und vielen Ein­
zelpersonenaus Harnburg und Schleswig-Hol­
stein an den Zufahrtswegen zwn Atornkraft­
werkBrokdorf. Der 6. wurde gewählt in Erin­
nenmg an den Tag des Atombombenabwurfs 
auf Hiroshima. 
Seit drei Jahren wird blockiert, aha trotzdem 
wird von ca. 100 Menschen, die sich regelmä­
ßig und unregehnäßig an den Blockaden betei­
ligen mit keinem Gedanken daran gedacht 
aufzuhören. 
Auftrieb erhalten die Blackaden dieses Jahr 
durcheine thematische Erweitenmg. Z.B. ww-­
de am 6. März das Verwaltungsgebäude der 
HEW inderCity-Nord in Harnburg vonca. 50 
AKW -Gegnerlnnen2 Stunden blockiert. Grund 
wareine Veranstaltungmit Umweltsenatorund 
Aufsichtsratsmitglied der HEW Kuhbier zum 
Thema Ausstieg aus dem Atomprogramm und 
Gefahren durch Atomtransporte in und wn 
Hamburg. Kuhbier erwies sich als inkompen­
tent und uninformiert, so daß wir direkt die 
HEW Mitarbeiterinnen informieren wollten. 
Die SPD-Hamburg gab 1986 bekannt, mittel­
fristig aus der Atomenergie aussteigen zu wol­
len. Nun zieht sie sich hinter dem Argument 
zurück, ein Ausstieg könne nur bundesweit 
erfolgen. Inzwischen hat Harnburg 87% Atom­
strom, und die HEW haben sich darauf einge­
stellt, die Atomkraftwerlee 20 bis 25 Jahreüber 
den ursprünglich angesetzten Ausstiegszeit­
punkt 1996 hinaus zu betreiben. 

Desweiteren machen wir verstärlct Infroma­
tionsstände in Harnburg - Altona und um unse­
re Blockaden bekannter zu machen, da sie in 
der Presse kaum noch Beachtung finden, und 
um unsere Postkarten zu verkaufen, damit an­
fallende Prozeßlcosten gedeckt werden können. 
und un weiter zwn Thema Atomanlagen zu 
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informieren. 
Informationsstände nutzen wir auch um über 
aktuelle Ereignisse wie z.B. dem Hungerstreik 
derpolitischen Gefangenen zu informieren. 

Dazu diskutiert das Blockadeplenum eine Re­
solution zwn Hungerstreik. Einige von wts 
waren wegen gewaltfreier Aktionen bereits im 
Knast; andere müssen sich in Zukunft damit 
auseinandersetzen, was ein relativ kurzfristiger 
Knastaufenthalt bedeutet Allein in diesem Jahr 
hatten bis Mit.te April mindestens 13 AKW­
Gegnerlnnen Prozesse vor dem Amts- oder 
Landgericht ltzehoe wegen Nötigung durch 
Blockieren. 
So hat der Hungerstreik der politischen Gefan­
genen aus RAF und Widerstand, sowie der 
Frauen in der Plötze unsere Anteilnahme und 
Solidarität. 

Am 6. JuU 1989 wird d.le Blockade von den 
Lebenslauten mltgesteltet werden. Die 
Lebenslaute sind engagierte Musikerinnen aus 
der gesamten BRD und haben bisher Konzert­
bl~aden in Mutl.angen. Heilbronn und Wak­
kersdorf durchgeführt. ~ nächste Blockade 
findetarn 29.5.89 in Schönberg/Schultrupstatt, 
um gegen die Giftmülldeponie zu protestieren. 
Mit Ihrer Konzertblockade beteiligen sie sich 
an der InitiatVie Wasserzeichen.: Eine Woche 
fürdas Wasser- Konzerte, Aktionen, Medita­
tionen vom 21. - 29.5.89 in Harnburg und 
Lübeck. 
Im Juli Ist ein Theaterstück Im Raum Itze­
hoe geplant Es heißt: "Der Prozeß gegen die 
Ne\Dl von Catonsvelle ... Ursprünglichgeschrie­
ben von Pater Phil Berregam. Er gehöhrt zur 
Schwerter zu Pflugscharen - Gruppe in den 
USA. 
Zur Geschichte: 
Be.i einer Aktion, als Widerstand gegen den 
Krieg der USA in Vietnam. sind Menschen aus 
kirchlichen Gruppen in eine An Kreiswehrer-

satzamtin den USA eingcdnmgen, haben die 
AktenmitNapalm übergossen und angezilndet. 
Neun von ihnen ist der Prozeß in Catensvelle 
gemacht worden. Sie wurden zu hohen Frei­
heitsstrafen verurteilt Im Knasthat Pater Ber­
regamseineGedanken zum Prozeßaufgeschrie­
ben. Die Berliner Theatergruppe Kompanie 

·schrieb nach derVorlageein Theaterstück, das 
sie auch aufführte. Der Richterratsschlag 1982 
(ein Treffen vonfortschrittlichen Richterinnen 
und Staatsanwältlnnen), der von Hamburger 
Kolleginnen organisiert wurde, hatte zwn 
Thema Ziviler Ungehorsam, dieses Theater­
stück aufgefilhrt. Das war der Ursprung der 
Hamburger Richtednnen Theatergruppe. Das 
Stück wurde auch in anderen Städten aufge­
führt. Geplant ist nun eine Aufführung für die 
Blockadebewegung im Zusammmenhang mit 
den Brokdorfblockadeprozesse, im Raum ltze­
hoedurc:hzufiihrc:n. Die Aufführung wird war­
scheinlieh Wang Juli stattfmden und der 
schleswig-holsteinischeOberstaatsanwalt Ost­
endorf hat schon eine Zusage für eine Diskus­
sion hinterher gemacht. 

Unsere Perspektive im August I 
September 89 ist der Brennele­
mentewechsel im AKW-Brok­
dorf. 
Seit November 87 lagern vier Plutonium Mi­
schoxid (MO X)-Brennelemente im Lagerbec~ 
lcen des AKW's. Nach Planungen des Bet~ei­

bers sollen sie im Sommer eingesetzt werden. 
Nach dem Regierungswechsel in Schleswig­
Holstein glaubten viele an einen schnellten 
Ausstieg ausdemAtomprogramm.Miulerwei­
le wird deutlich, daß weiterhin Druck von Unten 
kommen muß, damit sich etwas verändert. da 
auch die SPD Schleswig-Holstein auf einen 
Regierungswechsel in Bonn und einer Ent­
scheidung der Bundes SPD wartet 

Desbalb!!!UnterstütztunsbeidenBioc­
kaden. 

Unsere nächste Blockade am 6. Mai 1989 
wird in Erinnerung an Tschernobyl stattfm­
den. Besonders auch deshalb, weil Brokdorf 
das erste AKW nach dem Unfall ist. das an das 
Stromnetz angeschlossen wurde. 

Die Blockade und andere Aktionen beginnen 
im 13.00 Uhrund enden um 16.00 Uhr. 
lnHamburgfihneinBuswn 11.45 Uhrvon U­
Bahn Hagenbecks-Tierpark ab. Die Fahrtlco­
stm betragen ca. 11 DM. 

Gewaltfreies Aktionsbündnis 
Büro Nernstweg 32 
2000 Harnburg SO 

Telefon: 040/3909222 

Rechtshilfekonto Brokdort, Glsela Findel­
sen, Bmb. Sparkasse (BLZ: 200 SOS SO) 
Kto. Nr.: 10091752898 · 



Atomausstieg in 
Schleswig- Holstein 

Nur ein 
Wahlversprechen? 

Angestrebt war sie schon lange, die Diskus­
sionsveranstaltung zwischen der schleswig­
holsteinischischen Anti-AKW -Bewegung 
und dem ''Minister für Gesundheit, Soziales 
und Energie" Günther Jansen. 
Am 25. Aprlll989 war es dann soweit. 
Unter dem Motto "Atomausstieg in Schles­
wig-Holstein ·nur ein Wahlversprechen?" 
trafen wir uns in Kiel. Mat dabei ca. 450 
Menschen im Publikum und auf dem Po· 
diumMinister Jansen, WlnfriedGünnemann 
(Rechtsanwalt des Brokdorf-Kiägers Kar­
sten Hinrichsen), zwei Moderatorinnen aus 
Kiel und Lübeck, sowie Michael Salier vom 
Öko-Institut Freiburg. 

Vor allem der Redebeitrag Michael Sailers war 
es, den wiralle mit Spannung erwarteten. Denn 
Sailer,einerderVerfasserderSPD-Ausstiegs­
studie , war uns als jemand angekündigt wor­
den, der aus Sicht des Öko-Instituts, klare Stel­
lung zum Ausstiegsgebaren der SPD in Schles­
wig-Holstein, beziehen sollte. Doch der zwei­
stündige Abend verlief völlig anders, als wir 
erwartet hatten, denn auf das, was da kam, war 
wohl kaum eine Person vorbereitet. 
Direkt nach der Begrüßung ergriff Michael 
Sailer das Wort und erklärte ersteinmal, daß er 
nicht etwa als Vertreter des Öko-Instituts, son­
dern als "politischer Mensch" anwesend sei 
und daß das Öko-Institut keineswegs als Mit­
veranstalerln der Diskussion auftreten werde. 
Anscheinend hatte das Öko-Institut in letzter 
Minute Angst vordereigenen Courage bekom­
men und sich in Anbetracht der Tatsache, daß 
die SPD-Landesregierung noch weitere Gut­
achten zu vergeben hat, eigenhändig das Wort 
verboten. 
Da saß er nun, der politische Mensch und er­
zählte uns, nach den inhaltlichen Ausführun­
gen vonJansen und Günnemann, wie die Arbeit 
von Gruppen und Initiativen auszusehen hat. 
EinAllgemeinplatzlinkerPolitikfolgteaufden 
Anderen und als Abschluß berichteteeruns von 
derpositiven Resonanz der Bevölkerung, rund 
umsAKWBiblis,aufVeranstaltungendesÖko­
Instituts. 
Eins schaffte er mit seinen Ausführungen si­
cherlich; die Diskussionnahm eine völlig uner­
wartete Wendung. Plötzlich wurde nicht mehr 

überdie SPD und ihren Ausstiegswillen disku­
tiert, sondern der halbe Saal begann sich und 
den Zustand der Bewegung zu bejammern. 
Einzelne inhaltliche Wortbeiträgekamennicht 
mehr durch und Ideen von Vorrednerinnen 
wurden nicht mehr aufgegriffen. 
Als Jansen dann einer Vorrednerin antwortete 
und sie bei ihrer Forderung, "die Anti-AKW­
Bewegung müsse sich von der Landesregie­
rung emanzipieren", unterstützte, und Prof. 
Wassermann (Toxikologe an der Uni Kiel) 
Jansen klip und klar bescheinigte, daß er der 
Hoffnungsträger der Bevölkerung in Sachen 
Ausstieg sei, war der Abend gelaufen. 
FünfMinuten vorZehn verließder Ministerdas 
Podium unddie Hälfte allerZuhörerinnen folg­
te ihm, obwohl die Veranstaltung längst nicht 
zu Ende war. 
Doch noch einmal zurück zum eigentlichen 
Inhalt der Diskussion: 
Jansen unterbreitete ein Vier-Punkte-Konzept 
zum Ausstieg, wobei drei Punkte einzig und 
allein denjuristischen Weg beinhalteten. 
S~in altbekannter Kerngedanke war dabei; 
Fakten zu sammeln und Schwachstellen zu 
suchen, um dann gut vorbereitet vor den Ge­
richten zu erscheinen. Einer seiner Lieblings­
sätze (er hat ihn dreimal so oder in anderen 
Varianten wiederholt) lautet: "Wer glaubt, man 
lcann einfachSti//egen, weil man, wie ich auch, 
die emotionale Entscheidung getroffen hat, daß 
Kernenergie gefährlich ist und von uns nicht 
verantwortete werden kann, wird sofort vor 
den Gerichten scheitern." 
Dieser Satz ist natürlich unzweifelhaft richtig. 
Jedoch läßt er eine ganze Menge außer Acht. 
Die wenigsten Menschen aus der Anti-AKW­
Bewegung sinddurch rein emotionale Enschei­
dungen zu der Forderungnachsofortiger Stille­
gung gekommen. 
Dochdieser Satzsagtund unterstelltnoch mehr. 
Wir alle wissen, daß der rein juristische Weg 
schon immer eine Sackgasse war - der Begriff 
der Klassenjustiz ist uns ja nicht neu. Prozesse 
gegen AKW's waren von daher schon immer 
lediglich ein Teil einerpolitischen Bewegung. 
Schließlich waren und sind es politische Ent­
scheidungen, die Veränderungen bewirkt ha­
ben. Doch von politischen Entscheidungen, die 
nicht zuletzt auf Grund des Drucks der Bevöl-

kerung entstehen, sagte Jansenkein Wort. Statt 
dessen verwies er uns auf die nächste Bundes­
tagswahlunddarauf,daßeinSi<:~derSPDund 
eine dann durchzuführende Anderung des 
Atomgesetztes, das entscheidende Mittel auf 
dem Weg zur Stillegung sei. 
Ansonsten brachte er noch so markige Sätze 
wie:"Wir knackendie ganze Problematik der 
Kernenergie an der Entsorgungsfrage." An­
sonsten teilte er uns noch einen "N"-Fall im 
AKW Krümmel, sowie eine AKW-Überwa­
chungsvernetzung der Landesregierungmitdem 
Verein "Eltern für unbelastete Nahrung" mit. 

Zu Jansen bleibt abschließend zu sagen: Bei 
bestimmten Fragen und Feststellungen zu 
Versäumnissen der Landesregierung kam Jan­
senen arg ins Schwitzen. Doch schaffte er es 
immer wieder sich um die Beantwortung von 
Fragenherumzulawieren, bzw. Behauptungen 
aufzustellen, die niemand von uns übeipriifen 
konnte. 
VorallemandenDetails manifestiertsichnach 
meiner Meinung ein grundsätzlicher Fehler 
von uns als Bewegung. Natürlich ist es richtig 
die Politik der Landesregierung zu verfolgen, 
um Versäumnisseoder absichtliche Fehler an­
zuprangern, doch müssen wir uns auch darü­
ber klar sein, daß wir bei dieser Form von 
Politik nie etwas Anderes als Beobachterin­
nen sein können; wir werden immer zwei bis 
drei Schritte hinter der aktuellen Politik der 
Landesregierung herhinken, und nie in der 
Lage sein sie an Details festzunageln. Viel 
wichtiger ist in diesem Zusammenhang die 
Frage, die auch Eingangs von dem Kieler 
Moderator Wilfried Voigt gestellt 
wurde:"Fördert die Regierung die Bewegung 
oder behindert sie sie?". Im Zusammenhang 
mit den Brokdorfprozessen kann meines Er­
achtens ganz klar gesagt werden, daß die 
Regierung die Bewegung nicht etwa unter­
stützt, sondern torpediert. Auch wenn eine ju­
ristische Unterstützung aus einleuchtenden 
Gründen nicht unbedingt möchlich ist, so ist 
eine politische Unterstüzung doch wohl das 
Mindeste, was von einer Regierung erwartet 
werden kann, die den Ausstieg ernst meint. 
~ur Bewegung ist zu sagen,daß sich Perspek­
tiven nicht dadurch erarbeiten lassen, daß das 
nicht-vorhanden-sein und der Schwund von 
aktiven Leuten bejammert wird, sondern nur 
dadurch, daß die Initiativen vor Ort gucken 
müssen, wo sie wie handeln können, um dem 
Ziel der Stillegung näher zu kommen. Aus 
Selbstbemitleidung sind noch nie positive 
Impulse entstanden. Moch ein letztes Wortzur 
Vorbereitung der einzelnen Gruppen und Ini­
tiativen auf die Veranstaltung. Sie war mehr 
als mangelhaft. Dreiviertel der Redebeiträge 
und Fragestellungen kamen von Mitgliedern 
der GRÜNEN und aus Lübeck. 
Wenn wir es nicht schaffen, neben dem An­
prangernder SPD-Politik eigene Perspektiven 
zu entwickeln, dann können wir tatsächlich 
einpacken. 

Michael 
Lübecker Initiative gegen Atomanlagen 

25 



Wendland 

Ermittlungen 
Ausgesprochen ciffus ist die Situation im Falle 
einer Abhöraktion gegen wendländische AKW­
Gegnerlnnen. Wie den GrOnen Im nleders. 
Landtag bekannt wurde sind im Vorfeld der zu 
erwartenden Castor-Transporte 7 Telefone 
angezapft worden. 

Der Pressesprecherdes nleders .. Justizministe­
riums bestätigte, daß es sich nicht, wie zu­
nächst vermutet, um eine Aktion des Verfas­
sungsschutzes, sondem um eine polizeiliche 
Maßnahme gehandelt habe. Im Folgenden 
lehnten es sowohl die Staatsanwaltschaft LO­
neburg als auch die Generalstaatsanwaltschaft 
in Celle ab, Stellung zu diesem Fall zu bezie­
hen. Allein Rebecca Harms vonder BI LOchow­
Dannenberg wurde von der LOneburger Staats­
arr.valtschaft eine Aktenzeichen zugesandt, das 
allerdings ebenfalls unkommentiert blieb. So ist 
unklar, ob es Oberhaupt ein entsprechendes 
Ermittlungsverfahren gibt, das die Abhöraktion 
formal rechtfertigen könnte. Allerdings läßt die 
Tatsache, daß der lauschangriff weder vom 
Dannenberger Amtsgericht noch vom LOnebur­
ger Landgericht angeordnet worden sind, den 
Schluß zu, das der Antrag, die Telefone abzu­
hören, von der Generalstaatsanwaltschaft aus­
gegangen ist Die BI LOchow-Dannenberg geht 
l~fem von Ermitlungsverfahren wegen Bil­
dung einer terroristischen Vereinigung nach § 
129 a aus. Es wäre nicht das erste Mal, daß Im . 
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Vorfeld von Atomtransporten Atomkraftgegne­
rinnen staatlicherseits massiv unter Druck 
gesetzt werden. Neben einer solchen Repres­
sionsfunktion liegt es in der Natur des Paragra­
phen, auf Grund seiner weltreichenden Leglti­
mationsmögllchkeiten, die gesamte Protest-und 
Widerstandsszene mit Methoden auszuspio­
nieren, cie ansonsten zumindest schwerer zu 
rechtfertigen wären. 
Aus Kreisen der BOrgerinitiative wurde eben· 
falls der Verdacht geäußert, ein vermeintlicher 
Bombenanschlag auf die Bahnlinie Harnburg­
Hannover Anfang März sei ebenso wie das 
Celler Loch Inszeniert worden, um eine Grund· 
Iage fOr die Ermittlungen zu schaffen. Auf dem 
Streckenabschnitt zwischen Celle und Uelzen 
waren an StromzufOhrungsmasten zwei bom· 
benähnliche Gegenstände mit angeblich 6 kg 
Sprengstoff gefunden worden. Der Zugverkehr 
war fOr Stunden lahmgelegt, und Hunderte von 
Reisenden mußt~n per Bus an ihre Zielorte 
gebracht werden. ln einem Bekennerschreiben 
wurden die Verhinderung der AtommOll­
transporte und die Zusammenlegung der RAF­
Gefangenen gefordert. Daß die Bomben zum 
vorgesehenen Zeltpunktnicht detonierten, mag 
an ihrem lnha.lt gelegen haben. ln einem zwei· 
ten Bekennerschreiben hieß es nämlich die 
Sprangsätze beständen aus Zucker und Mehl. 
ln der Staatsanwaltschaft herrscht Funkstille. 

Eine neue Variante des Atomtourismus hält die 
Preussen-Eiektra bereit. Sie will von den 1.271 
Fässem, die im Zwischenlager in Gorteben her­
umstehen etwa 700 Fässer mit schwachakti­
vem AtommOll nach Duisburg transportieren. 

Hintergrund der Reise ist die Absicht der 
Preussen-Eiektra, die aus Stade stammenden 
Abfälle in der Konditionierungsanlage der Ge­
sellschaft fOr Nuklear-Service (GNS) nachkon· 
ditionieren zu lassen, um sie damit IOr die End­
lagerung im Schacht Konrad bei Satzgitter vor­
zubereiten. Die wenn auch schärferen, so doch 
nur vorläufigen Einlagerungsbestimmungen 
machen es erforderlich, die Gebinde in eine 
Form zu bringen bzw. ln Behälter zu verpacken 
die in der aktuellen Form der Rollreifenfässer 
nicht erfOIIt werden. Den Vereinbarungen zufol­
ge soll die GNS die Fässer •unter Behördenauf· 

· sieht nach bestimmten PrOfplänen inspizieren 
und gegebenenfalll nachkonditionieren. Fäs­
ser, die Preßlinge- hochdruckverpre8te Abfäl­
le-enthalten, werden entleert und di.:t Preßlin­
ge in spezielle ·Konrad•-Contalner gefOIIt. Fäs­
ser mit andersartigen Abfällen werden - so­
weit notwendig - ebenfalls ln entsprechende 
Container verpackt• (Presseinformatlon der 
Preussen E.lektra vom 4. April 1989). Anschlie­
ßend sollen die Container wieder nach Gorle­
ben transportiert werden und dort bis zu Ihrer 
geplanten Einlagerung in Schacht Konrad zwi­
schengelagert zu werden. 
Wann mit den ersten Transporten zu rechnen 

ist, steht noch nicht fest. Zunächst einmal müs­
sen die Fässer von der Staatsanwaltschaft frei­
gegeben werden, denn schileBlieh handelt es 
sich nicht um irgendwelche Behälter, sondern 
um atomare Gebinde mit einer ganz eigenen 
Biographie: Alle 700 Fässer stammen aus dem 
AKW Stade. Von dort aus gingen sie Ins belgi­
sche Mol, kehrten zurOck und wurden schlie8-
lich von Stade aus nach Gorleben transportiert. 
Sie gelangten zu zweifelhaftem Ruhm, als 1987 
unter ihnen mehrere aufgeblähte, falsch kondi­
tionierte und plutoniumhaltige, mithin falsch de­
klarierte Fässer entdeckt wurden. Daraufhin 
wurde die gesamte Charge von der Staatsan­
waltschaft Hanau beschlagnahmt. Im FrOhjahr 
1988 hatte der ermittelnde Staatsanwalt Far­
wick eine genaue Untersuchung dEis Atom­
mOllsauf ca. 100.000 DM pro Fa8 veranschlagt. 
Wenn die Preussen Elektra nunmehr die Nach­
konditionierung aller Fässer mit etwa 1 Millio­
nen DM beziffert, wird die enorme Kostendiffe­
renz zwischen einer genauen Inspektion einer­
seits und der Nachkonditionierung andererseits 



Oiedrohende Gastor-Einlagerung bleibt vorerst das beherrschende Thema in der 
wendländischen Anti-AKW-Bewegung. Neue Aspekte ergeben sich aber durch 
die geplante Nach-Konditionierung von 700 Atommüllfässern aus dem Zwischen­
lager und durch die sich abzeichnende Diskussion um ein europäisches Endlager­
zentrum in Gorleben. 

IUgeiiiCheinllch. 
Angeslchta dieser Tatsache und im Hinblick 

u die bekannten technlachen Probleme einer 
angemesaenen AnaJy8e des Inhalts del' Flsser 
liegt def Verdacht nahe, da8 hier einmal mehr 
radioaktive Spuren verwischt werden sollen. 
Zumal die Formulierung, die FAsser .gegeb&­
nenfallsoo nachkonditionieren zu wollen, lABt ver­
muten, da8 es ln erster Linie darum geht, die 
200 Uter-RollreHenflsaer ungeOffnet in andel'e 
Container zu verpacken. Wenn dem so Ist, wOr­
de Im wahrsten Sinne des Wortes nur umgetöp. 
fert: Neue Behllter, neue Papiere, aber der ln­
halt bleibt der gleiche. Und achlle8Jich wel8 n• 
mand mehr was 1n den Containern Ist. Das wl­
re nicht bloßer Etlkettenschwlndel. Das wlre 
ein Beispiel mehr fOr eine Atompolltlk, die sich 
mit technl8ch ser10eer AttltOde Persilscheine für 
eine ebenso konzept- wie verantwortungslose 
Entsorgung ausstellt. Die BI L.OchowOannen­
berg erwlgt, in diesem Fall die genaue Unter­
auc:hung des redloaktlven Inventars jedes ein­
zelnen Fasaes gerichtlich durchzusetzen. 
Inwieweit andere Energleveraorgungsunter­

nehmen dem Belspiel der Preusaen Elektra fol­
gen wollen, Ist bislang offen. Schlie811ch lagern 
aie atomare Allabtalle ln fast eoo weiteren FAs­
eern Im Zwischenlager GOOeben, die ebenfalls 
endlagerfertig gemacht werden sollen. 

So verstAndlieh eine gewisse Zufriedenheit im 
Wendland sein mag, das GHt erst einmal ~ 
def loszuwerden, so falsch wlre es nichts ge­
gen die geplanten AtommOlltransporte zu un­
ternehmen. Die Anti-AKW-Gruppen in der Re­
gion und darOber hinaus sind sich einig, da8 
kein einziges Fa8 ungehindert nach ~isburg 
geliefert werden soll. Jeder Transport, egal ob 
1n das Zwischenlager hinein oder aus Ihm her· 
aus, ist ein notwendiges Glied Im nuklearen 
Kreislauf und Insofern entscheidend fOr den so­
genannten Normalbetrieb der Atomlndustrie. 
Es kann nicht unser Interesse sein, diesen 
Atomtourismus widerstandslos hinzunehmen. 
Die Forderung kann nur lauten, den Atommüll 
zunAchst in den Ausgangs-AKW's zu belassen 
bzw. ihn dorthin zurOckzubringen, bis ein ver-

antwortungsbewu8tes Endlagerungskonzept 
entwickelt worden Ist, ohne da8 neuer redloaktl­
ver Abfall produziert wird. 
Die Bedingungen fOr Protest- und Wlderstand­

saktionen sind Insofern auBergewOhnlk:h, ala 
daß, anders als bei den Einlagerungstranspor· 
ten, nicht verschiedene AKW's Ober Tage hin­
weg Oberwacht werden mOssen. ln der Vergan­
genheit konnte nennenswerter Zwischenlager· 
verkehr kaum an der Aufrnerbamkeit der 
WendlAnderinnen vorbei stattfinden, so da8 
mensch auch in diesem Fall davon ausgehen 
kann, da8 kein LKW unbemer1ct das ZWischen­
lager erreicht. Bei entsprechender Vorberei­
tung sollte die Frist. die zum Beladen dieser 
L.KW's erforderlich ist, ausreichen, um via 
Alarmliste möglichst viele AKW-Gegnertnnen 
Ins Wendland oder an die (vermeintliche) Trans­
portstlecke zu mobilisieren. Wer Im Wendland 
oder in Duisburg oder entlang der Strecke Ak· 
tionen plant, ob unmittelbar vor dem Lager be­
reitseine Blockade stattfinden soll oder mOgü­
cherwelse erst au8erhalb des Wendlandes, ob 
sich die ~x-Transport.Strukturen wieder­
beleben lassen, all das sollte bald diskutiert 
werden. Sinnvoll wäre ln dieser Beziehung 
auch die Rekonstruktion einer Aeglonalkonf&­
renz. 

Inwieweit die Duisburg-Connectlon unter 

Druck gesetzt werden kann, hAngt - nat0r11ch 
- auch.von der Mobilisierung ab. ln einer Pha­
se, die vielerorts durch das lange •Warten- auf 
castor-Transporte gekennzeichnet Ist, in der es 
schwierig 1st, das Thema langfristig ln der öf­
fentlichen Diskussion zu halten bietet die Orien­
tierung auf die Faß. Transporte eine realistische 
Möglichkeit zur Wiederbelebung eines kraftvol­
len und öffentlichkeitswirksamen Widerstan­
des. N.ach dem Abflauen der Auseinanderset­
zung um die Mox-Transporte ist ein breiter of­
fensiver Impuls OberfAIIIg. Er muB so angelegt 
sein, da8 er nicht nur gegen die Fracht ins 
Ruhrgebiet gerichtet ist, sondern gleichzeitig ei­
nen Ansatz zur politischen und strukturellen 
Weiterentwicklung des gesamten Anti-Atom­
transport-Widerstandes enthAlt. 

Wendland 

Nix drin 
Sie bekommen ihren MOll nicht ins Wendland: 
Auch der letzte Versuch der Atommafia, hoch­
redloaktiven Atomschrott aus Stade ins ZWI­
schenlage( bei Gorteben einzulagern, Ist fehl­
geschlagen. 

Nachdem es noch in def letzten Februarwo­
che hieB, die erste Cestor-Einlagerung stOnde 
unmittelbar bevor, konnten die Atomkraftgeg­
nerinnen ihre StartlOcher bereits am 1. MArz 
voriAufig wieder verlassen. Auf Ant~ der BI 
LQchow-Dannenberg beschlo8 die Dritte Kam­
mer LQneburg des Verwaltungsgerichtes Stade 
eine Zwischenverfügung, der zufolge bis zum 
30. Aprll'89 keine hochradioaktiven Brennele­
mente nach Gorleben geliefert werden durften. 
Damit konnte im Eilverfahren ein voriAuflger 
Rechtsschutz aufrechterhalten werden, der be­
dingt ist durch das entsprechende juristische 
Hauptverfahren, in dem es um die Frege geht, 
ob die von der Physlkallscb-Technischen­
Bundesanstalt (PTB) erteilten Genehmigungen 
der DWKJBLG-Anlagen bei Gorteben Ober­
haupt rechtmABig sind. Auch eine Beschwerde 
der Belreiber gegen den Verwaltungsgerichts­
entscheid beim traditionell atomfreundlichen 
Oberverwaltungsgericht Lüneburg konnte dem 
Cestor-Transport nicht den Weg Ins Wendland 
bahnen, da sich das OVG weder Im Eil- noch im 
Hauptverfahren fOr zust.Andig ertdArte. 
Damit bekamen PTB und Betrelber eine wohl 

Oberraschende Quittung fOr ihre unverschAmte 
Politik offiziell die Beteiligung am Jusistischen 
Hauptverfahren zu simurteren, diese de facto 
aber zu verschleppen, um hinter den Kulissen 
die Einlagerung konkret vorzubereiten. 
SchileBlieh mußte der Cestor-Behälter ange. 

sichts der anstehenden Revisionsarbeiten ln 
Stade umgehend in die Wiederaufarbeitungs­
anlage nach Kar1sruhe transportiert werden. 
Die dortige Versuchs- und Pilotanlage hat mit 
der Stade-Betreiberin Preussen Elektra einen 
Wlederaufarbeltungsvertrag. Außerdem dient 
sie als Entsorgungsnachweis für den Fall, da8 
es Im Brennelement Zwischenlager Gorleben 
Einlagerungsprobleme gibt. 

Mit dem Auslaufen des vorläufigen Rechts­
schutzesgegen den Sofortvollzug am 30. April 
'89 hat sich wenig vertndert. Die von Atomlob­
by beanspruchte EllbedQrftigkelt ist zur Zelt 
nicht gegeben. Seitens der PTB hei8t es, vor 
Junl'89 werde nicht eingelagert. Allerdings gibt 
es nach dem Stand der Dinge dafQr weder eine 
politische noch juristische GewAhr, so da8 alle 
Atomkraft-Gegnerlnnen gut beraten sind dieser 
Aussage nur unter groBen Vorbehalten zu trau­
en. ln Bezug auf das Hauptverfahren deutete 
die BI Lüchow-Dannenberg die jüngsten g&­
richtllchen Auseinandersetzungen als positives 
Zeichen, auch in der Frage der UnrechtmA8ig­
kelt des Genehmigungsverfahrens des Zwi­
schenlagers die Trumpfe in der Hand zu haben. 
Das allerdings bleibt noch abzuwarten, denn 
schließlich stapeln sich in den bundesdeut­
schen AKW's die abgebrannten Brennelemen­
te, und ein ZWischenlager dient hierzulande 
schon als Entsorgungsnachweis. 
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Kunst ist ... 
»MENSCHENGBMÄßE KUNST MUSS l.Dm 
ZERSTÖRUNG DESMENSCHGENGBMÄSSEN 
VERHINDERN, 2. DAS MENSCHENGBMÄSSE 
AUFBAUEN.NURDASISTKUNSTUNDSONST 
GAR NICHTS.« 

Dieses Ctedo ww es, mit dem Ioseph Beuys eines 
jener Tag X Plabl.e signierle, das 1984 von der 
Staatsanwaluehaft als Aufforderung zu Straftalen 
kriminalisiert wurde. DasOriginal WUJdeldlnlicb in 
heiligem RitualdemPräsidentenderbamburgischen 
Hocluchule fUr Bildende KUnste (HfBK) C. Vogel 
Uberreichl. Ab Kulisse diente das Zwischenlager, 
glmiert mit Lorbeerbäumchen rotem Teppich und 
Freie Requblllc Wendland -Wimpeln. Das Beuys­
Piakat 101.1 in hober Auflage nacbgedruc.la werden, 
um 8IICh im Vorfeld der zu erwatttnden Castor­
'I'Jinspone als "Kunstwerlc" veßlebt zu werden. 
VOfei'Stjedoc:h bleibt das Wendland frei von hochra­
dioaktivem AtommUlL Und so langedasder Fall ist. 
halten die Atomkraftgegnerinnen das öffenllicbe 
Bewu.ßtseinfUrdieatomareBedrÖhungdurchAklio­
nen mit eher "Happening-Charalcter" wach. Dazu 
gehört dieoben genannte Veranstaltung ebenso wie 
die Umfunklionierung des Penonenzuges "Wild· 
sau" (siehe nebenstehenden Artikel). Überraschte 
Kommentare erntete auch ein fast kilometerlanger 
Autokonvoi von U1neburg ins Wendland, mit dem 
ein "Probe-Castor" aus Holz und Pappenach Gorle­
ben gefahren wurde. DerTransportder Attrappe, die 
vonUbetSOAutoseskortiertwurde,fUhnepromptzu 
den erwarteten Veremsproblemen, die sich die 
Veranstalter/Imen versprochen hallen. Dierollende 
Dem<1 halle mit Ezfolg einmal mehr auf Gefahren 
und Behinderungen bei Atomtnnsporten aufmerlc· 
samgemacht 

Wilde Sau 
Ein neues Kapitel Bahngeschichte wurde am 
26. Februar aufgeschlagen. Pünktlich um 8.10 
Uhr setzte sich der fahrplanmäßige Eilzug 
•Wildsau• vom Hamburger Hauptbahnhof Rich­
tung Dannenberg Ost in Bewegung. ein Gro6-
teil der ca. 150 Mitreisenden an diesem Sonn­
tagmorgen allerdings verfolgten besondere Zie­
le. Strahlenschutzanzüge, Transparente, Pla­
kate klärten Unbeteiligte auf, hier fuhr der erste 
Anti-Atom-Zug der Bundesrepublik als Protest 
gegen Atomtransporte im Wirkungsbereich der 
Deutschen Bundesbahn. 
Zwischen Maschen, südlich Hamburg, als' 

nördlichem Verschiebebahnhof und Dannsn­
berg Ost soll in Zukunft die nukleare Fracht 
zum Alltag gehören, wenn Atomfässer und ~ 
gebrannte Brennelernente ins toSorgenzentrum 
Gorleben« transportiert werden. (Im sOdlichen 
Raum heißt das Pendant zu dieser Strecke 
NOmberg-Wacket'Sdorf.) EntiAngs dieser Bahn­
linie haben sich, seit· im Herbst vergangeneo 
Jahres der erste •heiBe« Transport von Stade 
kommend Richtung Gorleben avisiert wurde, 
neue Initiativen gegrilndet, alte wiederbelebt. 
Ihr Ziel heißt ..Castor Stopp.. Sehr wörtlich nah­
men diese Parole einige Reisende des Anti-
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Atom-Zuges, denn kurz hinter Winsen, noch 
auf der vielbefahrenen Nord-SOd-Trasse, 
quitschten die Bremsen ein erstes Mal. Die Not· 
bremse wurde gezogen, um die Entwicklung in 
die strahlende Zukunft aufzuhalten. Ostlieh Lü­
neburgs geriet die Bahnfahrt zu einer regel­
rechten Besetzungsaktion. Die Lüchow-

Dannenberger bereiteten der •Wildsau-, als sie 
am Ende mit 1·st0ndiger Verspätung, mitTran­
sparenten verhangen, im Wendland eintraf, ei­
nen feurigen Empfang. Dieses Happening mag 
den Blick fOr den Ernst des politischen Anlie­
gens vielleicht ein wenig verstellen. ErkiArtes 
Ziel der Demonstranten war es, das Positiv­
image der OB anzukretzen, mit der eingAngi· 
gen Parole ..GefAhr1iche GOter gehören auf die 
Bahn• aufzuräumen. Ein als Zugbegleiter auf­
gemachtes Flugblatt von Atomgegnern pran· 
gert diese Bahnpolitik an: ·Die DB transportiert 
alles. Bomben und Atomm0/1. Pünktlich und zu­
verllsslg. Rai/ & Road.• Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer glaubte sk:h mit dem versproche­
nen •Neuanfang• nach dem Transnuklear­
Skandal, einen geschickten Schachzug gelan­
det zu haben, als er die Atomtransporte der OB­
Tochterfirma Nuclear Cargo Service (NCS) 
üb&rantwortete. Die Sache hatte einen Schön­
heitsfehler. Wagenpark und Fachleute hatten 
die NCS von der alten Skandalfirma gleich mit· 
Obernommen. Keine besonders akzentfOrdern­
de Maßnahme, sollte man meinen. 
Strahlenschutzprobleme diskutieren mittler· 

weile auch die Eisenbahner. Die Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands (GdED) hatte 
1988 beim Darmst4dter Öko-Institut eine Studie 
in Auftrag gegeben. Sorge bentltete den Eisen­
bahnern, da8 beim Transport radioaktiven Ma-



terials keine speziellen Schutzvorkehrungen 
getroffen werden. So könnten die Rangierer bei 
Mitfahrten auf einem Waggon mit radioaktiven 
AbfAllen, legt man die höchst zulässige Strah­
lenbelastung von 1000 m/rem pro Stunde bei 
Stückgut zugrunde, bereits nach 1 0 Minuten 
den Dosisgrenzwert von 30 m/rem pro Jahr, der 
den Bundesbürgern allgemein zugemutet wird, 
erreichen. Oie zugelassene Strahlung eines 
Castar-Behälters betrAgt an der Oberfläche im­
merhin noch 200 m/rem pro Stunde. Die GdED 
will in Verhandlungen mit der Bundesbahn er­
reichen, daß die Bahnarbeiter zumindest mit 
Beschäftigten ~r Nuklearindustrie gleichge­
steilt werden. Das heiBt Schutzkleidung, Dosis­
meter und ärztliche Kontrolle. Die nuklearen 
Drehscheiben wie Maschen und Nümberg so­
wie Bahnhöfe, auf denen die Atomfracht umge­
koppelt wird, sollten demnach zu Strahlen· 
schutzgebleten deklariert werden, damit Kon­
trollbereiche wie in kemtechnischen- Anlagen 
gegeben sind. Die Eisenbahnergewerkschaft 
plädiert im übrigen für den schrittweisen Aus­
stieg aus der Atomenergie und ist gegen die In­
betriebnahme des Schnellen Brüters in Kaikar 
bzw. den Bau der WAA in Wackersdorf. Tran­
sporte sollten auf ein Minimum beschränkt blei· 
ben. 
Ein Standpunkt, der Atomkraftgegner kaum 

zufriedensteilen wird. Von ihrer Seite wird mo-

niert, daB die GdED den gesamten Bereich der 
Unfallrisiken weitgehend ausklammert und da8 
die Gefahren der Niedrigstrahlung nur am Ran­
de behandelt werden. Ein Beispiel: Am 20. 
März 1985 stieBen zwei Güterzüge in Flanken­
fahrt zusammen. Ein Zug führte 20 Kesselwa. 
gen mit Superbenzin, der andere 24 Waggons 
mit Steinkohle. Es kam zu einem heftigen 
Brand mit einer Explosion, deren Feuersäule 
200 Meter in den Himmel ragte. Das Benzin 
breitete sich aus und entzündete sich in einer 
150 bis 200 Meter langen Flammenwand. Erst 
nach 2 1/2 Stunden hatten Feuerwehrleute die 
Flammen unter Kontrolle; der Hauptbrand wur· 
de erst nach 3 1/2 Stunden gelöscht. Ein 
Castor-BehAJter, der nach einer heftigen me­
chanischen Einwirkung auch noch in einen der· 
artigen Brand verwickelt wOrde, so geben die 
Atomtransportgegner der GdED zu bedenken, 
hätte dabei seine Belastbarkeltsgrenze wahr­
scheinlich überschritten. Bahnarbeiter und An· 
wohner seien die leidtragenden. 
Gesprächsansätze zwischen diesen potentiel­

len Bündnispartnern hat es schon gegeben. 
Rainer Gralehen vom Hauptvorstand der GdED 

erläuterte auf der Herbstkonferenz der Anti­
Atom-Bewegung in NOmberg den gewerk­
schaftlichan Standpunkt. Aber der Spielraum 

Wendland 

für bündnispolitische Experimente ist Immer 
noch sehr eng. •Wenn dein starker Arm es will, 
stehen alle Atomtransporte still•. Diese auf die 
Diskussion umgemünzte Losung der Arbeiter­
bewegung aus dem Munde einer AKW· 
Gegnerin löste bei Rainer Gr~ichen eher 
Schmunzeln aus. •Ob rail oder road, die Signa­
le für den Castor stehen auf R.ot• - diese Paro­
le prangte vorläufig nur an dem Anti-Atom-Zug. 

Llteraturhlnwels: 
Strahlenschutzprobleme der Eisenbahnbe­
schäftigten bei Nukleartransporten, Studie des 
Öko-Instituts Darmstadt im Auftrag der GdED. 
?ostfach 170331, 6000 Frankfurt/M. 

Wolfgang Ehmke 
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uropäisches Endlager Konrad: 
Sie legen aus - wir legen losl 

Am 29. Mai soll jetzt endgültig die Auslegung 
der Planungsunterlagen zu Schacht KONRAD 
stattfinden. Als erstes und auf absehbare Zeit 
europaweit einziges Atommüllendlager soll 
Konrad ·95% des westdeutschen Atommülls 
aufnehmen. Wäre dies schon Grund genug, im 
Rahmen der Einwendungsmöglichkeiten des 
Verfahrens bundesweiten Protest zu artikulie­
ren, so hat die aktuelle Diskussion um Wieder­
aufarbeitung, Brüter und Neuformierung der 
Atomwirtschaft auf europäischer Ebene Aspek­
te mit sich gebracht, die es überhaupt ratsam 
erscheinen lassen, den bundesdeutschen •Ent­
sorgungs•einrichtungen verstärkte Aufmerk· 
samkeit zu widmen. 
Unter dem Stichwort •Sie legen aus - Wir le­

gen los• beginnt am 27. Mai, zwei Tage vor Be­
ginn der Auslegung eine breite Palette von Akti· 
vitäten, verbunden mit dem dringenden Aufruf 
nach bundesweiter Unterstützung. 

Ein Aktinsbündnis gegen Schacht KONRAD 
ruft für Samstag, den 27. Mai zu einer Stern­
fahrt zum Schacht auf, an die sich eine Kund­
gebung und ein Kulturprogramm anschließen. 
Die Arbeitsgemeinschaft Schacht Konrad e. V., 

die keine Bürgerinitiative ist, sondern ein Zu­
sammenschluß von Bürgerinitiativen, Umwelt­
ve~nden, Kommunen, Parteigliederungen, 
Parlamentarierlnnen, Ärztinnen, kirchlichen 
Gruppierungen, usw., wird die Auslegung mit 
einer breiten Informationskampagne begleiten. 
Bereits im Mai wurde ein erster bundesweiter 

Rundbrief verschickt, der auf die Bedeutung 
der Anlage iin Atomprogramm hinweist und zu 
massenhaften Einwendungen aufruft. Mit Be­
ginn der Auslegung wird eine Sammaleinwen­
dung vorliegen, die sämtliche Kritikpunkte an 
der Anlage benennt. 

ln einer Zeitung mit einer Auflage von annä­
-hernd 200.000 Exemplaren wird regional wie 
bundesweit über anlagenspezifische Aspekte 
und die Bedeutung von KONRAD für das Atom­
programm informiert. Größere Mengen der Zei­
tung können für 0,06 DM/St. bestellt werden. 
Die Sammeteinwendung und die Zeitung wer­

den Anfang Juni mit einem zweiten bundeswei­
ten Rundbrief verschickt, der zugleich über den 
Beginn der Auslegung informiert. 
ln der Region werden Beratungsstellen für die 

Bürgerinnen eingerichtet. Zudem werden drei 
Info-Busse mit je einer Serie von Stelltafeln 
ständig in der Region unterwegs sein, um die 
Menschen vor Ort auf die Anlage und ihre Ge­
fahren anzusprechen. 

Bei rechtzeitiger Absprache können die Busse 
auch außerhalb der Region eingesetzt werden. 
Darüberhinaus bietet die Arbeitsgemeinschaft 
die Durchführung von Informationsveranstal­
tungen mit Dias und Video im ganzen Bundes­
gebiet an. 
Was kann aus Sicht von Bürgerinitiativen Ziel 

solcher Anstrengungen sein? - Ende 1981 
sammelten Bis um KONRAD 6.000 Unterschrif· 
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ten gegen das Endlager, im Oktober 1982 ka­
men bereits 10.000 Menschen zu einer Protest­
kundgebung zum Schacht und 1988/89 unter­
stützten über 22.000 Menschen den Salzgitte­
raner Appell, der den Abbruch des Planfeststel· 
lungsverfahrens forderte. Natürlich bewirken 
solche Zahlen alleine nichts, aber sie signalisie­
ren uns und den Betreibern, ob und wiesshr die 
Bedeutung einer Anlage im Atomprogramm be­
griffen wird und welchen Rückhalt der Wider­
stand dagegen hat. Es ist keine Frage, daß 
881.000 Einwedungen gegen die 2. Teilerrich­
tungsgenehmigung in Wackersdorf juristisch 
bedeutungslos, aber eine wichtige Denkhilfe für 
die gegenwärtige Umorganisation des Atom­
programmes waren. So wird auch rund um · 
KONRAD über 6-stellige Einwendung$zahlen 
nachgedacht. Voraussetzung hierfür wäre allllr-

auf der Strecke bleiben. Es darf nicht verges­
sen werden, daß Atommüllproduktion und End­
lagerung untrennbar miteinander verbunden 
sind und deshalb um keinen Preis die konse­
quente Position aufgegeben werden darf, daß 
wir erst dann bereit sein werden über die Ent­
sorgung zu reden, wenn nicht mit neuem Atom­
müll neue Sachzwänge geschaffen werden. 
* Darüberhinaus hat die Auseinandersetzung 
um die bundesdeutsche Wiederaufarbeitung ei­
nen weiteren Aspekt mit sich gebracht. Sollte 
sich nämlich, wie anzunehmen, die Auffassung 
durchsetzen, daß das im Atomgesetz festgeleg­
te Wiederverwertungsgebot für atomaren Abfall 
auch im europäischen Rahmen realisiert wer­
den kann, würde dies für andere Ver- und Ent­
sorgungseinrichtungen des Bundes bedeuten, 
sie ebenfalls europaweit zu öffnen~ Wir müßten 

Sternfahrt zum Schacht Konrad 
Samstag, den 27. Mai 1989 

dings, daß auch bundesweit begriffen wird, wel­
che Rolle KONRAD schon jetzt im Atompro­
gramm spielt und welche Rolle bundesdeut­
sche Entsorgungseinrichtungen im deutsch­
französiSchen Atomenergie-Deal haben: 
* Als erstem technisch und juristisch realisier­
barem Endlager kommt KONRAD eine zentrale 
Bedeutung als Entsorgungsnachweis zu. Er­
stens gibt es vielen Müll, der endlich aus dem 
Weg geschafft werden soll, um die Reaktoren 
weiter betreiben zu können und zweitens würde 
ein genehmigtes Endlager KONRAD den öf­
fentlichen Eindruck schüren, die Entsorgung 
könne doch gesichert werden. Keine Frage, 
daß dabei die Existenzinteressen einer Region 

dann z.B. zusehen, wie in KONRAD franzosi­
scher Atommüll eingelagert wird, und damit der 
Betrieb von Atomreaktoren, deren Bau wir hier 
vielleicht verhindern könnten, und die Strom für 
die Bundesrepublik produzieren, in Frankreich 
ermöglicht wird. 
Hierauf ist eine gemeinsame Antwort der ge­

samten Anti-AKW-Bewegung notwendig. Z.B. 
durch gemeinsames Agieren gegen KONRAD. 
Am 27. Mai mit der Sternfahrt und danach 
durch massenhaften Protest. 
Ursula Schönberger, Braunschweiger Arbeits­
kreis gegen Atomenergie (Gibraltargruppe). 



Jedel FrOhjahr der gleiche Vorgang: Recht· 
altlg vor dem BrennelementewechMI Im 
AXW JMckarwesthelm 1 werden abgebnm~ 
te Brennefernente zur WAA La Hegue • 
transportiert. Bisher guchah dies ln aller 
Ruhe und Heimlichkeit. 
Jeden Monat der gleiche VOt'Qang: Der Mann­

Ileimer Rangierbahnhof, zweitgrößter seiner Art 
in der BAD, wird zur Drehscheibetor alle Arten 
von Transporten mit radioaktivem Material: Ur· 
andioxld, Uranhexafluorid, abgebrannte Brenn­
elemente, MOX-Brennelemente, schwach-und 
mittelradioaktiver MOll usw. finden Ihren Weg 
durch das Gleisgewirr zwischen bevölkerungs­
reichen Mannhelmer Stadtteilen. Bisher war 
das nur Sache der Rangierarbeiter. 
Jede Woche der gleiche Vorgang: Hochradio­

aktiver Müll aus bundesdeutschen und europli­
schen At<W's steht fOr eine Nacht auf dem 
Saarbrücker Rangierbahnhof, bevor die abge­
brannten Brennelemente ihre Fahrt zur franzö­
sischen WAA in La Hague in den frühen Mor· 
genstunden fortsetzen. Bisher nur wenigen be­
kannt und kaum beachtet 
Im MAn und April ist es gelungen, das 

Schwelgen zu brechen. Plötzlich sind Zeitun­
gen interessiert, Radio und Fernsehen berich­
ten, Informationsveranstaltungen sind gut be­
sucht und die Öffentlichkeit beginnt unruhig zu 
werden. 
Dies alles ist Resultat der erstmals erprobten 

Zusammenarbeit von Initiativen, die in den Or· 
ten an der Strecke Neckarwestheim - La Ha· 
gue angefangen haben, sich sachkundig zu 
machen und gegen die Atomtransporte zu ar· 
beiten. 
Oie Ergebnisse der Beobachtung der 

Neckarwest · 

• e1m 
t La Hagu 

heim·Transporte können sich sehen lassen. 
Dieses Jahr wurden 28 Brennelemente aus 
dem Reaktor GKN 1 nech La Hague gebracht 
(1987: 49, 1988: 52). Transportiert von der 
Deutschen Bundesbahn Im Auftrag der Hanau­
er Firma NTL (Nukleare Transportleistungen 
GmbH) wurden insgesamt vier BehAJter mit je­
weils sieben abgebrannten Brennelementen. 
Die vier Transporte liefen alle ungefähr nach 
dem gleichen Zeltplan am 7. und 13. MAtz und 
am 3. und 10. April ab. 

ln der Mittagszeit verlieB ein StraBentransport· 
fahrzeug der Bundesbahn das Kraftwerk und 
brachte den strahlenden Behälter durch die en­
genund stellen Straßen der DörferNeckarwest· 
heim, Lauffen und Kirchheim zum Kohlekraft­
werk Walheim. Dort wurde der 69,2 Tonnen 
(leer) schwere Transportbehäler in einer Hal.le 
des Kraftwert<es auf einen Schienenwaggon 
verladen, der bereits einige Tege vorher auf 
dem Gelände bereitstand. Das Ganze Ist so 
kompliziert, weil das Neckarwesthelmer AKW 
keinen eigenen Gleisanschluß besitzt. Der Ver­
ladevorgang im Kohlekraftwerk war ca um 15 
Uhr abgeschlossen und danach wurde der je­
weilige Waggon von einer Diesellok per Son· 
derfahrt bis in den Heilbronner Rangierbahnhof 
geschoben. Dort standen die Trans­
porte dann bis gegen 18.90 Uhr, um dann, in 
den regulären Güterzug an erster Stelle nach 
der Lok eingestellt, durch den Heilbronner 
Hauptbahnhof ins lieblk:tle Neckartal zu ent· 
schwinden. Kurz vor der Tagesschau passierte 
der jeweilige Zug Heldeiberg und erreichte kurz 
darauf sein vor1äufiges Ziel, den Mannhelmer 
Rangierbahnhof. Dort ging es jedesmal ziern­
Iich schnell. Der Waggon wurde mitsamt der 
Lokomotive vom restlichen Güterzug abgekop-

pelt. Die Lok zieht ihn um den Ablaufberg her­
um, den er aus Sicherheitsgründen nicht pas­
sieren darf. Dann wird er an die Spitze des Zu· 
ges nach Saarbrücken gestellt. Es fällt auf, daß 
die Besatzung des Bahnhofes eine gewisse 
Routine rpit dieser Art von Gütern besitzt. Daß 
dies nicht nur ein Vorteil ist, belegt eine Studie 
des Darmstädter Öko-Institutes im Auftrag der 
Gewerkschaft der Eisenbaher (GdED), in der 
errechnet wird, daß Bahnarbeiter und Bahnpoli­
zei ähnlichen Strahlenbelastungen ausgesetzt 
sind, wie Arbeiter in Atomanlagen. 
Aber zurück zu den Neckarwestheim· 

Transporten. Diese wurden also als jeweils er­
ster Waggon an einen neuen Güterzug gekop­
pelt und verlieBen den Rangierbahnhof nach ei­
ner guten Stunde, um durch die ~annheimer 
und Ludwigshafener City Richtung Saar· 
brücken zu rollen. Dort trafen sie zwischen 23 
Uhr und 23.30 Uhr ein. Bis in die frühen Mor­
genstunden war der Saarbrücker Rangierbahn­
hof Zwischenlager fOr abgebrannte Brennele­
mente. Dann verabschiedete sich der strahlen­
de Müll für einige Jahre von deutschem Boden, 
(ab 1993 kommt alles wieder ln einzelne Kom­
ponenten zerlegt zurück) und ein Zug brachte 
ihn Ober Fotbach nach Valognes bei La Hague. 
24 Stunden nach der Abfahrt vom GKN 1 waren 
die Transporte an ihrem Ziele angelangt. (Ge­
nauer Zeitplan siehe Tabelle). 

Diese Beobachtungsergebnisse wurden in 
den einzelnen Initiativen zu Aktionen und brei­
ter Öffentlichkeitsarbeit genutzt. Am spektaku· 
lärsten war die insgesamt zweistündige Blocka· 
de des Straßentrans­
portes in Kirchheim am Neckar am 3. April (sie­
he eigener Bericht). Im Saarland war das Me­
dienecho am größten, was einer Informations-
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veranstaltung ungewöhnliches Publikumsint&­
resse verschaffte. ln Mannheim wurde mehr­
mals vor und im Hauptbahnhof demonstriert 
während der Transport durch die Bahnsteige 
rollte. Mit Transparenten, Flugblätter und Ober 
Megaphon wurden Reisende und Bahnbedien­
stete auf die Gefahren der strahlenden Fracht 
aufmerksam gemacht. Auch in Mannheim be­
ginnt eine öffentliche Diskussion über die Rolle 
des Rangierbahnhofes und die Gefährdung der 
Bevölkerung durch die Transporte. 
Alle beteiligten Initiativen sind sich einig, daß 

die Neckarwesthelm-Transportkampagne nur 
der Auftakt zu weiterem Kampf gegen Atom­
transporte und die ganze Atommafia Ist. Die Er­
fahrungen zahlen sich schon aus, so daß wän­
rend der GKN-Trans­
porte auch zwei Behälter aus Obrigheim am 9. 
und 30. März und danach ein Behälter aus Bib­
lls am 25. April auf ihram Weg nach La Hague 
beobachtet werden konnten. Mannheim als 
Knotenpunkt von NordiSOd und Ost/West­
Transporten aller Art und SaalbrOcken als die 
Stadt mit dem mit Abstand grö8ten Aufkommen 
an Transporten mit abgebrannten Brennele­
menten sollen sich zu Zentran des Widerstan­
des gegen diese gesamteuropäischen Ver­
schiebefeien entwickeln. Die WAA in La Hague 
gewinnt durch die Verträge zwischen VEBA 
und COGEMA in Zukunft eine · dominierende 
Rolle im internationalen Transportgeschehen. 
Wenn Wackerseiort nicht zu Ende gebaut wird, 
ist fOr SaarbrOcken eine weitere Steigerung der 
Transportfrequenz zu erwarten. Der bundes­
deutsche Beitrag zum Kampf gegen das eu~ 
pAische Entsorgungskonzept ist dann neben 
der wichtigen Arbeit zu Schacht Konrad und 
Gorleben die verstärkte Behinderung von 
Atommülltransporten von und nach La Hague. 
Dies kann an jedem Atomlagenstandort und an 
allen Transportstrecken, vor allem an ihren 
Knotenpunkten geleistet werden. 

Die Initiativen um Neckarwestheim und an der 
Strecke werden weiter am Thema bleiben. Jetzt 
ist es zuerst notwendig die Beobachtungen 
auszuwerten und die sensibilisierte Öffentlich­
keit weiter zu Informieren, um bei zukünftigen 
Transporten den Schwerpunkt noch mehr auf 
Aktionen legen zu können. 
Atomtransporte sind ständige Gefahr fOr die 

Bediensteten der Bundesbahn. Unfallgefahren 
müssen endlich zur Kenntnis genommen wer­
den. Allein auf dem Mannheimer Rangierbahn­
hof ereignete sich jeden dritten Tag ein Unfall, 
davon 20 % mit Gefahrgütem. Wann kracht es 
mit atomarer Fracht? Wie lange dauert es noch, 
bis sich auch hier das Restrisiko als zu groß er­
weist? 
Atomtransporte sind das Nervensystem der 

Atom-
industrie. Mit ihnen werden die AKW's am Lau­
fen gehalten. Atomtransporte verschleiern aber 
auch weiterhin die ungelöste Frage der Entsor­
gung von AKW's. 
Es werden noch viele Transporte rollen. Doch 

mit er Ruhe und Heimlichkeit ist es zumindest 
im Südwesten der Republik erst einmal vorbei. 

Jost 

Folo: EriM Su'--IUelnemeier 
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Transporte abgebrannter Brennelemente Neckarwesthelm - La Hague 

1.Trensport 2 . Transport 3.Tranaport 4. Traneport 

Datum 7 . /8.3.89 13./14.3.89 3,/4.4.89 10./11.4.89 
IJochantaga Di/Mi l'lo/01 f'lo/01 Plo/Oi 
IJelheim an 1) 4.3.(Sa) 7.3.(01) 28.3.(01) 6 . 4. (Oo) 
GKN ab 13.00 Uhr 13.00 Uhr 11.30 Uhr 13.00 Uhr 
1Jalhe1m an XX 13 . 55 14.15 13 . 53 
Ver ledung Ende 15.00 14.58 15.06 XX 
Ualheim ab 15.20 15.15 15.45 15.xx 
Hallbronn en 15.45 15.47 16.10 15.xx 
liei lbronn eb 18.38 18.32 18.47 18.52 
Mannheim an 20 . 03 19 . 59 20.20 20.XX 
Mannhehl ab 21.27 21 . 15 21.30 21 . XX 
Saarbrücken an 23.30 23 . 15 23.XX 23 . 15 
Saarbrücken eb 3.xx 3.xx 3.30 3 . 30 
rorbach XX XX XX XX 
Valognes 12. XX 12.XX 12.)()( 12.xx 
La Hague XX XX XX .JCX 

------------------------------------------------------------------------------
1) Schienenwaggon eu~ La Hagua mit laeram Traneportbehälter 
GKN • Gemainachaftakraftwerk Nackarweathal• 
XX • Oatan nicht geneuer bekannt 

Kontaktadressen 

Neckarwesthelm 
Aktion Strom ohne Atom 
c/o Willi Karremann 
Tammerstr. 25 
7140 Ludwigsburg 
oder 

Tübinger Aktionsinitiative gegen Atomanlagen 
(TAIGA) 
c/o Toblas Pflüger 
Marktgasse 7 
7400 Tübingen 

Mannhelm 
Initiative •Die Transporte stoppen• 
c 2, 19 
6800 Mannheim 1 
Saarbrücken 
BI gegen Atomanlagen 
c/o Wemer Schmitt 
Blumenaustr. 24 
6600 SaatbrOcken 



Aktionen gegen 
Atommülltransporte 
Ende 1988 ging der zweite Block des AKW 
Neckarwesthelm als vermeintlich letzter 
Atomreaktor der BRD ln diesem Jahrhundert 
ans Netz. Vor allem Im letzten Jahr verstärk· 
ten die örtlichen Bürgerinitiativen, die Ak· 
tlon ..Strom ohne Atom• und die Tüblnger 
Aktlonalnltlatlve gegen Atomanlagen (TAl­
GA) Ihre Anatrengungen, die Inbetriebnah­
me noch zu verhlndem. Doch es kam so, wie 
es auch von vielen anderen Orten bekannt 
Ist: Sämtliche Demonatratlonen, Appelle, 
Blockaden und geologischen Gegengutach­
ten wurden von der Landesregierung und 
den Betreibern (KWU, GKN) übergangen. 
Der Tag der Inbetriebnahme war für den GKN­

Geschäftsführer Wiedemann -ein Tag wie 
Weihnachten.• 
Damit er sich aber nicht lange so gut fühlen 

sollte, kündigten die Atomgegnerinnen der Re­
gion noch am gleichen Tag ihren zukünftigen 
Widerstand an. Der Plan war, in Zukunft am 
Punkt der Atommülltransporte gegen den ato­
maren Wahnsinn vorzugehen und radikalere 
und eingreifandere Widerstands­
aktionen zu machen. 
Da die Atommülltransporte in mehrerlei Hin­

sicht ein Schwachpunkt im Betrieb atomarer 
Anlagen sind und sich an ihnen die Atommüllo­
dyssee der Atommafia am deutlichsten zeigen 
läßt, wurden die Trans­
porte als geeigneter Punkt angesehen, um den 
Neckarwestheimer Atomfreunden das Leben. 
schwer zu machen. Das Ziel war, Informationen 
zu sammeln über die Atomtransporte, die Be­
völkerung darüber aufzuklären und entlang der 
gesamten Strecke öffentlichkeitswirksame Ak· 
tionen gegen die Trans­
porte zu machen. Bereits im letzten Jahr haben 
•Strom ohne Atom• und die •TAIGA• mit ihren 
Recherchen und Aktionen begonnen. Nach ei­
ner mehrwöchigen Dauerbeobachtung des 
AKW's im Frühsommer wurde am 19.7.88 ein 
aus Hanau (RBU) kommender Transport mit 
neuen Brennelementen für den 2. Block kurz 
vor dem AKW mit einer spektakulären Blocka· 
de aufgehalten. Danach wurden vor allem An· 
fragen im Landtag eingebracht über die grüne 
Landtagsfraktion und Eigenrecherchen weiter­
geführt. Das Endergebnis dieser Recherchen: 
die Geheimhaltungspolitik von Betreibern und 
Landesregierung konnte durchbrachen wer­
den. Zeitraum, Strecke und Ablauf der Tran­
sporte sowie Mengen des hochradioaktiven 
Materials konnten ermittelt werden. 

Das Neckarwestheimer Ar-..W entsorgt jedes 
Frühjahr zwischen März und Mai ca. ein Drittel 
der abgebrannten Reaktorbrennelemente aus 
dem 1. Block. Insgesamt ca. 50 Brennelemente 
werden in bis zu 10 Transporten weggeschafft 
Der größte Teil der abgebrannten Brennele­

mente wird über Straße und Schiene zur WAA 
La Hague befördert. Der Rest geht per Straßen­
transportzur kleinen WAA im Atomforschungs­
zentrum Karlsruhe. 

ln diesem Jahr fanden •nur• vier Transporte 
mit jeweils sieben BE nach La Hague statt. 

Aktionen gegen hochradioaktive 
Atommülltransporte aus dem AKW 

Neckarwesthelm 

Die allseits bekannten Freunde und Helfer wa­
ren am Montag, den 4. April sichtlich über­
rascht und verärgert. Sie hatten doch schon 
zwei Stunden vor dem Abtransport der hochra­
dioaktiven Brennelemente aus dem Neckar­
westheimer AKW die Straßen und Seitensträß. 
chen zwischen dem AKW und Walheim am 
dreckigen Neckar peinlich genau nach •ver­
dächtigen• Personen und Fahrzeugen abge­
sucht. Und dann passierte das: 20 der vorher 
unbemerkten Verdächtigen stürmten aus einer 
Garage im Neckardörfchen Kirchheim und 
setzten sich am Ortsende mit Transparenten, 
Atommüllfässern und aufgesetzten Gasmasken 
vor den ankommenden 120 Tonnen schweren 
Radioaktivtransport 30 weitere Aktivist­
Innen und die zahlreich erschienene Presse 
kommen aus allen Ecken und Enden hinzu. 

Die Atomgegnerinnen verteilen Flugblätter an 
die aus den Häusern und Straßen kommenden 
Bürgerlnnen. Mit Megaphon werden Warn­
durchsagen im ganzen Dorf gemacht: »Bürge­
rinnen und Bürger von Kirchheim! Zum dritten 
Mal in diesem Jahr wird hochradioaktiver Atom· 
müll aus Neckarwestheim durch Ihr Dorf gefah­
ren. Es besteht keeeiiin Grund zur Beunruhi­
gung!« Zahllose Konfettis mit aufgedrucktem 
Radioaktivzeichen werden auf die Straße und 
den Transport geworfen. Einer geht mit dem 
Geigerzähler direkt an die Plane über dem 
Brennelementbehälter ran und mißt die radio­
aktiven Zerfälle. Das Ergebnis: 2000 Zerfälle 
pro Sekunde. Das entspricht einer Strahlung 
von ca. 10 Millirem pro Stunde. »V611ig unge­
fährlich«, meinte hinterher der Pressesprecher 
des GKN. »200 Millirem sind zugelassen«. Im­
merhin weit mehr als das Doppelte der einem 
Erwachsenen hierzulande zugemuteten jährli· 
chen Dosis. 

Die Blockade dauerte über eine Stunde. Die 
Polizei war in dieser Zeit beschäftigt mit der 
Verkehrsregelung. Sie wurde gegen die Atom­
gegnerionen erst handlungsfähig, als Verstär­
kung aus Ludwigsburg kam. Diese halbe Hun­
dertschaft machte sich dann daran, zu räumen. 
Die Blockiererinnen hatten sich aber schon 
selbst von ihrem Blockadeort erhoben und 
machten sich auf zu einer Demo durch den Ort 
- gefolgt von einer Polizeiautoschlange und 
dem durch Sirenen angekündigten Atomtrans­
porter. 
Am Ortsende kam der Riesen-Transport dann 

wieder zum Stehen - mitten auf der Kreuzung 
beim Supermarkt. Während sich die Polizei nun 
entschlossener zur •Auflösung der Versamm­
lung• bereit machte, debattierten die Atomgeg­
nerinnen etwas zögerlich über die Beendigung 
der Aktion. Als die Polizei dann tatsächlich zur 
Festnahme einschritt, verließen die Demon­
strantinnen die Straße. Die grünen Ordnungs­
hüter stimmte dies so zufrieden, daß sie aufs 
Festnehmen verzichteten und statt dessen per 

Atommülltransporte 

Spalier die Straße für den Transport absperr­
ten. 

Die Aktion war beendet. Die Polizei übernahm 
sichtlich erleichtert ihre gewohnte Aufgabe, 
dem radioaktiven Dreck der Atomindustrie freie 
Bahn zu verschaffen, wie sich das in unserem 
Atomstaat eben gehört. 

Diese gelungene phantasievolle und eingrei· 
fende Aktion war der Höhepunkt von mehrmo­
natigen Recherchen und Aktionsvorbereitun­
gen. 

Die geheimgehaltenen Atommülltransporte 
wurden aufgedeckt, beobachtet und öffentlich­
keitswirksam behindert. 

Es war klar, daß es bei dieser einen Aktion 
aber nicht bleiben konnte. Vor allem stand der 
vierte und letzte Transport für dieses Jahr noch 
aus. 
Als vorauszusehen war, daß dieser für den 

darauffolgenden Montag zu erwarten war, wur­
den die letzten Kräfte mobilisiert. Die Aktions­
strategiewurde geändert. Es war klar, daß die 
Polizei nach der einen •Blamage.. alles tun wür­
de, um weitere derartige Aktionen zu verhin­
dern. 

Diesmal sollte die Blockade direkt vor dem 
Atomkraftwerk stattfinden. Die Setreiber sollten 
aufgefordert werden, ihren Atomdreck selbst zu 
behalten und so fuhren am Mittag des 10. April 
25 Atomgegnerinnen mit ihren Autos vor das 
Haupttor des AKW's, stiegen aus und stellten 
sich mit den bekannten Aktionsmaterialien vor 
die Einfahrt. Der Atomtransport stand zur Ab­
fahrt bereit. Alles schien nach Plan zu laufen. 
Doch zehn Minuten später sah es zur Ernüchte­
rung aller ganz anders aus: Mit großem Tran­
Trara brauste eine bereitgehaltene Hundert­
schaft der Polizei an. Ohne lange zu fackeln, 
stiegen die Ordnungshüter aus ihren grünen 
Wannen aus und umzingelten die verblüfften 
Atomgegnerlnnen, die sich mittlerweile abwar­
tend an den Straßenrand begeben hatten. Die 
Polizei drehte also diesmal den Spieß um. Sie 
war (besser) vorbereitet. Ihr Auftrag von oben 
war: Keine Sekunde Behinderung des Trans­
ports. Und so wurden die friedlichen Störerin­
nen einfach eingekesselt. Ohne Begründung. 
Sowas hat die Polizei nicht nötig. Basta. 

Nach weiteren fünf Minuten drückte sich der 
strahlende Transport an der protestierenden 
sowie einkesselnden Menge vorbei. Freie Fahrt 
für das Atomverbrechen. 

Die atomfeindliche Bande wurde freundlicher­
weise wieder laufen gelassen, worauf sich die­
se auf Schleichwegen zum Verladeort am 
Kohlekraftwerk Walheim begab und diesen Ort 
nicht nur vor dem Transport, sondern auch vor 
der Polente erreichte. Diese wiederholte aber 
darauf in cooler Bullenmanier (•Alles im Griff; 
mein Freund, Dir helf ich!•) das vorige Spiel: 
Umzingeln und Transport durchfahren lassen. 
Desweiteren zog die Polizei ein Auto mit Laut­
sprecherwagen aus dem Verkehr und be­
schlagnahmte ein Megaphon und einen Stapel 
Flugblätter für die Bevölkerung. So wurde auch 
noch der Aufklärung der Bevölkerung über den 
kommenden Transport ein Bein gestellt. Die 
Polizei zeigte also, was sie alles kann und wie 
man in unserem liberalen Atorn-Musterländle 
mit Atomgegnerinnen umzugehen pflegt: Wenn 
sie stören, läßt man die grünen Marionetten los. 
Doch immerhin ist es in Neckarwestheim noch 
lange nicht so extrem als andernorts. 

Der Atomtransport verschwand im Walheimer 
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Kohlekraftwerk, wo er auf einen Schienenwag­
gon verladen wurde und von dort aus Ober Heil­
bronn, Mannheim und SaarbrOcken bis zur 
WAA La Hague weiterstrahlte. 

Die Resonanz tn der 
Öffentlichkelt 

Die Aktionen haben vor allem in der regionalen 
Öffentlichkeit großes Aufsehen erregt. Es gab 
nur wenige B0rger1nnen, die die Atomkraftgeg­
nerinnen am liebsten zum Teufel oder sonstwo­
hin geschickt hAtten. So gut wie niemand kann­
te vorher die Transportstrecke oder wußte Ober· 
hauptetwas von den Transporten. So war vor 
allem bei vielen Bewohnerinnen der Ortschaf· 
ten der Transportstrecke groBe Empörung zu 
spüren. Nach dem zweiten Transport, also 
noch vor der ersten Aktion, kamen zahlreiche 
Bürgerinnen zu einer lnformationsveranstai· 
tung Ober die Atomtrans· 
porte. Die Presse berichtete darOber ausführ· 
lieh. Noch ausfOhrticher dann Ober die Akt~ 
nen. Die AKW·Betreiber fühlten sich jedesmal 
zu einer Gegendarstellung genötigt (nach dem 
Motto: Die Demonstranten spinnen und wissen 
nicht, daB Atommüll völlig ungefährlich ist). 
Das Thema war in der Offentliehkelt und wur­

de zum Politikum. Ausgerechnet drei Tage 
nach der Blockade kam lother Späth nach 
Kirchheim, um dort den BOrgermeister zu ver-

34 

abschieden. Auch zu diesem Ereignis wurden 
Augblätter verteilt und eine Presseerklärung 
verbreitet, wobei der Landesvater seine kalte 
Schulter vor der Gemeindehalle sehen lieB und 
sein Publikum auch nicht so freundlich war. 

Ein Kirchheimer Gemeinderat erhielt nach )ah· 
relangem Vertuschen zum ersten Mal auf eine 
Anfrage die richtige Antwort, daB seit 11 Jahren 
.Atomtransporte durch den Ort laufen. Es IA.Bt 
sich nicht mehr weglügenl 
Die landesweite Resonanz auf die Aktionen 

war eher mager. Es stand zwar in fast allen Zei­
tungen was drin und im Fernsehen kam auch 
was, aber der sensationsgeilen Presse hat wohl 
wieder mal der richtige Skandal gefehlt, die 
Beinahe-Katastrophe- als ob das AKW und 
die Transporte nicht schon katastrophal genug 
wären .. 

Die politische Wirkung der 
Aktionen 

Die Aktionen waren der Anfang einer Neubele­
bung des Widerstandes gegen die Neckarwest­
heimer Atomreaktoren und die AtommOIItrans­
porte. 
Gerade nach der Inbetriebnahme des 2. 

Blocks, der nicht verhindert werden konnte, war 
es den regionalen Anti-Atom-Gruppen wichtig, 
nicht aufzugeben und ihren Widerstand zu radi­
kalisieren. Die Atomtransporte, die in mehrfa-

eher Hinsicht ein Schwachpunkt Im Betrieb ato­
marer Anlagen sind, wurden zum neuen An­
satzpunkt gemacht. 

Im Laufe eines Jahres wurden mehrere 
Landtags -
anfragen gestellt, Eigenrecherchen zusammen­
getragen und schlie81ich die Aktionen gemacht. 
Zeit. 
raum, Ablauf und Strecke der Atomtransporte 
wurden ans licht der Offentfichkeit gebracht. 
Kontakte zu Anti-Atom-Gruppen entlang der 
Strecke wurden aufgenommen und Aktionen 
koordiniert. Einen Unterstützungsaufruf fOr die 
Aktionen unterschrieben im Laufe der zwei Wo­
chen über 40 Anti-Atom- und sonstige Gruppen 
aus ganz Baden-WOrttemberg. 
Das politische Ziel freilich, die Stillegung der 

Neckarwestheimer Reaktoren, die Einstellung 
der Atomtransporte, liegt noch in weiter Ferne. 
Selbst die Aufgabe der Geheimhaltungspolitik 
bezOglieh der Atomtransporte wird wohl in ab­
sehbarer Zeit nicht zu erreichen sein. 

ln Neckarwestheim, wie auch an anderen Or­
ten, wird der politische Erfolg deshalb davon 
abhängen, ob ein langfristiger und kontinuierti· 
eher Widerstand aufgebaut werden kann. 
Aber trotz aller düsteren Aussichten: Späte­

stens der Verlauf der zweiten Aktion hat ge­
zeigt, daB der Widerstand gegen die Atomtrans­
porte ernstgenommen wird und daB der Ansatz· 
punkt gut ist. Necl<arwestheim ist noch längst 
kein LObeck oder Gorteben - aber es kann 
eins werden!. Andreas Under 



Immer mehr entwickelt sieb der Hambur­
ger Hafen zu einem der Knote.npunkte für 
die bundesdeutsche Atomlndustrie. Unddas 
obwohlnach der Katastrophe ln Tscherno­
bylvom Senat der Ausstieg aus der Atome­
Dergie beschlossen wurde. Nicht nur, daß 
seitdem der Ausstieg n ich t vorang~kom­

men Ist. AKW -Gegner s ind seit einiger Zelt 
einem Atomgeschäft auf der Spur, das erst 
seit dem Frühjahr 1988 über den hiesigen 
Hafen stattnndet. 

Nächtliche Transporte 
durch den Hafen 

Das Schiff, mit dem diese Transporte abge­
wic.kelt werden ist der Atomfrachter Gode­
wind, der inzwischen zur ständigen Einrich­
tung im Hamburger Hafen geworden isL 
Insgesamt neun Mallegtedas Roll on/Roll off­
Schiff allein in diesem Jahr im Dradenau-Ha­
fen auf dem Geländeder senatseigenen HHLA 
mitten in der Nacht an. Am 19.4. um fünf Uhr 
morgensempfmgenetwalOAKW-Gegnerln­
nen den Atomdampfer und die LKWs mit 
Transparenten und durchkreuzten damit die 
Geheimhaltungspraxis der beteiligtelf Firmen 
und Behörden. Da man nichts zu verbergen 
habe und alle Transporte von der P1B in 
Braunschweig genehmig wären, so äußerten 
Fumenvertreter, könne jeder erfahren, was 
dort transportiert wird. Einen Blick in die 
Frachtpapiere wollte man den anwesenden 
Journalisten allerdings nicht gewähren. 
Die radioalctiven Stoffe kommen oder gehen 
ilberwiegend zur Siemens Brennelemente 
Fabrik in Hanau und werden i1bez die Auto­
bahnen mit ganz normalen LKWs der Spedi­
tion Thomsen (GudendorfbeiMeldorf) bef6r­
dert. 
Mit den LKWs an Bord fahrt die Godewind, 
&emalcelt von Wallher Möller in Hamburg, 
nach Schweden, z.B. nach Varberg, südlich 
von Göteborg, wo unbestrahlte BE für das 
Atomkraftwerk Ringhals 2 abgeliefert wer­
den. Aus Västeras stammend, wird auf der 
Rückfahrt das Urandioxid-Pulver (U02) mit­
genommen, um hieraus neue Brennelemente 
bei Siemens herzustellen. Nach Auskwlft von 
Dr. Jens, Pressesprecher der Siemens AG, 
werden in Hanau jährlich 800-900 Tonnen 
U02verarbeiteLDasschwedische U02diene 
der zusätzlichen Bedarfsdeclrung. Auch das 
hochgefährliche Uranhexafluorid wird über 
Harnburg transpartiaL Mit derGodewind und 
auf LKW geht es ins schwedische V ästeras zur 
ASEA ABB, wo es in U02 umgewandelt und 
II'ISChließend nach Han.au zurücktransportiert 
wird. 
Darübethinaus werden auch sogenannte "radi­
oaktive Reststoffe mit geringer speziftseher 
Aktivität" zur ABB transportiert. Das sind 
uranhaltige Restoffe a.us der Brennelemente­
herstellung (Kalkschlamm, urankontaminierte 
Filterund brennbare Materialien). Die Rückge­
wimnmg des darin enthaltenen Urans erfolgt 
alleroings zunächst in Ranstad. da ABB bisher 

Harnburg übernimmt das 
Lübecker Schwedengeschäft 
über keine eigenen Anlagen zur Uranrückge­
winnung verfUgt. Die brennbaren Materialien 
werden in Studsvik verbrannt und zumindest 
teilweise in die BRD zurückgeschickt. 
Bis zum Fürhjahr 88 wurden auch radioalelive 
Abfälle von bundesdeutseben AKWs über 
Ulbeek nach Studsvik transportierL Dort wur­
den die Abfälle durchgesehen, die nichtbrenn­
baren Anteile und Abfälle mit zu hoher Alctivi­
ti.t aussortiert und zurückgeschickt. Der Rest 
wurde verbrannt und gegebenenfalls konditio· 
niert. Dies geschah für jedes AKW getrennt. 
ZurZeit findendiese Transportezwaroffenbar 
nicht swt, da Schweden nichts mehr annimmt. 
aber vermutlich lagern noch solche Abfälle in 
Schweden und müssen von den bundesdeut­
schen Betreibern auf Grund vertraglicher V er­
pflichtungen zurückgenommen werden. 
UnbestrahlteBrennelementekommenaberauch 
von der ANF Lingen, die zum EXXON-Kon­
zem gehört. Diese Lingener Brennelemente 
sind für das schwedische Elektrizitätswerk 
"Sydraft" bestimmt, die die AKWs Baseheck 
und Oskarsharnm betreiben. 
Wem dies alles mehr oder weniger bekannt 
vorkommt. der hat RechL 

Nach der Verhinderung in 
Lübeck ist jetzt Harnburg 
das Atomtor zur Welt 

V ergleicht man die Stoffe und dieZielorte, aber 
auch die Beteiligten, so wird sehr schnell deut­
lich, daß hier unter Umweltsenator Jörg Kuh­
bier diejenigen Transporte abgewickelt wer­
den, diebis zum Frühjahr 1988 überdie beiden 
Hifen der Hansestadt I....ilbeck stallfanden Wld 
nach starlten Protesten, Demansn-ationen und 
Blockadealctionen politisch verhindert wurden. 

Rechtsanwalt Radloff, der in Sachen Auskünf­
te sowohl für die Spedition Thomsen als auch 
für die Firma Möller zuständig ist, bestätigte 
dies auf Anfrage. 

Politische Kontroverse 
zeichnet sich ab 

Hamburgs Umweltsenator Kuhbier hatte zwar 
im Juni t988,lcurznachdem Harnburg Ersatz­
hafen geworden war, angddindigt, eine Mini­
mierung von Kernbrennstofftransporten durch 
die Hansestadt anzustreben, betonte aber gleich­
zeitig, daß er grundsätzlich solche Transporte 
solange für notwendig hielte, wie AKWs in 
Betrieb seien. Um dieBevölkerungzumindest 

. über die Gefahren beim Transport von Kern­
brennstoffen zu informieten, plant die Um· 
weltbehörde,nichtzuletztaufgnmddeswach­
senden Druclt der Bürgerinitiativen, die Her­
ausgabe einea- Infonnationsbroschilre. Paral­
lel dazu soll noch in der ersten J ahn:shälte 89 
ein Gefahrgutachten i1bez Kernbrennstofftran­
sporte in Auftrag gegeben werden. Soweit 
bisher bekannt, soll das Gutachten vor allem 
Schadenszenarien ennitteln, um Sicherheits· 
maßnahmenund Plan-ungen filrden Katas~ 
phenschutz zu ennöglichen. Von Seiten der 
Bürgerinitiativen wird dies kritisierL Unzu· 
reichend sei sowohl die Beschränkung auf 
Kernbrennstoffe, als auch die fehlende Unter­
suchung von Möglichkeiten, solche Transpor­
tezumindest in Harnburg einzuschränken bzw. 
zu verbieten. Die Initiativen verweisen dabei 
unter anderem auf ein Gutachten der Hanse­
stadL Lübeelc, in dem aufgezeigt wird, daß· 
durch eine Änderung des Hafengesetzes Atom­
transporte auch juristisch vom Umschlag aus­
geschlossen werden körulen. Entsprechendes 
körule man ~h in Harnburg machen. 
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Der Autor des Rechtsgutachtens, der Recbts­
mwaltMichael Günther sagte dazu: .. Die Han­
sestach kann im Rahmen des W as&er- und Ha­
femechts eine Binschrinltung der Nutzung 
des Hafens eigenständig beschließen. Eine 
solcheTeileinziehung, bzw. Umwidmung des 
Hafens erlaubt es, Atomtransporte durch und 
überden Hamburger Hafen auszuschließen." 
Das häufig gehörte Argument, daß man ja 
Aussteigen wolle, aber leider keine Bundes­
tagsmehrlteiten hinter sich habe, zieht in die­
sem Fall also nicht. Und so wird vermutlich 
dieFDPhc:ritaltenmüssen, um die Untätigkeit 
zu rechtfertigen. 

Darübethinaus halten es die Initiativen für 
notwendig, alle durch Harnburg transportier­
ten radioaktiven Stoffe zu untersuchen. 
Auch die Gruppe Ökologie in Hannover, die 
das Gutachten für Lübeck (und Nümberg) 
gemachthat,hiltdiesaufgnmdder"neuesten 
Erkenntnisse auf dem Gebietderradioaktiven 
Niedrigsttahlung" für wichtig ... Dabei muß 
insbesondere auch die Strahlenbelasnmg der 
Transportaibeiter bei unfallfreien Verlauf 
Gegenstand der Untersuchung sein." 
Außerdem sagte Helmut Hirsch, Mitarbeiter 
der Gruppe Ökologie "Eine Untersuchung al­
ler Transporte könnte zudem den volJen Um-

Atommüll 

fang des Hin-und Herschiebens radioaktiver 
Materialienoffenlegen." Undschließlich wies 
er daraufhin "daß bei sonstigenradioaktiven 
Stoffen' zwar häufig relativ geringeres Oe­
f8hrdungspotential, aufgrund der schwiche­
ren V etpaelnmg dafilr aber eine größere Frei­
setzungswahrscheinlicb.keit bei Unßllen ge-­
geben ist." . 
Antwort auf diese Vorschläge der Bürgerini­
tiativen gibt es Seitens der Behörden (Um­
welt,Arbeit+Soziales+Oesundheit,lnneres) 
nochnicht 
Offenistauch noch, welchenlnhaltdieBürge­
rinformationsbroschüre haben wird. Sowohl 
die Umweltbehörde als auch die Initiativen, 
die an einem eigenen Entwurf arbeiten, orien­
tieren sich dabei an eine Schrift, die die Stadt 
Nümberg (SPD) vor zwei Jahren herausgege­
ben hat Titel: "Keine AtomiranSporte durch 
unsere Stadt". 
Für die Anti-AKW -Gruppen ist es keine Fra­
ge, da8 nur ein solcher Titel angesichts des 
auch von Kuhbier nicht ausschließbaren Re.­
slrisikos angemessen ist. 
Die Diskussion, wie man den eigenen Forde­
rungen auch praktisches Gewicht geben kann, 
wird nun in den Initiativen begonnen. Auf 
Behördenoder Parteien verläßtmansich dabei 
allerdings nicht Es bedarf nicht viel Phantasie, 
um sich vorzustellen, daß man hier vor allem 
das Lübecker Beispiel vor Augen hat. 

Hamburger AK gegen Atoman­
lagen 

Saarland - Transitland für Atommüll 
Seit geraumer Zeit istder Saarbrücker Bürgeri­
nitiativegegenAtomanlagenbeltannt,da8dem 
Saarland auf GrundseiDe-z geographischen Lage 
eine entscheidende Rolle als Transitland für 
AtomttansportenachFranltreichzulcommtBei 
diesen Transporten handelt es sich sowohl um 
Straßen- als auch um Schienentransporte. Per 
Bahn werdenneben Uranenen vorallem abge­
brannte Brennelemente transportiert. 
Nachforschungen saarländischer 81's und 
derGrünen im SaarbrückerStadtrathaben 
ergeben, daß sämdlche Transporte abge­
brannter BrennelementeausAKW'ssowohl 
ausdemNordenalsauchausdemSüdender 
BRD, die nach Frankreich zur WAA gehen, 
über Saarbrücken laufen. 
Verschiedenen Anfragen an die Landesregie­
rung zur Folge sind in den letzten Jahren fol­
gende Bramelemt-Müllttansporte über Saar­
brücken abgewickelt worden: 
1986 61 Schieneniransporte 1 Sttaßen-
ttansport 
1987 87 Schieneniransporte 1 Sttaßen· 
IranspOrt 
1988 60 Schieneniransporte 9 Sttaßen-
ttansporte 
Woche um Woche rollen also Transporte mit 
abgebrannten Brennelementen innerhalb von 
Güterzügen meist nachts über die Strecke 
Mannheim,. Kaiserslautem Neunkirchen, 
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Hornburg bzw. Trier, Merzig, Dillingen, V öl­
klingen zum Saarbrücker Güterbahnhof am 
Rodenhof. 
Die Waggons, dieBehältervom Typ NTL und 
TN 1300 geladen haben, werden hier abgekop­
pelt. Nach längerer Standzeit. oft bis zu 4 Stun­
den, wie aus Kreisen der Bahnpolizei zu erfah­
ren war, werden sie dann über die Grenze 
weiternach Fotbach Iransportiert 
Während der Standzeit stehen die Waggons oft 
mitten zwischen anderen Güterzügen und wer­
den ständig von der Bahnpolizei bewacht. 

Aus dem jüngsten ·&tsorgungsbericht der 
Bundesregierung vom Januar 1988 geht her­
vor,daßbis&del986insgesamt1627Tonnen 
abgebrannter Brennelemente nach La Hague 
IranSportiert worden sind und daß bis zum Jahr 
2000 eine Lieferrmenge von 3506 Tonnen 
vereinbart worden ist. Für den Fall, daß Wa­
c.kersdorf nicht gebaut wird, ist wohl noch mit 
einem höheren Aufkommen zu rechnen. 
Bereits heute laufen in umgekehrter Richtung 
Atomtransporte aus Frankreich über deren 
Umfang allerdings noch nichts genaueres be­
kannt ist. Fest steht jedoch, daß ab 19t3 im 
Rahmen der französlch-deutschen neklea­
ren Zusammenarbel.t umfangreiche radioak­
tive Abfälle aus den ln La Hag~e wiederauf­
gearbeiteten Brennelementen Ihre Rückrel-

se ln die BRD über Saarbrücken antreten. 
Von Seiten der Politiker wird alles unternom­
men, um Bedeutung und Gefahren der Trans­
porte zu vc:rtuschen oder herunterzuspielen. So 
versuchten sowohl die Stadt Saarbrücken als 
auch die SPD-Landesregierung, denen der 
Ausstieg aus der Atomenergie ja angeblich so 
am Herzen liegt. das Thema Atomtransporte 
durch Saarbrücken zu verlwmlosen und zu 
vertuschen. 
Im November 1986 antwortete die Stadt auf 
eine Anfrage der Grünen, daß für den Fall, da8 
Atomiransporte das Gebiet des Saar1andes 
berührten, das Referat Strahlenschutz des 
Umweltministeriums infonniert würde. Über 
TransportedurchdieLandeshauptstadtseidem 
Referat nichts bekannt. Aber nur ein halbes 
Jahr später räumte die Landesregierung in ei­
nem Schreiben an unsere BI ein, daß bis Mitte 
1987 47 Transporte über dieSchienengelaufen 
seien. 
Nachdem die Stadt Saarbrüclcen bies Anfang 
1987 von Atomtransporten durch das Saarland 
angeblich nichts gewußt haben will, wurde die 
Sache dem Saarbrücker Oberbürgermeister 
Koebnick (SPD), auf Grund des massiven 
Drucks der Grünen im Stadttat, zu heiß. &de 
April forderte er Umweltminister Leinen in 
einem Brief zu mehr Transparenz in Sachen 
Atomiransporten auf, da die Berufsfeuerwehr 



transporte 

in Saarbrilck.en für einen Ernstfall überhaupt 
llicht ausgerüstet sei. &, Koebniclt, wolle sich, 
wasdieTrmsportcanbelangt,nidltlingedünrcr 
BWldes- und Landeslcompetenzen zurückzie­
hen. Ferner forderte er die Reduzierung der 
GefahrfürdieBevölkerunginjedermöglichen 
Weise. 

In einer Stadtratssitzung im Mai 1988 verab­
schiedeten die Grünen und die SPO eine g~ 
meinsame Resolution gegen den Transport 
radioaktiver Stoffe durch das Gebiet der Lan­
deshauptstadt. Der Stadtrat forderte ebenfalls 
den Ausstieg aus der Atomenergie, mißbilligt 
fehlende AnstrengUI'\gen in diese Richtung und 
forderte von Bundes- und Landesbehörden 
sowie der Bundesbahn umfassende lnformie­
rung über Atomtransporte durchSaarbrücken. 
Bei dieser Resolution ist es aber bislang auch 
ceblieben. Auf einer Podiumsdislcussion zum 
ThernaAtomtransponedun:hdasSaarlandun.d 
Surbrilclten machte OB Koebnick seine Posi­
tionzudiesem Themanocheinmal deutlich: Ec 
würde sich nicht ohne wenn und aber gegen 
Atomtransporte aussprechen. Diese Transpor­
te seien nun einmal notwendig und in seiner 
Gesamtverantwortung könne er es nicht zulas­
aanderenStidtenundRegionendieseTrans­
pooe nach dem SL Florians-Prinzip aufzubür­
dca. Thm gehe es im wesentlichen nur um eine 
Vtlbesserung des Katstrophenschutzes, um den 
ea in derTat Katastrophal bestellt ist. Die Stadt 
SaarbrückenverfügtnurübereinenABC-Zug, 
c V crstrahlung feststellen und kontaminic:rtc 
Personen entseuchen kann. 
Kommt es zu einem Unfall bei dem größere 
Mengen des radioaktiven Inhaltes eines Be­
llilters freigesetzt werden, müßte mensch IUf 
die Einsatzkräfte des Kerntechnischen Hilfs­
dienstes OmbH Karlsruhe (I) warten. Auch 
die übrigen Teilnehmer der Podiunsdiskus­
sioozeigtensichnichtgewillt,auchnureinen 
Schritt gegen die Tranporte zu unternelunen. 
SovmratDr. Sdunidt, der Ve:rtmerdesB\Dl­
dcsbahnzentralamtes Minden die Meinung, 
daß die Bahnbediensteten nicht zur Gruppe 
cltrstrahlenexpooiatenPersonengehön:nund 
daher auch keine Notwendigkeit zu vClbes­
saten Schutzvorkeluungen gegeben seien. 
Ebenso untätig zeigten sich die Vertreter der 
GewerlcschaftderEisenbahner,diesichdamit 
zufrieden geben, den Aussteig aus der Atom­
energie zu fordern. 
Das zahlreiche Publilcum w• dessen nicht 
zufrieden Wld forderte von allen Beteiligten 
klare Schritte gegen die Transporte. Der öf­
fentliche Druclc im Saarland nimmt zu. V er­
stirltt durch gute und zahlreiche Pressebe­
richterstattung zeichnen sich erste kleine 
Erfolge ab: 
&de April hatder saarländische Umweltmi­
nisler Jo leinen erklärt. er werde sich in Zun­
bmftnicht mehr andieGeheimhaltungspflicht 
bei Atomtransporten halten sondern die be­
lroffenen Städte und Gemeindendes Saarlan­
dcs informieren. 

Claudla Backhausen 
SaarbrOcker Biirgerlnltlatlve gegen 

Atomanlagen 
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LIGA entwidmet 
Lübecker Hafen 
Eine feierliche Erklärung 

Es war ein ruhiger Sonntagmorgen und es wa­
ren viele gutgekleidete Damen und Herren zu 
sehen. Sie trafen sich dott, wo sich sonst ei­
gentlich nur ..Chaoten« aufhalten. Aus gewöhn­
lich gut unterrichteten Kreisen war zu hören, 
da8 sie sich auf eine große Feierlichkeit und auf 
den Empfang des Ministers Jansenholm vorbe­
reiteten. 
Die Szenerie wurde auch von Menschen in ei­

nem weinroten Passat beobachtet, aber doch 
'M>hl nicht aus BerutsgrOnden???? 

Nach einiger Zeit wurden Autos bestiegen, die 
nicht ganz zu den wohlgekleideten Personen 
pa8ten. Oie Fahrt endete in L.übeck-TraV&­
mOnde am SkandinavierH<ai. Nicht nur Ober 
diesen LObecker Hafen liefen in der Vergan­
genheit verschiedene Atomtransporte. 

VOf einer großen weißen Stelltafel versammel­
ten sich die festlich Gekleideten. Musikalisch 
umrahmt wurde das Ganze durch einen trave­
mOnder Chor und einem Streichquartett. Das 
Streichquartett spielte u.a. auch ein StOck des 
ÖSterreichers Joseph Haydn. Es gibt auch ei­
nen Text zu dieser bestimmten Musik: nlmlich 
•Wacht auf, Verdammte dieser Erde .. • ach nee, ... 
·Einigkeit und Recht und ... • 
Auch ein •hoher Politiker• hatte es sich nicht 

nehmen lassen, mit einem großen dunklen 
-schlitten• vorzufahren. Der Minister ohne ~ 
schäftsbereich Jansenholm hielt eine •staats­
tregende• Rede. 

Danach entrollte er unter dem Beifall der An­
wesenden feierlich ein gro8es Transparent mit 
der Aufschrift: •Hier entwidmet die LlGA in Ver­
tTetung der Stadt l..iibeck die UJbecl<er HAfen für 
Atomtransport Nie wieder Atomtransporte Ober 
UJbecl<.• 

Was Ist eine Entwldmung? 
Mitte Juni 1988 stellte die -Gruppe Ökologlee 
aus Hannover ein Gutachten fertig, welches 
sich auch mit der Frage beschAftigt: •Was kann 
die HSMeStadt tun, um Atomtransporte Ober Lü-

beck zu verlllndem?• Die -Gruppe Ökologlee 
fand heraus, daS die Hansestadt LObeck die 
MOglichkeit hat, Atomtransporte grundsitzlieh 
aus der Hafennutzung auszuschließen. 

Oie &acn kann eine sogenannte • Teitentwld­
mungc der HAfen fQr den Umschlag radioakti­
ver Stoffe vornehmen, d.h. den Umschlag der­
artiger GQter völlig untersagen. 

Möglich Ist das, da sowohl der Nordlandkai als 
auch der Skandinavienkai kommunale HAfen 
sind und damit die Gremien der Stadt selbst be­
fugt sind, eine 1eilentwidmung vorzunehmen. 
Anders als Jn sAmtliehen Bereichen der Stadt 

bislang dargestellt, erOffnet das Gutachten da­
rrit eine konkrete Hancllungsmc')glichkeit. 

GegenOber der Presse sagte der Umweltse­
nator Gerlach (SPO) damals: .. w" sehen unsere 
BefOrchtungen best•tigt und mOssen schnell 
und 8n8lgisch reagieren.• (LOb. Nachr., 
30.8.88). 

Wie so oft klaffen zwischen Worten und Taten 
eines Sozialdemokraten Wetten. So auch in 
diesem Fall. 

Da nichts passierte, planten wir in der Uga die 
Hafenentwidmung selbst vorzunehmen. Parallel 
brachten die Grilnen den Antrag in die Bürger­
schaft (-unser• Par1ament), da8 der Senat be­
auftragt wird -die Teilentwldmung LObecker 
HAfen fOr die GQter der Gefahrenklasse 7 (ra­
dioaktive Güter) einzuleiten und auszufOhren.• 
Dem Antrag wurde zugestimmt (Rosa-grilne 

Mehrheit). Wir hatten durch die vorher be­
schriebene Aktion, die 4 Tage vor der BOrger· 
SChaftssitzung stattfand, der SPO eine Ent· 
scheldungshilfe gegeben. 
Mensch kOnnte nun denken, alles klar, Ober 

LObeck laufen keine Atomtranspor-te mehr. 
Ganz so weit sind wir noch nicht, denn der Se­
nat, der von der BOrgerschaft betluftragt wird, 
kann noch Ärger machen. Es wlre nicht das er· 
ste Mai. 

Es heißt fQr uns, weiter am Ball zu bleiben. 
Christian, LObecker Initiative gegen Atomanla­
gen 
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Schwarzes BreH 
Radloaktlvltlts·Weltkonferenz 
1992 soll eine RadioaktivitAts· 
Weltkonferenz stattfinden. Die ersten Vor­
bereitungen dafOr sind bereits angelaufen. 
Auch Wissenschaftlerlinnen und Betroffene 
aus Osteuropa sollen den Kongress mitprA· 
gen. Als mögliche Konferenz-Orte sind Kas­
sel, Kiel und Berlin im Gespräch. Wer in den 
Info-Verteiler aufgenommen werden will 
oder genauere Informationen haben möch· 
te, sollte sich ari folgende Adresse wenden: 
scripton-PressebOro 
Grevenerstrasse 228 
4400 MOnster 
Tel. 02511273653 

Spenden für lU Hanau 
Die Initiative Umweltschutz Hanau (IUH) ruft 
zu Spenden auf, um die weitere Arbeit ge­
gen die Hanauer Atombetriebe gewAhrlei­
sten zu können. Mittlerweile sind 9 Prozesse 
und mehrere Strafanzeigen gegen die Ha· 
nauer Atom-Mafia angestrengt; auch die 
Unterhaltung eines BOros samt Archiv so­
wie Öffentlichkeitsarbeit kostet Geld. 
Spenden bitte auf folgendes Konto: 
JOrgen Meier, Kto.-Nr. 7179 591 (Stichwort: 
Prozesse), Stadtsparkasse Hanau, BLZ 506 
50023. 
Adresse der IUH: 
IUH, NShefahrtsweg 5, 6450 Hanau. 

Dasneue 
Hanauer Wappen: 

Atomschwan 

Neue Umwelt-Medien ••• 
bietet der Bleiefelder Umweltzentrum­
Verlag an. Dia-Serien mit zugehörigen Ton­
Cassetten gibts zu den Themen Alternative­
nergien, MOll, Radioaktivität, Nordsee und 
Chemie im Haushalt. 
Umweltzentrum Verlag 
August·Bebei.Str. 16-18 
4800 Bleiefeld 1 
Tel. 0521/63830 

Atomkraft? Nein Danke-Kalender 1990 
Die neue Kalendergruppe sucht noch Arti· 
kel, Cartoons, Fotos usw. fOr den Anti·AKW· 
Kalender 1990. Desweiteren bittet sie um 
die Zusendung neuer oder veränderter 
Adressen. 
Bernd DrOcke, Am Berg Fidel66, 4400 MOn· 
ster, Tel. 0251n84888. 
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VIDEOFRONT 
Der neue Videokatalog 1989 der 
Medienwerkstatt Freiburg ist jetzt 
erschienen. Im Verleih sind neue 
Dokumentar-Video-Filme zu poli­
tischen, sozialen und kulturellen 
Themen: 

Internationale Kämpfe, Latein­
amerika, Palästina, Südafrika, Exil; 
Brennpunkte sozialer Bewegungen, 
Ökologie, Häuserkampf, Anti-Mili. 
tarismus, Arbeit; 
Frauen, Knast, Aids, zur jüngeren 
und älteren Geschichte der Linken, 
zu Repression, zur Frage von Macht 
und Gegenmacht, u.a. 

Gegen eine Schutzgebühr von 8,­
DM (incl. Porto und Mwst.) ist der 
Katalog zu beziehen bei der 

Medienwerkstatt Freiburg 
Konradstr. 20 
78oo Freiburg 
Tel.: 0761/709757 

WAA·Biiro mit neuem Domizil 
Das WAA·Info-Boro in Schwandorf ist um· 
gezogen. Die· neue Adresse: 
lnfo-Boro, 
Fronbergetstrasse 4a 
8460 Schwandorf. 
Im gleichen Haus residiert der Kunst- und 
Kulturverein Schwandorf • mit Cafe, Archiv, 
VolxkOche u.v.a.m. 

Ein Schauspiel aus dem Widerstand ... 
. .. hat Martina Haase aus Aachen geschrie­
ben. Titel: »Wehrt euch!« es geht um NATo­
Flugplätze, Siemens, die Deutsche Bank, Ia· 
teinamerlkanische Diktaturen • und den Wi· 
derstand dagegen. 
32 DIN A 5-Seiten for 2.· Mark. 
Bettins Hasse 
Beethovenstrasse 15 
5100 Aschen 
Tel. 0241/37612 

10 Jahre Revolution ln Nicaragua! 
Das lnformationsboro Nicaragua lädt fOr 
den 16. · 18. Juni zu einem Kongress ein: •10 
Jahre Revolution in Nicaragua -10 Jahre So­
lldaritatsbewegungcc. Der Kongress wird in 
Wuppertal stattfinden. Referentlinnlen kom­
men u.a. aus der DDR, aus den USA, dem 
Baskenland, den Niederlanden, der BRD 
und natOrlich aus Nicaragua selbst. 
Anmeldungen, Kongress-Programm, nähere 
Einzelheiten usw. beim 
lnformationsbOro Nicaragua 
Hofaue 51 
5600 Wuppertal1 
Tel. 020214936305 

Anti·AKW·FIImkatalog 
Der Verein »MOtter gegen Atomkraft« hat ei· 
nen Filmkatalog erarbeitet, der Ober 130 Ti· 
tel sowie ein Verzeichnis aller Filmverleihe 
in der BAD enthalt. Bezug gegen 10.· DM 
bei: 
Matter gegen Atomkraft 
Hagenbacher Strasse 37 
8000 Monehen 60 
Tel. 0891879850. 

Namlbla·Uran 
Der Arbeitskreis Afrika (AKAFRIK) bietet ei· 
ne Ton-Dia-Serie zum Geschäft mit dem · 
Namibia-Uran an. 
57 Dias mit Tonkassette. Ausleihe 30.· Mark 
+ 5.· Mark Versand. Verkauf 150.· Mark. Be­
stelladresse: 
Arbeitskreis Afrika • AKAFRIK • 
Lingener Strasse 9 
44 Monster 
Tel. 0251/661116. 

Aufruf gegen das europilsehe Umweltmlnl· 
stertreffen ln Valencia/Spanien 
Am 8. Juni treffen sich in Valencia samtll· 
ehe Minister und politisch Verantwortlichen 
for den Umweltschutz in Europa. Die As· 
semblea Comarcal Ecologista, eine Vereini· 
gung von radikalökologischen Gruppen in 
Valencia, plant Gegenaktlonen, Veranstal· 
tungen und ein grosses Kulturfest Die As· 
semblea hofft auf zahlreiche internationale 
Beteiligung. 
A.C.E. 
C/Rei en Jaume 7·B 
46900 Torrent (Valencia). 
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HTR-Modu/: 

Eine Niederlage der Atomindustrie 
Am 28. Februar 1989 hat der niederslchslsche 
Umwellmlnlster Remm~n eridlrt, tor das stan­
dortunabhlnglge Genehmigungsverfahren tor 
den HTR-Modul von ~nteratom beste­
he keine rechtliche Basis mehr, im Klartxt: es 
1008 abgebrochen werden. 
0. Nlederslchsiache Umweltministerium 

(NMU) begrilndete seine Absicht, den Genen. 
mlgungsantrag abzuweisen und damit auch auf 
da Verfahren der Beteiligung Dritter Im Ge­
nehmlgungsverfahren zu verzlctlten, formell 
mit fehlendem Sachentscheldungslnteresae, 
da die BEB als mögliche Betreiberln kein Inter­
- am Bau eines HTR-Modul habe und 
Siemenallnteratom auch keinen anderen Inter· 
-.nten ln Niedersachsen gefunden habe. 
Wenige Tage aplter sollte die BEB seibet 6f· 
fantlieh darauf hinweisen, da8 sie im Mlrz 
1988, also bereits vor einem Jahr dem Minlste­
I'Un 8Chriftlich mitgeteilt hat. sie habe kein ln­
llfeete am Bau eines H'J'R.Modul. Damit wur­
de otfensichtllch: diese BegrOndung dient nur 
dazu, die Verfassungswidrigkeit des standortun­
abhlngigen Genehmigungsverfahrens nach § 
7a Atomgesetz, die auch das Nlederslchsische 
Umweltministerium nicht mehr leugnen kann, 
zu bemlnteln. 
Nun sucht die NiedersAchsische Landeslegie­

rung zusammen mit dem BMFT ~ einer 
Möglichkeit, der Atomindustrie wenigstens 
noch zu einem •Export-GOtesiegel• zu verhel­
fen. 

Noch am seiben Tag kommentierte die AG ge­
gen HTR in Hannover dies Ereignis in einer 
Presaeerkllrung: • ... Daß das Nledetsichslsche 
Umweltministerium sich zu dieser Enttlcheömg 
gezwungen sieht, 1st ein bedeutender Sieg der 
Bev61kerung in der ganzen Bundesrepubllk. Er 
zeigt: !Or die Atomtechnologie ist ln der Bund8&­
t8pUbllk keine Akzeptanz mehr zu etrelchen. 
Dies Ist ein schwelwiegender Gesichtsverlust 
fOr die Atomindustrie und die sie f6rdemden poli­
tischen Ktllte gegenOber der inllncJi$chen 61-
fentllchlcelt wfe den Interessenten am HTR­
Modullm Auslttnd.• 
Wir wollen hier darstellen, wie wir zu dieser 

ElnschAtzung gekommen sind. 

Die Pläne der Atomindustrie 
mit dem HTR seit 1984 

Schon seit der ersten Hllfte der 80er Jahre 
konnten die Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) in der Bundesrepublik keine neuen Groß. 

kraftwert<e mehr gebrauchen, speziell keine 
großen Leichtwasserreaktoren (Typ Biblls) zur 
blo8en Stromproduktion, weil die Produktions­
kapazitAt den Strombedarf bel weitem über­
stieg. Die EVUs fingen an, Gedanken über ra­
tionellere Energienutzung zu Obemehmen, die 
aus der ~-Bewegung entwickelt wor­
den waren, nlmlich verstlri<t eine andere Ener· 
giefonn anzubieten: in Kraftwerken erzeugte 
WArme fOr die verschiedensten Anwendungs. 
bereiche, be8onders Proze8wArme fOr die Indu­
strienutzung und FernwArme, durch gekoppelte 
Produktion von Strom und Dampf (WArme­
Kraft-Koppelung). 

Foto: T. "-IIMnn 

Da wollten die Atomkraftwer1<sbauer nicht zu­
rOckstehen. Sie verstAttden Ihre BernOhungen, 
einen schon ziemlich alten Reaktortyp, den 
Hochtemperaturreaktor, weiterzuentwickeln, 
um ihn fOr die kommerzielle Nutzung zur kom­
binierten WArme- und Stromproduktion ~ 
ten zu können. 
Die beiden interessierten Firmen waren BBC, 

zusammen mit einer Reihe anderer Armen, 
und Siernens-KWU, spAter Siemens-lnteratom. 
FOr den BBC-Typ wurde die Bezeichnung HTR 
100 gewAhlt. Die KWU gab Ihrem Produkt den 
Namen HTR-Modul. Die KWU hatte zwar, an­
ders als BBC, selber keine praktischen Erfah­
rungen mit dem Bau von HTRs. Sie konnte sich 
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aber auf den lnformationsa.ust Ober die 
Kemfor8chungsanlage JQiich, die bessere l(a.. 

pltallage bel Siemens und ihre eigene, nur noch 
wenig beechAftlgte Entwicklungsabteilung atOt· 
zen. Ea gelang ihr deshal> als enste, die Pla­
nung ao weit voranzutreiben, da8 eine Verwir­
klichung durch den Bau eines HTR-Moduls ln 
greifbare Nlhe rOckte. 
Schon seit 1984 gab es auch V8f'handlungen 

zwiSChen den Interessierten Herstellerfirmen 
l.l1d den fOr Atomtechnologie zustlndlgen Mini­
aterlen dltOber, wie mit Hilfe eines geeigneten 
Genehmigungsvefrens die ElnfOhfuno von 
HTRa ef1elchtett und unterstOtzt werden könn­
te. 

Diese Pllne wurden sowohl von der Industrie 
wie von der Seite der Politik sehr heimlich be­
trieben. Nur die Propagandamuchlne ln den 
stark spezialisierten Fachzeitxhttften wurde 
frilh ln Gang gesetZt. Den potentiellen Kunden 
wurde mit der -Gewlhrteistung eines zQglgen 
Genehmlgungsyerfahrens- gewinkt, -um du 
lnvestltlonsrieko fOr die Industrie mOgllchst zu 
Y8n'l! ~gern .• 

Ein ,.zügiges Genehmigungs­
verfahren• gesucht 

Die Atomvertreter hatten mit dem Obilehen Ge­
nehmlgungsverfahren nach § 7 AtG Immer wie­
der die gleichen Erfahrungen gernacht Dieses 
Verfahren beginnt mit der Standot1bekanntga-

be. Die BevOikerung weiß also zu einem sehr 
frOhen Zeitpunkt, was auf sie zukommt, und 
kann sich darauf vorbereiten. 

Die Vertreter der Atomindustrie und der Be­
hOrden mußten frOh die Erfahrung machen, daß 
die Beteiligung Dritter im atomrechtlichen Ge­
nehmigungsverfahren nicht die beabsichtigte 
Wirkung hatte. Sie fOhrte selten zu Kompromis­
sen mit den Betroffenen, sie half nicht, gesell­
schaftliche •Konflikte zu lindern-, sie erhöhte 
nicht die Akzeptanz. 

Egal, wie ltlan es betrachtete: als ErOrterun~ 
sterminen gingen die Einwender, die •Dritten-, 
auf der eine Seite fast immer mit einem GefOhl 
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von Überw41tigung, zurückgeschreckt, frustriert 
nach Hause, also alles andere als befriedigt. 
Oie Atomvertreter auf der anderen Seite stan­
den oft genug von den guten Argumenten der 
Einwender blamiert da. Ihre Ziele, die sle ln so 
reizende Wendungen kleideten wie .. sachliche 
Kenntnisse vermitteln• und .. unbestimmte Äng­
ste abbauen-, erreichten sie so gut wir nie. 

Ganz im Gegentell konnten die Betroffenen 
auf den Gedanken kommen, den langwierigen 
Ablauf des Genehmigungsverfahrens dazu zu 
nutzen, um zu Demonstrationen und Aktionen 
gegen die Atomanlage aufzurufen, soda8 sie ih­
ren Willen mit dem der Obrigen Bevölkerung 
verbinden und in der Öffentlichkeit politische 
bekrAftlgen konnten. Zuweilen konnte der Erör­
terungstermin zur TribOne gemacht werden für 
die Forderungen gegen die Atomtechnik. Wenn 
das gelang, konnte die Bevölkerung einer gan­
zen Reglon, die sich gegen eine Atomanlage 
zur Wehr setzte, auch solche Aktionen vor der 
Öffentlichkeit legitimieren, die durch den Ein­
satz der Staatsgealt verhindert werden sollten. 
Das eindrucksvollste Beispiel dafür 1st die Bau­
platzbesetzung, mit der es der badisch­
elsAssischen Bevölkerung gel&l)g, den Bau des 
AKW Wyhl zu verhindern. 

Um eine Wiederholung dieser Aktion an an­
deren Orten unmöglich zu machen, reagierte 
der Staat zuerst in Brokdorf mit dem Bau eines 
Festungszaunes um das BaugeiAnde, der ge­
gen die demonstrierende Bevölkerung mit mas­
slven PolizeieinsAtzen durchgesetzt wurde. Der 
seit Jahren anhaltende Widerstand gegen den 
Bau der WAA Jn Oberpfalz wird trotzdem wie­
der von Ahnlichen Vorgehanswelsen getragen. 
Aus der Sicht der Atomvertreter erschienen 

daher die Handlungsmöglichkeiten, die die 
Menschen sich trotz aller BeschrAnkungen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens ero­
bern konnten, als ein Hindernis, das die Durch­
führung ihrer PlAne bedrohlich bremsen konn­
ten; Sie erlebten sie vor allem ln Erörterungster­
minen als unertrAglichen Angriff auf ihre eigene 
EmotlonalltAt. ln diesen unmittelbaren Erfah­
rungen realisierten sich für sie die Schwierig­
kelten mit der .. Akzeptanu für die Kernenergie«. 

Diese Wirkungen auf die Vertreter der Atomin­
dustrie und der Behörden sind in der Anti-AKW­
Bewegung nur wenigen Menschen sichtbar ge­
worden. Bei vielen anderen haben die schreck­
lichen Erfahrungen der PolizeieinsAtze ein Ge­
fühl von Hilflosigkeit und Ohnmacht hinterJas­
sen - was Qbrigens auf kein fruchtbarer Boden 
für die Akzeptanz 1st - oder sie wandten sich 
radikaleren Widerstandsformen zu. 
Kaum jemand konnte ahnen, wie sehr längst 

die Atommafia an der Angst vor der Bevölke­
rung litt. 

Dies alles sollte bei der Einführung der neuen 
HTA-Typen offenlichtlieh vermieden werden. 
Man verfiel auf den sogenannten Konzeptvor­
bescheid nach § 7a AtG ohne Standortnen­
nung. 

Die mit dieser Materie befaßten Juristen in den 
Minist.erien scheinen sich nur um die ihnen zu­
nAchst gestellten Fragen gekümmert zu haben, 
um die Interessen der Antragstellerin und die 
der GenehmigungsbehOrde. Man scheint fol­
genden Gedankengang gehabt zu haben: Wir 
mOssen die formalen Bedingungen für die Be­
teiligung Dritter im Genehmigungsverfahren 
einhalten, weil sie Voraussetzung sind für die 
GQJtigkeit der Genehmigung. Ist aber kein Stan-
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dort bekannt, dann wird kaum jemand bemer­
ken, da8 er von der Planung betroffen sein 
könnte. Wir werden dann auch kaum mit Ein­
wendem zu rechnen haben. Wenn wir uns 
recht unauffAIIig und leise verhalten, werden wir 
ohne Einwendungen und erst recht ohne Kla­
gen davonkommen. 

Es scheint niemand darauf gestoBen zu sein, 
daß es bei der Durchführung dieses Verfahrens 
zu Problemen kommen könnte, wenn sich trotz 

allem Menschen als betroffen erkennen wOr­
den. Wie wir im Sommer 1988 erfahren haben, 
hatte man sich Im NiedersAchsischen Umwelt­
ministerium zu dieser Zeit zu diesen Fragen 
noch keine Gedanken gemacht. 

Der Antrag von Slemens­
KWU beim 

Niedersächsischen 
Umweltministerium 

Zum ersten Jahrestag des Unglücks von 
Tschernobyl sah sich der niedersAchsische 
Umweltmintster Aemmers am 30. April 1987 
veranlaBt, der Öffentlichkeit groBe Verspre­
chungen zu machen, sie WOrden den Bau wei­
terer groBer Atomkraftwerke nicht zulassen. ln 
denselben Tagen jedoch nahm das Nieder­
sächsische Umweltministerium einen Antrag 
von KWU für den HTA-Modul entgegen und 
machte, entsprechend den frQheren Verabre­
dungen, den Vorschlag, das Genehmigungs­
verfahren gern. § 7a AtG durchzuführen. 

Die Öffentlichkeit konnte die Pläne von KWU, 
die Inzwischen von Interatom weitergeführt 
wurden, erst Monate später einer Pressemittei­
lung des NiedersAchsischen Umweltministers 
vom 27. August 1987 entnehmen. Aemmers, 
um in Erinnerung an seine Versprechungen 
vom April möglichst beruhigend zu klingen, er­
klärte es für eine entscheidende Frage, »>b ein 
solcher Kleinreaktor in der Lage Ist, den intema-

tionalen Siehemettsstandard der Kerntechnik zu 
erh6hen«, auch sei ein Standort für den Bau 
noch nicht bekannt. Siemens-lnteratom sein an 
einer solchen Genehmigung interesslert, weil 
dadurch ihre Verkaufschancen ln die UdSSR 
und nach China verbessert WOrden. Ein Interes­
se am Bau eines HTA-Modul ln der Bundesre­
publik wurde nicht erwähnt, obgleich im Juni 
1987 eine Firma dem Antrag beigetreten war, 
deren GeschAftsanteile zu 25 % der Vereini-

gung Industrielle Krafterzeugung (VIK) gehö­
ren, einem Verein von Gewerbe- und Industrie­
unternehmen, die als Interessenten für den 
HTA-Modul in Frage kommen. Nur FA und taz 
wiesen darauf hin, daß ein Erörterungstermin 
für das atomrechtliche Verfahren im folgenden 
Jahr geplant sei. 

Diese Meldung setzte kaum etwas in Bewe­
gung. Manche entnah.men ihr zwar die Expor­
tabsichten von lnteratom, andere schenkten 
der Propaganda über die hervorragende Si­
cherheit dieses Reaktortyps Glauben, viele 
konnten sich einfach nicht vorstellen, daß die 
Atomindustrie sich so bald nach der allgemei­
nen Erschütterung durch das Unglück von 
Tschernobyl an den Bau neuer AKWs in der 
Bundesrepublik wagen würde. Nur einigen we­
nigen Menschen wurde damals die Bedeutung 
dieser Meldung bewußt. 

Wie unsere politische Arbeit 
anfing und warum sie sich 

entfalten konnte 

ln Hannover fand am 15. Januar 1988 eine er­
ste Informationsveranstaltung statt, zu der ver­
schiedene hannoversche Anti-AKW- und Urn­
weltgruppen eingeladen hatten. Ungefähr 100 
Teilnehmerinnen aus Hannover und entfernte­
ren Gegenden Niedersachsens waren erschie­
nen. 



Hier wurden zum ersten Mal die juristischen 
Tücken des Genehmigungsverfahrens nach § 
7a AtG diskutiert, d ie sich als drastische Ein­
schränkungen für die Bevölkerung durch die 
PrAklusionswirkung des § 7b AtG herausstell­
ten. Den Teilnehmern war gar nicht wohl bei 
der Erkenntnis, daß die Mobilisierung der Be­
völkerung diesmal nicht von den Nachbarn ei­
nes bekannten Standorts ausget)en könnte. 
Ungewohnt war den meisten der Gedanke, daB 
wir für die notwendige, mühselige Information­
sarbeit eigentlich nur die Möglichkeiten nutzen 
könnten, die uns trotz allem Im Rahmen der Be­
teiligung Dritter Im Genehmigungsverfahren of­
fenstehen würden. 

Im Februar 1988 veröffentlichte die nieder­
sächsische Landesregierung das Energiepro­
gramm 1988 mit Ihren Zukunftsplänen in der 
Energiepolitlk. Sie machte darin ausdrücklich 
Propaganda für den Bau von HTR-Modulen in 
Niedersachsen, vor allem für die Tertiärölge­
winnung mit Heißdampf und für die sogenannte 
Kohleveredlung. Das wirkte wie ein Signal auf 
die Bevölkerung. Sofort entwickelte sich Wider­
stand, Im Emsland unterstützt von den schon 
länger existierenden Anti-AKW-Initiativen, in 
der Helmstedter Gegend vorwiegend von eini­
gen Mitgliedern des BUND. 
ln Hannover versuchten zu dieser Zeit die 

paar wenigen Initiatoren der Januarveranstal­
tung, eine Arbeitsgruppe zu gründen, da man­
gels anderer Ansatzpunkte der Widerstand am 
Sitz der Genehmigungsbehörde, des Nieder­
sächsischen Umweltministeriurns, sich kristalli­
sieren müßte. Oie BOrgerinitiative Umwelt­
schutz stellte für die künftigen wöchentlichen 
Treffen ihren Laden zur VerfOgung. 

Die ersten Kontakte zu Presse und Rundfunk 
wurden hergestellt. Ein Live-Interview, das der 
Privatfunk radio tfn angeboten hatte, brachte 
die ersten Reaktionen der Bevölkerung. Es 
zeichnete sich ab, was die Menschen am mei­
sten empörte: das Erschrecken über die Bau­
absichten der Atomindustrie und über die Be­
sch ränkungen der Handlungsmög­
lichkeiten der Betroffenen. 

Mitte Mai bei der Atommüllkonferenz der Anti· 
AKW-Gruppen fanden sich Leute in einer Ar­
beitsgruppe zusammen, der es gelang, auch 
die anderen Initiativen auf die HTR-Piäne auf• 
merksam' zu machen. 

Von nun an wurden eine Reihe gemeinsamer 
Aktionstreffen organisiert. Von einem Treffen 
zum nächsten erweiterten sich unsere Bezie­
hungen zu vielen anderen Gruppen im gesam­
ten Bundesgebiet. 

Sehr bald bestand Übereinkunft darüber, daß 
das Sammeln von Einwendungen während der 
Auslegungsfrist der Antragsunterlagen zu ei­
nem notwendigen Schritt gernacht werden 
müßte. Dahinter standen bereits die Erfahrun­
gen, die Im Frühjahr mit dem Sammeln der Ein­
wendungen gegen die WAA gernacht worden 
waren, als zum ersten Mal in einem atomrechtli­
chen Genehmigungsverfahren allein aus der 
Bundesrepublik 350.000 Unterschriften gesam­
melt worden waren. Auch die Planung von De­
monstrationen wurde frühzeitig begonnen, vor 
allem die feierliche, öffentliche Übergabe aller 
gesammelten Einwendungen bei der Genehmi­
gungsbehörde am Ende der Auslegungsfrist 
Oie anderen Gruppen billigten der AG gegen 

HTR in Hannover die am Ort des zu erwarten­
den Geschehens saß, aus organisatorischen 
Gründen eine zentrale Funktion zu. 
Einen bedeutenden Sprung stellten die Bun­

deskonferenz der Anti-AKW-Bewegung Anfang 
November in Nürnberg und ein weiteres Treffen 
in Pforzheim Mitte Dezember dar. Oie bereits in 
den früheren Treffen entwickelten Ideen wur­
den nun auch in Süddeutschland weiter ver­
breitet. 

Diese Arbeit wurde hauptsächlich durch die 

Gruppen Mütter gegen Atomkraft, der Energie­
wendekomitees und anderer Nach­
Tschernobyl-Gruppen getragen. Dazu kamen 
besonders in Süddeutschland viele Menschen 
auch aus den •alten• Anti-AKW-Gruppen, die 
sich am Sammeln der Einwendungen gegen 
die WAA beteiligten, den fünf Wochen langen 
Erörterungstermin mit höchstem Interesse ver­
folgt hatten und in der Demonstration Mitte Ok-
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tober mit an den WAA-Bauzaun gegangen wa­
ren. Durch sie wurde die Auffassung gestärkt. 
daß das Handeln im Rahmen der Beteiligung 
Dritter nicht in der engen auf die juristischen 
Handlungsmöglichkeiten begrenzte Sichtweise 
betrachtet. sondern als politisches Handeln ver­
standen werden sollte. ln der Zeit des Sam­
melos der Einwendungen würden unsere Infor­
mationen über den HTA-Modul und über das 
Genehmigungsverfahren in der ganzen Bun­
desrepublik noch stärker verbreitet werden kön­
nen. 
Das ungewOhnllch groBe Interesse der Mer:t­

schen in der ganzen Bundesrepublik zeigte 
sich auch bei Veranstaltungen zu ganz anderen 
Atomthemen, in denen oft Fragen nach dem 
HTR-Modul und dem Genehmigungsverfahren 
gestellt wurden. Oie Bereitschaft, sich an den 
Einwendungen zu beteiligen, warweit höher als. 
im Frühjahr 1988 gegen die WAA in Wacker&­
dorf. 
Die Gruppen in den verschiedenen Bundes­

lAndern mußten sich auf ganz verschiedene po­
litische Umstände einrichten, in Schleswig­
Holstein anders als in Bayern. Sie mußten des­
halb weitgehend selbständig ihte Zielrichtung 
bestimmen. 
Ungefähr zu dieser Zelt begann eine Flut von 

Protestschreiben aus der ganzen Bundesrepu­
blik, die an das Niedersächsische Umweltmini­
sterium adressiert war. Oft haben die Schreiber 
die Aq gegen HTR Ober ihre Absicht Informiert. 
Viele mOssen darauf hingewiesan haben, daß 
sie gewillt waren, massenhaft Einwendungen 
zu sammeln. Viele müssen aus Bayern gekom­
men sein, wo die Planungen der lsar-Amper­
Werke für einen HTR-Modul bei Manenberg 
von den Bis bekannt gemacht wurden und so­
fort in die öffentliche Diskussion gerieten. 

Auf Drängen von Initiativen und von Abgeord­
neten kamen in vielen Kommunen B&schlüssen 
zustande, sich an den Einwendungen zu betei­
ligen, voran die Stadt Hannover, aber auch die 
COU-geleiteten Städte Gifhorn und Helmstedt. 
Das wurde umso wichtiger, da das Niedersäch­
sische Umweltministerium sich weigerte, Kom­
munen in der vorgezogenen Behördenbeteili­
gung zuzulassen - mit der Begründung. es gä­
be ja keinen Standort, also könne keine Kom­
mune benannt werden, die durch den Bau ei­
nes HTR-Moduls als Träger öffentlicher Belan­
ge betroffen sei. 

Von einem Bundestagsabgeordneten wurde 
die öffentliche Diskussion über die verfas­
sungsrechtlichen Probleme des § 7a­
Verfahrens in Gang gesetzt. 
Bis in den November hinein hatte Umwelt 

minister Remmers immer wieder versucht, die 
öffentliche Aufregung über das § 7a-Verfahren 
zu beschwichtigen. Er behauptete, im zweiten 
notwendig folgenden Genehmigungsverfahren 
würden alle Einwendungen, die im ersten Ver­
fahren erhoben worden seien oder hätten &(ho­

ben werden können, •zugelassen• und •sorg­
fältig geprüft• werden. Bundesumweltminister 
Töpfer und selbst die Firma Siemens versuch­
ten, ihn durch die Wiederholung dieser Aussa­
ge zu unterstützen. 

Das hatte ein Ende, als die AG gegen HTR die 
Landesdelegiertenkonferenz der Grünen in 
Niedersachsen zum Anlaß nahm, um eine Er­
klärung dazu abzugeben. Sie bezeichnete die­
se Äußerungen des Ministers als irreführend: 
sie machte auf die Präklusionswirkung des § 7b 
AtG aufmerksam und wies darauf hin, daß auch 
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Minister und Genehmlgungsbehl)rden an den 
Wortlaut der Geeetze gebunden lind. 
Sptteeteua 88it Mitte November mu8 der Ge­

nehmlgungabehOrde lullerat unwohl gewesen 
aeln. 

Erste Ermüdungszeichen aus 
dem Niedersächsischen 

Umwehmlnlstertum 
Am 2. Januar 1989 erachelnt ln t1er HAZ ein Ar· 
tikel •Ministerium will Verfahren vertagen«. ln 
den nlchsten Tagen folgen widenlprOchllch 
Meldungen, unter anderem, es gebe ..-chtllche 
und organisatorische Probleme bei der Durctt­
fQhrung des Genehmlgungaverfahrena. 
Hinter dem Medienvomang zeichnen alch Be­

wegungen ab, dJe aua Konflikten lnnerhaJ) des 
Mlnlsteriurna hen'Ohren. Ea hat den Anachein, 
als ob der Minister Remrners und Ernst ~ 
brecht selbst das Genehmigungsverfahren aus 
politischen GrOllden liebend gerne loa WOrden. 
Im Ministerium setzt sich aber noch eiM\81 dJe 

Unie der lndustrielnterean durch, mit dem 
Abbruch c1ea Genehmigungsverfahrens sei 
nicht zu rechnen. 
Bald ist wieder Stille, die Auseinandetsetzun­

gen lind mehr in den Hintergrund vet1egt, so­
daß in der Öffentlichkelt fQr eine Welle nicht zu 
erkennen ist, was da gespielt werden 8011. 
Selbst der Minister antwortet schließlich wieder 
ohne ZUcl<en, das Verfahren werde aelbstver­
atlndllch wie geplant durchgefOhlt 
Alle Gruppierungen, die mit uns in Verbindung . 

stehen, halten weiterhin die gesammelte Kraft 
fQr den Beginn der Auliegungsfrlst zusammen. 
Inzwischen werden einige juristlache Gutach­

ten fertiggeetellt, nach deren wisaenschaftllc 
Analyse alch die Verfauungswidrig des 
§7•Vertatorens erweist. 
Von allen Selten wird gebohrt. 
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Da bietet lieh ala ziemlich k0mmet11cher No­
tanker das •fehlende Sachentacheidunnt• 
reue-, da die Erdölfirma BEB, die Im Emliand 
die ErdO!f&deNng betreibt, sich nicht am Bau 
eines HTR-Modula beteiligen will. 

Eine Niederlage des 
Ministeriums 

&wird bekannt, da8 das Ministerium die An­
tragetellerin Slemen&-lnteratom zu einem Ge­
aprlch am F,.._g, dem 24. Februar, nach Han­
noYer zitiert 
Ea sind zwei Journalisten, denen es gelingt, 

noch am Freitag aua dem schweigaamen Minis­
terium die eraten wichtigen A1JS8191n heraus­
zuholen: •Die Fometzung des Genehm/gurtf18-
VfllfahteM fOr den HTR-Modul /at rechtJich nicht 
mehr zu halten. Wedw Umwelt- und Wltt­
~ noch Interatom sehen e.ne 
M6Qifchkelt, den Abbtuch zu verlllndem. ~ Das 
N~ UmweltmlnltJterlum mu8 den 
Genehmigungsantrag fotme/1 ZUifJclcwelsen.• 
Am ?:T. Februw teilt die taz mit -Der Abbruch 

des HTR~ steht IMt.• 
Die AG gegen HTR antwortete 80fort mit der 

bereite erwlhnten Presaeert<llrung. Dann ~ 
ben wir aus Freude Ober diesen Elfolg ein paar 
SektkOOten knallen lassen. 

Eine lebendige Kraft 

Die Genehmlgungsbeh&de mußte das Verfah. 
ren noch vor Beginn der Auliegungsfriat der 
Antragsunterlagen abbrechen, al80 in einem 
aehr frOhen Stadium des Genehmigungswr­
fahrens. Einen aolchen Erfolg der A.rfti..N<W. 
Bewegung hat 88 88it zehn Jahren nicht mehr 
gegeben. 

Was hat dleMn Erfolg bewirkt? 

Viele Menschen wlasen noch aehr gut, da8 sie 
alch durch das UngiQck von Tachemobyl zu. 
tief1st in ihrer Existenz, in ihrem Leben getrof­
fen fOhlten. Die Erinnerung danan Ist ru zum 
Schein zurilct(gedrlgt oder Oberdedtt, hinter 
den Alltagegedanken ist sie noch sehr gegen­
wlrtlg. 
ln ihrem Willen, Ihre Interessen leibst zu ver­

treten, haben die Menschen 88 dahin gebracht, 
da8 achon in der Vorbereitung auf die Betellt­
gung Dritter im Genehmigungsverfahren Ihre 
polltleche Kraft wirbam werden konnte. - Ge­
radedas hatten Atominduatrie und Politiker ver­
melden wollen. Nun mußten sie damit rechnen, 
da8 wAhrend der~ die Offentliehe 
Diskussion um den HTR-Modul und um die Ver­
fasaungswldrigkelt des gewlhlten Genehmt­
gungaveffahrens noch aehr viel weiter ausge­
dehnt werden WOrde. 
Nie hAtte eine einzelne Gruppe 80 großen Er­

tlndungsrelchtum entwickeln können, wie 88 
die einzelne, auch untereinander unabhlngl­
gen Gruppen taten. Ea könnte fQr spltere Gele­
genheiten sehr anregend sein, die Erfahrungen 
mit dieeen auch praktisc:h erprobten Aktionsfor. 
men weiterzugeben. 
Die Atomlnduatrle und die sie stOtzenden politt­

achen Krlfte, die alch Ihre Beziehungen zur 
Clbrlgen Gesellachaft nur noch in Begriffen der 
AkzepCanz von1te11en kOnnen, verunklAten sich 
damit selbst die gesellschaftlich wirbame Kraft 
der Menschen. Diese hat sich, auch zu 1.10Sef8r 
eigenen giOcldlchen Verwunderung, als stArker 
erwiesen a1a das MachtbOndnie von Industrie 
und Politik. 

Beharrlich weiter gegen die 
Atomindustrie 

Ein Erfolg kann schnell seine Wlrtwng vertie­
ren, besonders wenn er in den offiziellen M~ 
dien tolfi8Sehwlegen wird. Deshalb mOssen wir 
in der Offentliehkelt mit aller Klartlelt zum Aus­
druck bringen, was dieser Erfolg der BevOik~ 
rung in der ganzen Bundesrepublik bedeutet. 
Wir s8hen in diesem Elfolg aber· keinen 

Grund, uns zufrieden zurOckzuziehen, denn 
noch haben wir die Atominduatrle nicht zum 
endgOitlgen Aufgeben gezwungen. 

Hinter dem Versuch, Siemens-lnteratom mit 
einem Papier des TÜV Hannover doch noch ein 
•Export-GOtesiegel. zu verschaffen, sind wei· 
terhln die Exportabsichten zu erkennen, eben-
80 bei der Tagung •AVR - 20 Jahre Betrieb­
am 17 J18. Mal1989 in Aachen. Auch innerhalb 
der Bundesrepublik strebt die Atomindustrie fOr 
die 90er Jahre den Einbruch in den lukrativen 
WArmemarkt mit dem Einsatz von Hochtem~ 
raturreaktoren an, dabei k6nnte dann Bayern 
wieder einmal - wie achon bei der WAA- ala 
l.Ockenb08er auaeraehen werden fOr die in an­
dereh Bondealindem nicht mehr durchsetzba. 
ren Atom· 
anlagen. 
Wtr glauben, da8 wir auch in dieaen Auseinan­

deraetzuogen mit der Unterstatzung der vielen 
mit uns befreundeten Gruppen rechnen kOn­
nen. 
Ea gibt reic:hlich zu tun fQr uns! 

An-, AG gegen HTR ln H8nnovw 



Der Thorium Hochtemperaturreaktor (THTR) in p k 
Hamm Uentrop, erst tot gesagt, wird nun doch 0 er 
wieder zu neuem Leben erweckt. Über die fi. 
nanzielle und technische Pleite des For-
schungsvcSrhabens THTR berichteten wir be-
reits ausfilhrlich in den letzten Ausgaben der d • 
atom. Die Hochtemperatur Kernkraftwerk Ge- um Je 
sellschaft (HKG) ist inzwischen mit 256 Mlo. DM 
verschuldet, und dem Reaktor fehlen 35 
Schrauben und Bolzen, die auf Nimmer Wie-

THTR 

dersehen im Kugelhaufen verschwunden sind. PI •t 
Das Gerücht von der Stillegung des THTR 16- e1 e 

ste fast schon Freudentaumel bei Anti-AKW-
Gruppen und Bis aus, schien doch die Atom-

delten Vertragans zwischen Bund, Land und 
Setreiber war, diesen Konkurs und den damit 
einhergehenden Geslctitsverlust aller Betell~ 
ten zu verhindern. Ein wichUger Bestandteil die­
ses Vertrages Ist eine sogenannte ·Patronats­
erklärung. der THTR-Gesellschafter, den Ge­
schäftsbetrieb bis zum endgOitigen Abbruch 
des Reaktorgebäudes aufrechtzuerhalten. 
Noch in diesem Geschäftsjahr soll die hochver­
schuldete HKG ROcklagen in Höhe von 80 Mio. 
DM torden •Sicheren EinschluS. der Atomanla­
ge bilden. 
Auf einer Gesellschafterversammlung der 

HKG am 9.5.89 wurde in entscheidenden Fra­
gen der ausgehandelten Vereinbarung wider­
sprochen, besonders als es ums Geld ging. So 
waren z.B. die Stadtwerke Aachen nicht bereit, 
die jAhrliehe Bilanzrückstellung von 80 Mio. DM 
mitzutragen, stattdessen wollen sie nur insg. 
20 % der auf 425 Mio. DM offiziell geschAtzten 
Sillegungskosten tragen. ZUsAtzlieh wurde von 
Bund und Land gefordert, auf bereits geleistete 
Dar1ehenszahlungen in Höhe von ca. 500 Mio. 
DM zu verzichten. Als Krönung des Ganzen 
verlangten die Atornafiosis die sofortige Geneh­
migung des atomaren Zwischenlagers in Ahaus 
und der geplanten Transportbereitstellungshal­
le ln Hamm-Uentrop. Als Trumpfkane in ihrem 
Erpressungspoker hAlt die THTR-Betreiber­
gesellschaft den öffentlichkeitswirksamen Kon-

mafianur noch auf ihren TodesstoB zu warten. 
Aber weit gefehlt: mit jedem weiteren Tag, an 
dem Ober dieses Gerücht getagt wurde, sattelte 
die HKG gegenOber Bund und Land Nordrhein­
Westfalen eine Forderung nach der anderen 
drauf. ln diesem Erpressungspoker hatten sie 
den Joker in der Hand - den Konkurs der 
THTR-Betreiber Gesellschaft. 

ln den vier Jahren Betriebszeit stand der Re­
aktor wegen häufiger Störfälle die meiste Zelt 
still. Jeder Tag brachte der HKG Ver1uste von 
ca. 900.000 DM ein. ln einem Risikobetelli­
gungsvertraQ von 1983 verpflichteten sich 
Bund und Land, 450 Mio. DM Ausfallkosten zu 
Obernehmen. Dieses Geld Ist längst ver­
braucht. Nachforderungen seitens der Betrel-

ber in Höhe von 550 Mio. DM war die nordrheln- " _ 
westfälische Landesregierung nicht bereit statt 
zu geben. Die Kosten tor Reparaturen und Si­
cherheitsnachrüstungen sind kaum zu kalkulie­
ren. Blieb der HKG nur noch, bei Bundesfor­
schungsminister Riesenhuber, die Stlllegung 
zu beantragen. Über Art und Oauer der Stille­
gung gibt es allerdings verschiedene Ansich­
ten. UrsprOngtich befilrwortete die Landesre­
gierung die sofortige Stillegung und drohte, ein 
erneutes Anfahren des Reaktors nicht zu ge­
nehmigen. HKG und Riesenhuber stellten sich 
eher den ..geordneten ROckzug. vor. Erst der 
•Auslaufbetrieb- und danach die Stillegung: 
Der THTR 300 soll trotz schwerster technlscleer 
MAngel seinen Betrieb filr weitere 2-3 Jahre 
wieder aufnehmen. ln dieser Zelt muß das 
Kraftwerk an ca. 600 Vollasttagen mind. 250 
Mlo. DM erwirtschaften, um einen möglichen 
Konkurs der Belreibergesellschaft abzuwen­
den. Das rechnet sich nur, wenn der Reaktor 
ohne Sicherheitsnachrüstungen wieder in Be­
trieb geht Erst nach dieSer •Auslaufphaaec soll 
der Reaktor bis zum Abklingen der Radioaktivi­
tät in einem Betonsarg eingeschlossen werden. 
An den Abriß der Atomruine wollen die Belrei­
ber erst in 25 Jahren denken. 
Bei Nichterfilllung ihrer Forderungen drohten 

die Setreiber mit dem Konkurs. WAr ja nicht 
schlecht, wenn die Atommafia Pleite ginge, nur 
müßten dann die Kosten fOr die Beseitigung 
und die Entsorgung der •Strahlenden Konkurs­
masse« die Staatskassen allein tragen. Ein­
schluß und Abriß werden nicht gerade billig zu 
haben sein. Die KostenschAlZungen liegen zwi-
schen 425 Mill. bis 2 Mrd. DM. 
Ziel eines in der ersten Maiwoche ausgehan-

.; kurs auf der Hand. Rein formal wird niemand 
• sie daran hindem können, diese auszuspielen, 

denn in ihrem Atomwahn haben die Politiker in 
der Formulierung des Atomgesetzes keinen 
Gedanken an die Regelung zur Stillegung von 
AKW's vergeudet. Eine sogenannte •Durch­
griffshaftung. auf die mllliarden schweren Ener­
giekonzeme, die an der HKG-Pieitegesellschaft 
beteiligt sind, gibt es nicht. 
Selbst wenn der THTR weitere zwei Jahre von 

der HKG betrieben werden kann, wird niemand 
garantieren können, da8 sie sich anschließend 
nicht mit einem Konkurs ihren Verpflichtungen 
entziehen wird. Bleibt also den Politikern der 
Bu~ und Landesregierung einzig das Buh­
len um einen stetigen Konsens mit den Betrai­
bern, diktiert von den Energiekonzemen. 

Für die Zukunft zeigt das Beispiel THTR 300 
sehr deutlich, wie hilflos die Regierungen wer­
den zuschauen mOssen, wie die Atomlobby die 
Preise für die Stillegung von AKW's in die Höhe 
treiben werden. letztendlich ist der Staat nur 
noch als Zahlmeister tordie Altlasten der Atom­
politik gefragt. 
Das Dilemma des THTR in Hamm-Uentrop ist 

nicht zu Ende. Es fAngt erst anl Geht der Reak­
tor ohne Reparaturen wieder in Betrieb, werden 
die Unfallgefahren nicht gerade geringer. Nie­
mand weiß, was dann passieren kann. 
Der Widerstand muß also weitergehen. Des­

halb reagierte die Initiative •Bauern und Ver­
braucher gegen Atomenergie am Donnerstag, 
dem 11.5., mit einer Blockade des THTR. FrOh 
morgens um 4 Uhr zogen sie mit Treckern und 
anderen Fahrzeugen vor das Haupttor, um nie­
manden mehr durchzulassen. Sie forderten, 
-den Schrottreaktor einzumauern.• 
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23. März 89. Zwei Elektro-Chemiker, der Brite Martin Fleischmann von der 
Universität Southhampton und der US-Amerikaner Stanley Pons von der 
Universität Utah in Salt Lake City, zonden eine wissenschaftliche Bombe. 
Mit der Elektrolyse von Schwerem Wasser· einem Experiment, das in Auf· 
bau und Niveau kaum Ober einen Physikunterrichts-Versuch hinausgeht. 
haben sie eigenen Angaben zufolge die Fusion von Atomkernen nachwei· 
sen können. Bei Zimmertemperatur wohlgemerkt. Ist damit die »kalte« 
Kernfusion gegiOckt? 

Im Schulversuch wird die Elektrolyse etwa 
so demonstriert: ln einen mit Wasser gefOII· 
ten Glasbehälter werden zwei metallische 
Elektroden eingelassen, die mit den Polen 
einer Batterie verbunden sind. Solange das. 
Geflss mit chemisch reinem Wasser gefOIIt 
Ist, passiert nichts. Also lässt sich nachwel· 
sen, da~ chemisch reines Wasser den elek· 
trisehen Strom nicht leitet. Die elektrische 
Leitfähigkelt stellt sich erst dann ein, wenn 
man dem Wasser etwas Salz zugibt. Dann 
bilden sich an den Elektroden Gasblasen. 
An der Elektrode, die mit dem Minus-Pol der 
Batterie verbunden Ist, bildet sich Wasser­
stoff. An der anderen Elektrode entsteht 
Sauerstoff. Ein WassermolekOI besteht aus 
zwei Atomen Wasserstoff und einem Atom 
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Sauerstoff. Der Nachweis, das der elektrl· 
sehe Strom Wasset zerlegt, Ist erbracht. 
Dieser Vorgang wird als Elektrolyse be­
zeichnet. 
Das Experiment, mit dem Fleischmann und 
Pons (nicht nur) die Fachwelt ln Staunen 
versetzten, wich von dem Schulbelspiel nur 
ln Einzelheiten ab. Ihre Elektroden bestan­
den aus bestimmten Metallen: Am Minuspol 
der Glelchstromquelle- lag eine Elektrode 
aus dem Halbedelmetall Palladium, am po­
sitiven Pol eine aus Platin. Und der Behälter 
enthielt kein normales, sondern schweres 
Wasser. Wasser also, dessen MolekOJe 
statt Wasserstoff das •schwere« Deuterium 
enthalten. 
Bel Ihren Versuchen, so Pons und Fleisch· 

mann, entwickelte sich an der Palladium­
Elektrode viermal mehr Energie ln Form von 
Wärme als sie fOr den Versuch ln Form von 
elektrischem Strom aufwenden mussten • 
vier Watt gegenober einem Watt. 
Die belden Elektro-Chemiker vermuteten, 
dass diese Energie aus der Verschmelzung 
(=Fusion) von Deuterium-Atomen stammte. 
Ausserdem stellten Fleischmann und Pons 
bel Ihren Experimenten eine dreifach hOhe­
re Neutronen-strahlung fest, als sie dem 
normalen Hintergrund-Pegel entsprochen 
hätte. FOr die Forscher ein weiteres Indiz, 
dass die •kalte• Kernfusion gelungen war. 
Die •Entdeckung• von Pons und Fleisch· 
mann versetzte die Wissenschaftler-Welt ln 
hellen Aufruhr. ln Laboratorien rund um den 
Erdball, von Brasilien bis SOdkorea, von lta· 
IIen bis Kanada, ln der BRD und DDR, wurde 
der Versuch ln gleicher oder ähnlicher An­
ordnung wiederholt. Mit hOchst wider­
sprachlichen Ergebnissen: während einige 
Forscher bel den Experimenten Ihnliehe Ef· 
fekte wie Pons und Fleischmann beobach· 
tet haben wollten, gelang anderen Gruppen 
das nicht. Skeptische Positionen gewannen 
allmählich die Oberhand, nicht zuletzt, weil 
Pons und Fleischmann am 20. April Ihren 



angekOndlgten Aufsatz fOr die renommlert.e 
WJaaenachaftazeltschrlft natu,. zurockzo­
gen. Sie wollten (oder konnten?) die Nach­
fragen der nature-Outachter nicht beant­
worten. 
Obwohl der Artlktl Inzwischen verOffent· 
licht wurde, blieben die belden Wissen­
schaftler nach Auffassung der Kr.ltlker den 
Beweis dafor schuldig, daaa die festgestell­
te Wlrmeentwlcktung tatsichlieh Ergebnis 
einer Kernfusion und nicht einfach einer 
•normalen« chemischen Reaktion, z.B. einer 
Knallga•Reaktlon, war. 
Was die •Entctect<uno• der •kaltenc Kernfu· 
alon tor viele so unglaublich und unglaub­
worcllg machte: ausgerechnet ln der natur· 
wlaaenachaftllch relativ unbeleckten Uni· 
versltlt Utah sollte mit primitivsten Hilf• 
mltteln ein Vorgang vonstatten gegangen 
sein, den steh die hochdottertesten Physl· 
ker der Erde bis dahin allenfalls alslusaerst 
komplizierten Prozess ln einem auf 100 Mil­
lionen Grad erhitzten •Fusionsreaktor• vor· 
stellen konnten! 
SOzuaagen als kOnstllche Kopte dessen, 
was ln der Sonne paulert. 
Auaaerdemm hatten steh ln der Vergangen­
heft alle Meldungen Ober eine •kontrolller· 
tec Kernfusion • Im Gegensatz zur •unkon­
trolllerten•, die bel der Explosion einer w .. 
aeratof fbombe ablluft • stets als petnilehe 
Flops erwiesen. 
Im MlrZ 1951 war der argentinlache Diktator 
Juan Peron vor die Weltpresae getreten und 
hatte Yeft(Ondet: •Die Kernverschmelzung 
Ist gezlhmt. Oie kontrollierte Befreiung der 
Atomenergie wird unserer Nation eine G~ 
ae verleihen, die wir uns heute noch nicht 
vorstellen kOnnen.• 
Kurz darauf 88888n die fahrenden 'Physiker 
des Landes Im Geflngnla, wett sie den Dik­
tator •lrregefOhrt• hatten. 
1958 verlagerte steh der vermeintliche Fu­
alonaachauplatz nach Groaabrltannlen. Ein 
Mann namena John Cockroft, selnee Zei­
chens Direktor des Harweii·Waffen-Labora, 
erkllrte den 400 versammelten Journali­
sten, daaa 88 tn einer Experimenttermeschi­
ne namena •Mighty Zeta• gelungen sei, 
Waaaerstoff auf fOnf Millionen Grad zu er· 
hltzen. Neutronenmeaaungen hltten klarge­
rnacht, dass es zu Fusionareaktionen oe­
kommen sei. 
•FOr Groaabrltannlen Ist diese Entdeckung 
bedeutender als der Sputnik fOr die Sowjet· 
unlon,• erkl~e Cockroft damals. 
Ein paar Wochen aplter muaaten die betei­
ligten Foraeher elnrlumen, daaa ate steh bel 
den Neutronenmeaaungen verzlhlt hatten. 
Nichts war paaatert ln •Might Zeta•. 
Auch um die •Fusionsreaktoren• tat 88 still 
geworden. Glaubte man vor drelaatg Jahren 
noch, die Entwicklung solcher Reaktoren-ln 
denen, wie gesagt, ja nichts weiter als 100 

sion? 

Millionen Grad Hitze erzeugt werden mo• 
sen; von anderen Bedingungen einmal ganz 
abgesehen - stOnde kurz bevor, spekulieren 
die mutigsten Wlaaenschaftler heute auf 
die Mitte des ntchsten Jahrhunderts als fro­
hestes Datum. 
Und jetzt Utah mit der •kalten• Kernfusion 

Wahrend die Debatten Ober die Sertoattlt 
der Versuche von Pons und ~lelschmann. 
anhalten, bleibt ein Aspekt, der wichtigste, 
ln der Offentliehen Dlakuaalon ausgeklam­
mert: Was tat Oberhaupt dran an der Be­
haupt.ung, die Kernfusion ael die •saubenlte 
und unerachOpfllchate Energiequelle aller 
Zeltenc? 
SChileastich wurde vor noch nicht allzu lan­
ger Zelt lhnllchea Ober die SChnellen Broter 
verbreitet, bzw. wird es, etwa ln der.udSSR, 
Immer noch. 
Anders als das Uran, atOnde der •Brenn­
stoff• fOr die Kernfusion, du Deuterium 
nlmllch, tatsichlieh fast unbegrenzt zur 
VerfOguno • als natorltches Bestandtell des 
Waaaera. 
Mit der Steherheft verhllt ea elch dagegen 
nicht ao einfach, wie uns glauben gemacht 
werden 8011. SOwohl ln einem etwajgen zu. 
kOnftlgen •Fuelonareaktor• ale auch bel der 
•kalten• Kernfusion wird starke Neutronen­
strahlung entstehen. Neutronen elnd die 

DtePoncher 
undihr 

Spielzeug 
Mit einer simplen 
Apparatur wollten 

die Chemiker 
Stanley Pons (links) 

und Martin Fleischmann 
die Energiequelle 

der Sonne ins Labor 
holen. 

elektrisch nicht geladenen (•neutralen•) 
Bausteine der Atomkerne. Neutronenstrah­
lung besteht aua schnell tUegenden Neutro­
nen, die bel der Kernspaltung und der Kern­
fusion ln grosaen Mengen fralagesetzt wer· 
den. Neutronenstrahlung Ist die durch· 
achlagkrlftlgate aller Strahlenarten. Das 
helaat, sie durchdringt mohetos zum Bel· 
spiel dicke Blelabachlrmungen.und kann al­
lenfalls durch meterdicke Betonwinde ab­
gefangen werden. Bel •helaaenc wle •kal· 
ten• Fuslonaprozeaaen, die Ober einen L..a­
borrnaaatab hlnauegehen, worde die Neu­
tronenatrahlung die Reaktorwinde und -
Innenbauten Innerhalb kOrzeater Zelt ln 
stark etrahlende Materte verwandeln und 
tor Menschen nicht mehr zuginglieh ma­
chen. 
Einer der Kritikpunkte an dem Versuch· von 
Fletschmann und Pons lautete denn auch: 
Wenn es elch bel diesem Vorgang tatsich­
lieh um eine Kernfusion gehandelt hltte, 
wlre setbat bel der beschriebenen Anord­
nung soviel Neutronenstrahlung entstan­
den, daaa die Foreeher Ihr eigenes Experi­
ment nleht Obenabt hltten. 
R. 
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Internationales 

Bilanz 

3 Jahre nach Tschernobyl 
Atomenergie in der Sowjetunion 

Perestroika und Glasnost werden ln der 
Sowjetunion jetzt auc:b mr die Ökologie 
propagiert. Jilngst Ist von einem sowjeti· 
sc:ben Autorenkollektiv ein Buc:b iiber den 
Umweltsdautzln der UdSSR beraU51egeben 
worden, das Im Untertitel die Frage auf­
wirft: ''Was bedeuten Perestroika und Glas· 
nostfiirdleÖkologle?''(l).AisMaßstabfiir 
eine ökoJoplche Politik wird von den Auto­
ren d1e Parole aUSleben: "Kein neuesTsc:her· 
nobyl!" Man/Frau muß den Autoren ln lb· 
rem positiven Urteil beziigllc:h der Bedeu· 
tung von Perestroika und Glasnost fiir die 
Ökologie allerdings scharf widersprechen. 
Die "Lehren", die jetzt drei Jahre nac:b 

Die Katastrophe: Sieg über 
das Element? 

Die Leistungen der Sowjetunion bei der Be­
kimpfung der Katastrophe von Tschernobyl 
sind sicherlich garnicht hoch genug zu würdi­
gen. Wenn aber heute Boris Stscherbina in 
seiner offiZiellen Bilanz geradezu mit Pathos 
verkündete: "Die Beseitigwtg der Folgen des 
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Tschernobyl ln den sowjetisc:ben Bilanzen 
gezogen we.rden, zeigen das GegentelL 
In der Februarausgabe der Zeltschrift 
"Sozialismus Theorie und Praxis" (STP) 
wurden Auszüge aus einem ln diesem Jahr 
erscheinenden Buch "Tsc:bernobyl: Vorgän· 
ge und Lehren" vorabgedruc:kt. Ein Auto­
renkoUektlv batsich darin vorgenommen, ln 
150 Fragen und Antworten die Katastro­
phe, die Probleme Ihrer Bekimptung und 
Ihre Folgen, In allen Aspekten zu beleuchten. 
Bereitsinder Januar-AusgabederZeltsc:brlft 
"Wissenschaft ln der UdSSR" erschien ein 
Bericht des Vorsitzenden des Ministerrates 
der UdSSR, Borls Stsc:herblna, glelc:bzeltig 

"Vorsitzender der Regierungskommission 
zur Beseitigung der Folgen der Havarie Im 
Kernkraftwerk Tschernobyl", unter dem 
Titel "Tsc:bemoby!: Lebren und Sc:hlußfol· 
gerungen". 
Die Bilanz dieser Verötrentllchungen: 
Tschernobyl gilt als bereits bewältigt. Als 
eine zentrale Lehre wird die Verbesserung 
des Managements ln Vorbereitung auf den 
nächsten Super-GAU ausgegeben. Nicht 
weniger bedenklich: Der lm Zuge von Glas· 
Dost propagierte Dialog mit den Antl-AKW • 
Gruppen verkommt mittlerwelle zur dlffa· 
mierenden Belehrung, mitunter auch sc:bon 
mal mit drobendem Unterton. 

HAA3C 
TOAbKO ll./\SI .... 
nACCA~HPCKOfO 
TPAHCnDPTA 

Straßensperre ln der Katastrophenzone 

Unfalls von Tschernobyl wurden zum Symbol 
des Sieges über das Element!", mußte das den 
Opfern ebenso WJweigerlich wie Hobn in den 
Ohren geldWlgen haben. 
Als Opfer werden in der Sowjetunion nur die­
jenigengezlihlt, die beioderiUICh ihm'Tellnah­
me an der Katastrophe gestorben sind. Nach 
jetzigen Veröffentlic.bWJgen belliuft sich die 
"'Gesamtzahl der Todesopfer" bis zum 1. 1. 
1988 auf 30 Personen. Von ihnen sind 28 an 

akuten Strahlenschiiden gestorben. Mit der 
Diagnose Stnhienlaankheit verschiedenen 
Grades kamen 2~ Personen, die sich in der 
Zone des Havarieblockes befunden hatten, ins 
Krankenhaus .. 193 von ihnen sollen, so die 
sowjetischen Bilanzen, nach einer "Heilkur" 
bereits wieder arbeiten. 16 Personen befinden 
sichnochinBehandlung(STP, Febr.89,S.70). 
Zumindestein weiterer Todesfall istseitdem 1. 
Januar 1988 bekanntgeworden, so daß sichdie 



Zahl der direkten Todesopfer im Rlbmen der 
Bekimpfung der Reütorbtastrophe auf 31 
crböhthat{FAZ,13.2.89). 
Die ganze 'lhgödie von Tschernobyl besteht 
tber auch in den, gemeinhin mit dem verbum­
losenden Wort Spitfolgen benannten Todes­
flllen, Krebserknnkungen und Geburten von 
verkrllppelten Menschen und Tten:n. die die 
sowjetische Gesellschaft noch Ober die nllch­
sren 50 - 70 Jahre schleichend heimsuchen 
werden.DiesfilltSIISdenjetzigenBilanzierun­
genglinzlicbhenus. Lecztlich wirddie Auswir­
kungjeglicherradioaktiver Strahlung unter600 
n:m-die zum sofortigen Tod fühn- und 1mter 
100 - 120 rem -was die offensichtlich nicht 
mehr zu leugnende Folge von Stnlhlenlaank­
heit hervorruft -als vemachlässigbll' hcnmta:­
gespielL Selbst bei d«21 durch 100 -l20rem von 
StnhlenkrankheitBelroffenen wmi«21nochdie 
Heilerfolge gepriesen. Im Juli letzten Jahres 
hattederGesundheitsministerderukrainischen 
SSR noch vezkilndet: "Bei 237 Menschen wurde 
Strahlenkrankheit diagnostizie(t, 209 von ih­
nen wurden geheilt" (Sowjetunion heute, Juli 
88,S.38).1nderheutigenStatistikistdieseZahl 
d«"Geheilten" bereits auf 193 gesunken. 
Völlig ignoriertwirddie Problematikder Nied­
rigstrahlung. Laut Aussagen des Gesundheits­
ministers E. Tschasow betrigtdie W ahrschein­
licblceit einerzusätzlichen Sterberate an Krebs 
inderSowjetunionalsErgebnisvonTscherno­
byiO,Oll %. Das istselbsteine Verhannlos1mg 
dessowjetischen Unfallbericltts,derder IAEO­
Konferc:nz 1986 vorgelegt wmde. Dort wurde 
noch "eine Zunahme der Krebsrate von höch­
srens0,4%"errechneLZuganzanderenZahlen 
kommt der Tschernobyl-Bericht des Heidel­
berger IFEU-Instituts. Ausgeh«21d von den 
Risikozahlen der Internationalen Strahlen­
schutzkommissionerrechnensiefilrdiebetrof­
fen«21 Bereiche der UdSSR eine Zahl von etwa 
30.000 zusätzlichen Krebstoten. Wesentlich 
höhere Zahlen ergibC2l sich nach ihren Anga­
ben bei der Verwendung pessimistischerer 
Risilcozahlen: "SowürdensichmitdenRisiko­
fakton:n von Bertell (1986) 130.000bis 390.000 
Krebserlaankwigen in der UdSSR ergeben" 
(M. Schmidt (Hg.), Das Strahlenrisiko von 
Tschernobyl, IFEU-Bericht Nr. 49, Heidet­
berg 1987. S.49). 
Zu derradioaktiven Strahlung, die über Euro­
paabregnete,heißtesineinerdersowjetischen 
Bilanzen:··'Nach Bereclmungen von Speziali­
sten übersteigtdie größte Strahlungsdosis, die 
auf Einwohner europlischer Linder einge­
wirkt habC2l kormte, nicht die Dosen kosmi­
scher Strahlung beim Flug auf der Linie Paris 
-Los Angeleshin undzurllclt" (STP, Febr. 89, 
S.70). Wird dieGefahrradioaktiver Strahlung 
in niedrigen Strahlungsbereichen in diesem 
Sinne vehement bestritten, so hal man doch 
relativ sorgsam statistische Erhebungen vor­
gC2lOIDJl\en. 
"Es wurden fast eine MillionMenschen unter­
suchL 700.000 davon unter Anwendung ver­
feinerter dosimetrischer Wld Labormitenu­
c:hungC2l"(Sowjenmionheutt, 7/88,S.38). Von 
IDen Penonen, .. die unter~ Beob-

achtung im Zusammenhang mit der Havarie 
stehen", wurde ein Allunionsregista: zusam­
mcngestellL Dieses Register soll mehr als 
600.000 Menschen erfaßt haben. Es enlhilt 
"Informationen über jeden Einzelnen - wo er 
sich im Augenblick der Katastrophe aufhielt. 
wie lange er der Strahlung ausgesetzt Wll', was 
er tat. was die Untersuchung«21 ergaben". Die 
Informationen wurdC2l compurennißig geapei­
chcrt. Aber immer wieder wurde betont: "'ch 
möchtewicdcrholen:Esbestehtkeinegrcifba­
re Gefahr." (Sowjetunion heute, 7/88, S. 39) 
Bei Boris Stschetbina heißt es noch heute: 
"DieumfangreichenUnteuuchungen,dievon 
denEinrichtungendesGesundheitswesc:mJund 
von dermedizinischen Wissenschaftdurcbge­
fühn wurden, und ihre Ergebnisse zeigen, daB 
keinerlei Grund zu Beftlrchnmgen besteht -
weder hinsichtlich einer unmittelbaren Ein­
wirkung der radioaktiven Strahlung noch hin· 
sichtlicltmedizinisch-biologiscber Spitfolg«21 
(merkliches Ansteigen des natürlichen Nivea­
us von Geschwulslkninkheiten, genetische 
Effekte)." (Wissenschaft in der UdSSR, 1189 
S.16) 

Vergessene Opfer: "Unsere 
Tränen sind unversiegbar." 

Gegen diese immer wieder bekriftigten V er­
leugniDlgen von Gefahren, die bereits heute 
einerKonfrontationmitderWuidicblceitnicht 
mehr standhalten, wichst auch in der Sowjet· 
uniondie Kritik. In ihrer Ausgabe vom 14. 
Februar1989berichtetedieZeitschrift .. Mos­
buer Nachrichten" über erste scltrec.lcliche 
Folgen von Tschernobyl (vgl. FR, 16.2.89). 
Das sowjetischeRefonnblatt"MoskauNews" 
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griff diese Berichte noclunal in ihrer April­
Ausgabe 1Ulter der Schlagzeile "Die Monster 
von Tschernoeyl" auf. In den Dörfern des 
Bezirks Narodttscru im GebietSchitomir, zwi­
schen 50 und 90 lan von der Ungllk:bstelle 
entfernt. kommt es diesen Berichten mfolge 
seitTschernobylmfilrchterlichenMi8bildun­
gen. In der Vic:bzuchtlcolchose Petrowski, mit 
350Kühenund87Scltweinennichtsonderlich 
groß, wurdeninnerhalbdes erstenJahresnach 
der Katastrophe 64 mißgebildete Tiere gebo­
rm. ••37Ferkel und27Kilberbmenentweder 
ohne Kopf oder olme Extremitäten. ohne Au­
gen oder ohne Rippen auf die WelL In den 
erstenneunMonatendes darauffolgendenJah­
res 1988 gab es 76 Mißbildungen: 41 Ferkel 
und 35 Kälber." Zwn Vergleich: "In den fUnf 
Jahren vor Tschemobyl wurden. hier insge­
samt drei Mißgeburten unterden Ferkeln regi­
striert. Bei den Kilbern gab es überhaupt kei­
ne:• Auch die Menschen sind betroffen. Aus 
denStatistilcendesmediziniscltenDienstesim 
Bezirlc. geht hervor, daB die Krebserkrankun­
gen, insbesondere der Mundwege und der 
Speiseröhre. sich im Jahresdurchschnitt ver­
doppe.lthabC2l. "MehralsdieHllftederKinder 
in diesem Bezirlc. weist Schilddrüsenerkran­
kungen _auf." Den Frauen wird "von einer 
Schwangerschaft abgeraten." 
Hll'tt Kritik wird in dcnt Artikel an den ofli­
ziellenStellengeübt.DasnachTsehernobylin 
Kiew gegründete "lnstirutzur Erforschung der 
Strahlenwirlcung in der Landwirtschaft'' habe 
an den Geschehnissen "kein besonderes Inter­
esse" gezeigL "Einige Kadaver der mißgebil­
deten Monster haben si sich angesehen und 
dann erklirt, solche Mißbildungen könnten 
die verschiedensten Ursachen haben", be­
schwerte sich. der Tierarzt des Bezirks. Die 
leitendenMitarbeiterdes Gesundheitsdienstes 
der Ukraine würden immernoch beteuern, "es 
bestehe keinerlei Gefahr", gleichzeitig aber 
denBürgerlnnen, die sich untersuchen ließen, 
die genauen Ergebisse vorenthalten. 
Die offizielle Ignoranz, Verheimlichung und 
Beschwichtigung haben System. In der Ein­
grenzung der Opfer auf die Heldinnen der 
Bekämpfung der Katastrophe und in dem 
Gedenlcennurdieser heldenhaften Opfer,lcann 
Tschernobyl als bewiltigtgelten und alsabge­
schlossen aufgearbeitet werden. Das Leiden 
der Opfer, deren verzweifelte Olmmacht nicht 
in Heldenverehrung überspielt werden kaJUl, 
wird so auch in der SowjetlUlion individuali­
siert Das kollektive Wissen um diese ()x:.fer 
bleibt in Bürolcratenschubladen verscharrt. 
Selbstbeidenjetzt31 Toten wurdenochsorg­
sam unterschieden. Helden der Sowjetunion -
das sind nur die Feuerwehrleute von Tscller­
nobyl: W. Prawik.. V. Kibenok,N. Wastschulc, 
W. lgnatenko, N. Titenok und W. TlStschura. 
Über die anderen 25 Toten, Angehörige des 
Personals des AK.W Tschernobyl, die in der 
tragischen Nacht Seite an Seite mit den Feuer­
wehrleuten um die Eindirnmung der Katastro­
phe geleimpft haben, wird der Mantel des 
Schweigens gehüllL Sie umgibt, "ein imaginä­
res Tabu", wie es in eincnt Brief heißt. den 
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Angehörige des Personals, die in der Nacht 
zum 26. April1986 mit dabei waren, Teilneh­
mer des Katastropheneinsatzes, sowie Fami­
lienangehörige, an die "KomsomolskajaPraw­
da" schrieben und in dem sie ihren Schmerz 
über dieses Schweigen zum Ausdruck brach­
ten. Sie forderten den Bau einer Gedenkstätte 
mit den Namen aller Toten. 

"Schmutzige Dörfer." 

Wie wenig die derzeitigen Versuche einer Bi­
lanzierung als abschließend gelten können, 
zeigen auch die widersprüchlichen Zahlen, die 
es immernoch zu den von Evakuierungen be­
troffenen Menschen gibt. In der Veröffentli­
chung der sowjetischen Autoren zum "Um­
weltschutz in der UdSSR" ist vage von "mehr 
als 100.000Menschen"dieRede.(S.140)Nach 
anderen Angaben waren "150.000 Menschen 
aus 180 Dörfern von Evakuierungsmaßnah­
men betroffen. (FAZ, 11.10.88) Die sowjeti­
schen Umweltexperten sprechen allerdings in 
ihrem Buch an anderer Stelle davon, es "wur­
den in einer 30 km weiten Umgebung von 
Tschernobyl 600 Dörfer evakuiert" (S.122), 
was eine völlig unglaubwürdige Zahl für ein 
derartiges Gebiet ist. 
Boris Stscherbina umgeht dieses Problem, 
indem er gar keine Zahlenangaben macht. In 
seinem Bericht heißt es lediglich: "Entspre­
chend dem festgelegten Plan wurde am 27. 
April die Bevölkerung aus Pripjat evakuiert, 
wohauptsächlichBetriebspersonalundBauar­
bei_ter des Kernkraftwerkes mit ihren Familien 
wohnten. Entsprechen der Strahlensituation 
wurde auch die Evakuierung der Bevölkerung 
aus der 30 km-Zone vorgenommen." 
Ober Berichte in sowjetischen Zeitungen wur­
de neuerdings dementgegen bekannt, daß es 
nicht nur in der 30 km-Zone Evakuierungen 
gegeben hat, sondern auch in den über 25o km 
entfernten GebietenGomel undMogiljow, was 
eine Erldärung für die unglaubliche Zahl von 
600 Dörfern sein könnte. In zwei zu "ökologi­
schen Sonderterritorien" erklärten Zonen die­
ser Gebiete mußten die Menschen ihre Dörfer 
verlassen. Betroffen waren 24.700 Einwohner 
aus 107 Dörfern. (FAZ, 13.2.89) Stimmt die 
Angabe der sowjetischen Autoren über 600 
evakuierte Dörfer, müssen auch noch in eini­
gen anderen Gebieten Evakuierungen stattge­
funden haben. 
Viele dieser Menschen werden niemals wieder 
in ihre Heimatdörfer zurückkehren können, da 
eine Dekontamination undurchführbar ist. 
Sogenannte "schmutzige Dörfer" wurden in 
"Grabhügel" verwandelt. In diese "Grabhügel" 
wurde alles das getan, was verseucht war -
Autos, Feuerwehrmaschinen, Ausrüstungen, 
Häuser. Auch die Stadt Tschernobyl, wo etwa 
10.000 Menschen lebten, soll auf Anordnung 
der Behörden abgerissen werden. (FAZ, 
11.10.88) Das Leid und die Not, die mit den 
Evakuierungen und Umsiedlungen verbunden 
sind, bleiben gänzlich unerwähnt. Gerade aus 
diesen Erfahrungenheraus wurdeabervon den 
Betroffenen der Katastrophe das Bild geprägt, 
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das wäre "wie Krieg", sie fühlten sich erinnert 
an den Überfall der deutschen faschistischen 
Truppen, als sie ebenfalls aus ihren Dörfern 
ffiehenmußten. 

Brief in Erinnerun~-: an T~chernoh~·J. 

"kh bin aus Pripjat, d..:r sd1iinst..:n Stadt d..:r 
Enk. llns..:r..: Triin..:n sind unv..:rsi..:gbar. Das 
Sdtw,·ig..:n iih..:r Pripjatund s.:in..: Einwohn..:r, 
di..: fast üh..:r das gant..: Land v..:r~tr..:ut sind. 
la~t..:t auf uns wi..: ..:in..: Grabplath:. 
Vid..: M..:usdt.:n aus uns..:r.:r Stadt arb..:it.:n auch 
h.:ute uoch in d.:r Zon..:. Uud wie vidc aus 
Pripjat, di..: in d..:n ..:rst..:n Monat..:n..:in.:: griil.kr..: ' 
Dosis abbckomm..:n hah..:n, quiikn 'id1 heut..:. 
weil sie ihren Li..:hlin;:sh..:rufnicht m..:hr.;nt\ü-
h~u dürku. . 
Mau ;:iht "id1 Miih<:, uns nicht tu h.:mcrkcn. 
oder man sagt: "\Vas wollt ihr nodt'! Ihr s-:id 
satt. habt Kkidung: uml Schuh..:." Ab~rdas H.:rt 
HiBt sich nicht .:inkkid.:n, und Kidder v~nnii· 
gen ..:s nidll unsere Sorgen um di..: Zukunft 
unserer Kinder zu vertreiben. W..:kher Mutter 
bricht nicht das Hert, wenn sie im Rus etwa 
folgendes Gespräch fremder Mensch.:n hiirt: 
"Er ist ..:in gtlln Bursch..:, ah.:r ich hab~ nKiu..:r 
Tocht..:r v~rhot.:n, mit ihm tu g..:hen. Er ist ja 
aus Tsch.:mobyl, und wir miiduen g:.:sund..: 
Enkel." 
Wir haben uns an sok:hcs G.:r..:d.: g,:wiihnt, 
obwohl-:" -:in..:mj~·dc~mal..:in..:n Stich ins Herz 
gibt. Wir wolkn nur ..:ins: D..:r 26. April soll 
Ged.:nktag sein, und di~ J>ripjatersolkn sich an 
ein.:m hestinunt.:n Ort trdf.:n kiinnen. Wirkben 
jetzt in v..:rschicden.:n Städt.:n und Dörfern. 
Im Hinblil·k auf materielle Hilft.: und andere 
Alltagsfrag.:n ist hei uns alks in Ordnung. Aber 
es tut w.:h. w..:nn man hiirt: "Da wolkn sie 
schon wied.:r V .:rgünstigungen hah..:n ... Die 
Uneigennüt1.igk.:it und die Sorg..: des Staates 
um uns w..:nkn von einem ..:in1.ig~n Rümkra· 
t..:n, wcnkn durch Grimass..:uzunicht..: gcmad1t. 
Aber hol si..: alk d.:r T euf.:l! 

Vi.:kn Dank und alksGute 
Sintsdmk 
Dn.:pnlpdnlwsk 

(aus: Sowj..:tunion heute, April 19XX) 

''Beschleunigte Entwicklung 
der Kernenergetik." 

"Ungeachtet(!) der Havarie im KKW Tscher­
nobyl'', heißt es bei Boris Stscherbina, ändert 
sich die strategische Linie der UdSSR zur Ent­
wicklung der Kernenergetik nicht. In Überein­
stimmungmitdem Energieprogramm wirdder 
Bau von Kernkraftwerken und Kernheizwer­
ken in unserem Lande fortgesetzt."- Ungeach­
tet! Offener läßtsich dierücksichtslosigkeitdes 
weiteren Ausbauprogramms nicht bekennen. 

Das bedeutet, daß nicht einmal mit Tscherno­
byl auch nur einen Augenblick in Betracht 
gezogen wurde, diesen wahnwitzigen Ausbau 
zu übenlenken. "Hauptbestandteil des. sowjeti­
schenEnergieprogramms", so Stscherbina, "ist 
die beschleunigte Entwicklung der Kemener­
getik. Ab 1990 werden die Kernkraftwerke 
praktische den gesamten Zuwach$ an der Er­
zeugung von Elektroenergie im europäischen 
Landesteil abdecken." Dieses Programm der 
beschleunigten Entwicklung istdas PrOgramm 
der Perestroika, so wie es vor Tschernobyl 
konzipiert worden ist! Eine Perestroika nach 
Tschernobyl gibt es nicht. 
Die sowjetischen PlanUngen sahen im laufen­
den Fünfjahresplan von 1986 bis 1990 vor, 
rund 40.000 MW Kernkraftwerksleistung neu 
in Betrieb zu nehmen, was ungefähr eine V er­
doppelung derinstallierten Kraftwerksleistung 
von 27.245 MW (1985) auf ca. 66.700 MW 
(1~)bedeuten würde. (atw, 7/88,S. 314und 
Energija4/85, S.18) Diese Planungen werden 
aufgrund des Tschernobyl-Unfalls nicht ganz 
eingehalten werden können. Die Zahl der seit 
TschemobylneuinBetriebgegangenenAtom­
kraftwerke ist allerdings trotzdem erschrek­
kend. Im Jahr der Reaktorkatastrophe gingen 
fünf Kraftwerksblöcke neu ans Netz. Davon · 
sind vier Blöcke mit Druckwasserreaktoren je 
1.000MW dessowjetischen Typs WWER 1000 
(Nikolajew 3, Saporoschje 3, Kalinin 2 und 
Rowno 3), der Block lgnalina-2 mit einem 
1.500 MW-RBMK-Reaktor, einer vergrößer­
tenVariante des in Tschernobyl verunglückten 
Reaktors, ausgestattet.(atw, 6/87, 314) Auch 
im darauffolgenden Jahr 1987 wurden vier 
weitere AKWs fertiggestellt. In den neuen 
Bilanzierungen heißt es stolz: "1987 sind in 
Kernkraftwerken4,5 Mio. KWEnergiekapazi­
täten in Betrieb gesetzt worden. Der Bau einer 
Reihe von KKW nimmt seinen Fortgang. Das 
weitere Programm zur Entwicklung der Keme­
nergetik für die Zeit bis zum Jahr 2000 ist 
festgelegt worden." (STP, Febr. 89, S.73) Die­
ses Programm sieht statt der bisherigen Ver­
doppelung bis 1990 eine Verdreifachung der 
Leistungskapazitätvon35.000MW(1988)auf 
über 100.000 MW bis zum Jahr 2000 vor. 
Erreicht werden soll diese Steigerung durch 
den Bau von 4 bis 6 neuen AKWs und die 
Erweiterung der bestehenden Anlagen um 
zusätzliche Blöcke. (Wirtschaft des Ostblocks, 
20.1.89) 
Zusätzlich soll der Übergang zuneuen Genera­
tionen von Kernreaktoren vorangetriebeJi. wer­
d~. In B jelojarsk ist ein 800 MW Brüter in 
Bau. Die Entwicklungsarbeiten füreinen 1.600 
MW Brüter werden vorangetrieben. Neben 
einem Ausbau der Brütertechnologie geht es 
um die Einführung von Hochtemperaturreak­
toren. 

Soviel ist sicher: Mit diesem beschleunigten 
Ausbauprogramm marschiertdie Sowjetunion 
auch beschleunigt dem nächsten Super-GAU 
entgegen. So ungeheurlich das klingt, daß das 
die Lehre aus Tschernobyl sein soll, in der 
sowjetischen Atombürokrape wird ein neues 
Tschernobyl bewußt einkalkuliert. Boris 



Stscherbina: "Wie die Ereignisse im Kraftwerk 
Tschernobyl zeigen, kann unabhängig von 
sorgfaltigen Maßnahmen zur Unfallverhütung 
durch mechanische Schäden oder durch Fehl­
handlungen des Reaktorpersonals etwas Un­
vorhergesehenes geschehen. Deshalb besteht 
eine der wichtigsten Lehren darin, daß für die 
Gewährleistung der Sicherheit die Aufmerk­
samkeitgleichermaßen der Havarieverhütung, 
wieder Verringerung eventueller Unfallfolgen 
gewidmet sein muß." So ist die Aufmerksam­
keit bereits heute auf die Verbesserung des 
Managements in der nächsten Katastrophe 
ausgerichtet. Auch wenn Stscherbina ein glei­
chermaßender Katastrophenverhütung wiedes 
Katastrophenmanagements betont: Konkretsind 
die·Mehrzahl der eingeleiteten Maßnahmen 
nichtetwa solche der"Unfallverhütung" durch 
verbesserte Sicherheitsvorkehrungen, sondern 
lediglich solche, die den Ablauf des nächsten 
Super-GAUs aus der Sicht der Bürokraten rei­
bungsloser gestalten sollen, z.B. indem ihnen 
ein "prognostizierendes und Empfehlungen 
gebendes Informations- und Entscheidungssy­
stem" an die Hand gegeben wird, mit dem "die 
operative Versorgung von Spezialkräften mit 
Informationen über mögliche Szenarien, nach 
einer Havarie" gewährleistet werden soll. 

Internationales 

STANDORTE 
DER KERNKRAFTWERKE 
IN DEN RGW-LÄNDERN 

Anti-AKW-Protest in der 
Sowjetunion. 

Dem beschleunigtenAusbau der Atomenergie 
steht seit Tschernobyl ein wachsender Protest 
der Bevölkerung entgegen. In verschiedenen 
Republiken haben sich Bürgerinitiativen gebil­
det.In der ukrainischen, litauischen \Uld molda­
vischenSSRsowieinOdessaundNowosibirsk 
sindsie in der Assoziation "Zelenij Swit" (Griine 
Welt) zusammengeschlossen. Die Mitglied­
schaftumfaßt, wie es heißt, Wissenschaftlerln­
nen, Schriftstellerinnen, Joumalistlnnen, Leh­
rednnen, Vertreterinnen der Kirchen und Stu­
dentinnen. Arbeiterinnen kommen in der Auf­
zählung, wie immer das auch zu erklären ist, 
bemerkenswerterweise nicht vor. 
Eine regelrechte Kampagne gibt es gegen den 

Bau des AKW Aktasch auf der Krim. Hier 
geriet auch der stellvertretende Ministerrats­
vorsitzende Boris Stscherbina heftig ins Feuer 
der Kritik. Unter seiner Leitung war von einer 
Kommission ein seismologisches Gutachten 
zu den geophysikalischen Standortbedingun­
gen erarbeitet und dann unter Geheimhaltung 
gestellt worden. (NZZ,16.7.88)Zehn Wissen­
schaftler haben nun in einem von der Prawda 

Ja. 
8ihbftto -
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veröffentlichten Artikel das Ergebnis dieser 
Expertise enthüllt. Darin wird bestätigt, "daß 
das Kraftwerk in einem erdbebengefährdeten 
Gebietgebaut wird". (Wut:schaftdes Ostblocks, 
8.2.89) In einer Unterschriften-Sammlung 
haben sich über 287.000 Bürgerinnen gegen 
den Bau des AKWs ausgesprochen. (FAZ, 
14.9.88) 
Der Protest in der SSR Litauen wendet sich 
insbesondere gegen den Ausbau des Kraft­
werks Ignalina um einen 3. Block. Auch in 
dieser Auseinandersetzung geht es vorrangig 
um die Frage der Erdbebensicherheit. (Wirt­
schaft des Ostblocks, 6.1 0.88) In Wilna sollen 
150.000 Menschen gegen den Ausbau des 
AKWs demonstriert haben (Welt 21.12.88) In 
Gorki nahmen 2.000 Personen im Stadtzen­
trum an einer Kundgebeung gegen ein geplan­
tes Kernheizwerk teil. ÜberdenBau soll, so die 
zentrale Forderung, in einemgesamtstädtischen 
Referendum abgestimmt werden. Bereitsmehr 
als 25.000 Einwohner haben sich für dieses 
Referendum ausgesprochen. (Moskau news, 
Nr.9, Sept.88) 
Insgesamt scheint der Protest bisher gemäßigt 
und lokal begrenzt zu bleiben. Eine grundsätz­
lichere Kritik der Atomenergie ist nur spora­
disch zu hören. In dieser Beziehung sticht ein 
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Artikel des Juristen und Dozenten der Akade­
miedes sowjetischeR Jnncnministe:riums, Kur­
kin. in der Zeitung .. Moskauer Komsomolze" 
vom 10.11.88 hervor. Dart bez.eiclmetc er die 
Nutzung der Atomenergie als eine .. iußerst 
lmgwihrende Vennin1mg der eigenen Erde 
mitAt.cllnSprCngladungcnlqSII1lerWirlrung". 
Oarilberhinaus rllgte Kurlän, da8 in der So­
wjetunion die wirlclicllen Probleme der Atom­
energie weitcrlün " im Schatten" gelassen wtir­
den. Dazu zlihlte er vor allem die radioaktive 
Stnhhmg., die Wicdcnufarbeitung und die 
Lagerungdes Atcmmmls.&stmals wurdedamit 
der Bramstoffzyklus in der Atomenergienut­
zung insgesamtlcriti8Ch in den Blick genom­
men. AbschlieBend stellteerdieFnge? "Sollen 
wir wirklich behördlichen Interessen zuliebe 
amRandedesSelbstmordsbalancieren?"(vgl. 
FR, 11.11.88) 
Im Allgemeinal bleibt die Problc:matisienmg 
allerdings weit wtterbalb der Schwelle grund­
sitzlicherAKW-Krilik.DerpromincnteScluift­
steller, Kommunist 1md AKW-Kritiker Jurij 
Stscherbak, Autor der "PrQcok.olle einer Kata­
slrophe", sagt z.B. von sich: "Ich bin kein 
Revolutionir, der sagen wird: Jetzt muß man 
alle AKW a.bstellen." (WCYZ, Nr.42'-21.10.88) 
Und a.uch der belorussische Schriftsteller Ales 
Adamowitsch, der ebenfa.lls zu den prominen­
teren Kritikern zlihlt, beschrinkt seine Kritik 
a.uf die Errichtung von Atomkraftwerteen "im 
dicht besiedelten europäischen Teil der So­
wjetunion".(MosbuNews6/88)Einewei~ 
Variante, mit der die Auswirkungen von Un­
fällen wie in Tschernobyllediglich begrenzt 
werden sollen, ist der V orschla.g des sowjeti­
schen Vatcn der Wasserstoffbombe, Andrej 
Sacharow,Atomkra.ftwerlcezukilnftignurnoch 
wtte:rirdisch zu bauen. Dieser Vorschlag -der 
in der SU auch bereits als AKW -Kritik zählt­
wurde jüngst von dem populiren Reformer 
und Sieger bei den Moskaue:r Wahlen zum so­
wjetischenDeputiertenkongrcß, BorisN. Jel­
zin a.ufgegriffen. 

Erste Brüche im Ausbau­
programm? 

Sehr euphorisch wurden die Erfolge der Be­
wegwtg in der jüngsten Ausgabe der "atom" 
bewertet. Dort hieß es: Angesichts der "Ent­
scheidWlgen der SU in den letZten Monaten, 
AKWs nicht (weiter) m bauen, stillmlegen 
oder andere superidiotischeGroßprojektc, wie 
z.B. die Umleitung von Flüssen zur Bewässe­
rung südlicher Regionen (Wolga-Schograi­
Kanal) zu st.oppm", müsse sich schon gefragt 
werden: "Wo hat es hier jemals etwas Ver­
gleichbares gegeben? In Wyhl und am Box­
berg. Out. Aber Brokdorf, Kalkar, Wacken­
dorf, Gorleben ... " (atom, Nr. 25, S.45) 
Bei einer genaueren Betrachtung der Fakten 
hilt solche Euphorie der Realitil nicht stand. 
Bisher ist in der Sowjetunion aufgnmd von 
Tschernobyl und des sich in der Folge ent­
wickelnden Protests lediglich ein einziges 
AKW - das im mnenischen Erdbebengebiet 
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stehende 815 MW AKW Oktemberjem bie 
Mezamor - stillgelegt worden. Bei allen m­
dcrnEntscheidungenhmdeltessichnichtetwa 
mn Stillegwtgen la.ufendcr Anlagen, sondern­
je nach dem Stand der Arbeiten - wn Ba.uein· 
stelhmgen oder auch nur wn zeitweilige Bau­
stopps, wobei fUr eingestellte Bauprojekte 
ausdrik:klich Ersatzstandorte gesucht werden. 
Teils geht es lediglich wn die Einstellung von 
Plmwtgen. 

InsgesamtsindinderSowjetunionnachTscher­
nobyl - wie gesagt bei Ezsawuche- sechs 
Projekte zum Bau von Atomkraftwerlccn ge­
strichen worden. Baueinstell~gen gab es da­
bei in Aserbeidschan, Odessa. Krasnodar Wld 
Minsk. Bei zwei der sechs gestrichenen Pro­
jekte handelt es sich lediglich um die Aufgabe 
von Planungen fOr Erweitc'rongsbaUlen,sovor­
gesehen fürein AKW in Georgien und das jetzt 
stiDgelegteAKWOktemberjem..DerBaustopp 
ftlrden.driuen Block des AKW lgnalina in der 
lilauischenSSRistnurbefristet.(NZZ.5.9.88) 
Im Vergleich m den "gestrichenen" Projekten 
wird an 15 weiteren AKW-Baustellcn die 
Arbeit fortgeführt. (Handelsbla.n. 27.12.88) 
Wederdas sowjetische W ackc:ndorfim Aum­
zentrum Kyschtym bei Tschelja.binsk, noch 
das sowjetische Gorleben, oder die sowjeti­
schen Kalkars in Schewtschenko Wld Bjelo­
jarsk oder sonstwo stehen derzeit Uberhaupt 
zUr Diskussion. 

Akzeptanzförderung und 
Drohungen. 

Dieersten Erfolgedersowjetischen Anti-AKW­
Beweg1mgsindnebenderStillegwtgdesAKW 
Oktemberjem in Armenien deruit vor allem in 
der öffentlichen Thematisierwtg wtd Proble­
ma.tisierwtg der Nutzung der Atomenergie in 
der Sowjetunion zu sehen. Dabei muß die 
Ungleichgewichtigkeit der cntgegengesetzten 
Positionen klar gesehen werden. Während aus 

den Reihender AKW-Kritikerinnen bishereine 
grundsälzlicheGegnerlnnenschaftzur Nt.ltZUDg 
der Atornenc:rgie bum vernehmbar ist, wild 
vondenHCIDCbendenweitcdünderwtgebran­
ste Ausbau des Atomprogramms propagiert 
\Dld auch real vorangetrieben. 
Der im Zuge von Glasnost gleichcrmaßcn 
propagierten Dialog mit den Kritikerinnen der 
Atomcnergienutzung wird rein Wlter Motiven 
der A.ltzeptanzmrdc geftlhrt. ~bezüg­
lich Tschernobyls heißt es bei Boris Stscherbi­
na.: "Die eingehende Behandlwtg der Ereignis­
se von TschcmobylindenMasscnmcdienbnch­
te\Dlbestreitbaren N~ vor allem zurScha.f­
fung einer Atmosphire des Verstlndnisses 
seitens der sowjetischen Bürger. Sie cnnög­
lichte ihnen die richtige Einsicht wtd das Be­
greifen dieser Ereignisse." Die Abldmung der 
Atomenergie ist für Stscherbina a.uch nach 
Tscbc:mobylrationalnichtbegrilndbar.Daßein 
TeilderBevölkerwtg"sofortdemBauvonKer­
nanlagen einen regelrechten Krieg erldiiren" 
wollte. erklärt sich ihm nur aus emotionenund 
Unwissenheit. "Emotionen werden meistdurch 
ungenilgendelnformationenlDldlnkompetenz 
genährt( ... ) Unwissenheit ruft bei jeder Sache 
Widerstand gegen das Neue hetvor. Voreinge­
nommenheit, Gerilchte, Geschwätz und Ver­
zerrungen der wirklichen Verhältnisse schaf­
fen Gegner der Kemenergetik." 
Der Ton der in der Zeitschrift " SCYZialismus 
Thcarie Praxis" gegen Kritikerinnen angeschla­
gen wird, ist noch einen Ton schärfer als bei 
Boris Stscberbina. AKW-Kritikerlnnen wer­
den als vom "Rummel, den westliche Massen­
medien nach der Havarie im Kernlcraftwerlc 
Tschernobyl aufgezogen hatten", Verführte 
abgestcmpelL Diese Menschen seien "Draht­
ziehern der antisowjetischen Kampagne, die 
das Ausmaß der Katastrophe und ihrer Folgen 
auf jede Weise aufbauschten" aufgesessen. 
(STP, Febr., 89, S.74) Hier scheintdieAbqua­
lifizierung schon einen drohenden Unterton zu 
bekommen. 
Es wire schreclclich, wenn die letzte "Lehre" 
ausTschemobylseinsollte,da8AKW-Gegne­
rinnen, insofern sie sich als "wtbeleh:rbar" 
erweisen, zu Feinden der Sowjetunion c:rklirt 
werden. So würde auch die letzte Hoffmmg, 
daß sieb eine Tra.gödie wie die von Tschmobyl 
nicht zwangsläufig zu wiederholen braucht 
zunichte gemacht. Denn auch in der Sowjetuni­
on ist die einzige Gewähr dafür, daß es kein 
neuesTschernobylgebc:nwirdderAusstiegaus 
der Atomenergie. Undauchinder Sowjetunion 
wird dieses Ziel bei dem derzeitigen Stand der 
Dinge nur über einen wachsenden und sich ra.­
dikalisiemtden Widerstand gegen die Herr­
schenden in ihrem atomaren Wahn durchsetz­
barsein. 

Anmerkuna: 
(1) J.P, Lebedinskij, P.M. Potrawnij, B.E. 
Krasnjanskij: Umweltschutz in der Sowjetuni­
on. Was bedeuten Perestroika Wld Glasnost fUr 
dieÖkologie?,HamburJ 1989 

Relnbard Karsten 
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Leserbrief zum (Anti)Atom-Seminar Grüne/KPdSU 
ZUgegeben, auch mich hat der diskrete 
Charm der graubeanzugten Herren zeltwel­
lig beeindruckt, auch Ich war verblOHt Ober 
'die Glasnost, mit der sich Vertreter des 
Energieministeriums und der Akademie der 
Wissenschaften vor unseren Ohren kabbel­
ten. Wesentlicher fors vorlauflge Faclt Ist 
aber die unter der verblndllcherrOberflache 
sporbare stahlerne Entschlossenheit, trotz 
Tod, Teufel und Tschernobyl weiterzuma­
chen wie bisher. Das erinnert an das mal 
vielzitierte Wort eines weiland CDU­
Abgeordneten StOcklen: "Wir lassen uns 
auch durch den besseren Sachverstand der 
Opposition nicht von unserer Meinung ab­
bringen". 
Aber Im Grunde schlimmer: Die sowjeti­
schen Gaste zeigten ein Urvertrauen ln die 
herrschende westliche Wissenschaft und 
Technik, an der all unsere Kritik fast ganz­
lieh abprallte. Das liegt, glaube Ich, daran, 
daß es ln der Frage der wissenschaftlichen 
Grundlagen und Ihrer gesellschaftlichen 
Pragung um mehr geht als "nur" um Atom­
energie: 
ZUr Schaffung des Soziallsmus wird ver­
langt, daß es der Gesellschaft gelingt, sich 
die moderne Entwicklung von Naturwissen­
schaft und Technologie zu subsumieren. 
Wenn die naturwissenschaftlichen Denkfor­
men und der technologlache Aspekt der 
Produktlvikratte sich aber der geschlchts­
materlallstlschen Betrachtungswelse we­
sensmaßlg entziehen, so Ist eine solche 
Subsumtion unmöglich. Dann geht die heu· 
tlge Menschheit nicht dem Sozialismus, 

sondern der Technokratie entgegen, einer 
Zukunft also, ln der nicht die Gesellschaft 
Ot)er die Technik, sondern die Technik Ober 
die Gesellschaft herrscht. Wenn es dem 
Marxismus nicht gelingt, der zeltlosen 
Wahrheitstheorie der herrschenden natur­
wissenschaftlichen Ert<enntnlslehren den 
Boden zu entziehen, dann Ist die Abdan· 
kung des Marxismus als Denkstandpunkt 
eine bloße Frage der Zelt. Und dies Ist nicht 
nur mit Geltung fOr die westliche Welt ge­
sagt, wo das technokratische Denken sich 
auf dem Positivismus stotzt, es gilt kaum 
weniger fOr manche sozialistische Llnder, 
ln denen der Technokratie Im Namen des 
''dl,lektlschen Materialismus" ,gehuldigt 
wird. (Aifred Sohn-Rethel, Geistige und Kör­
perliche Arbeit, S. 16) 
Das totale Unverstandnie auch nur solcher 
Problemstellung zeigte sich ln Professor 
Frolovs, des Delegatlonslelters, Gegenfrage 
an mich, ob Ich bezweifle, daß die Formel 
E = mc2 auch Im Soziallsmus gelte. (Wobei 
Obrlgens zu problematisieren ware, dies am 
Rande, ob Begriffe wie Energie, Geschwln· 
dlgkelt, Masse Oberhaupt die angemesse­
nen torein wlrt<llches Verstandnls der Wlrt<­
llchkelt sind. Immerhin sollte mensch sich 
erinnern, welche Abgronde schon Im Begriff 
der Geschwindigkeit lauern, wenn mensch 
an Zenons Paradox vom gleichzeitig beweg­
ten und doch ln jedem Moment ruhenden 
Pfeil denkt, oder sich vergegenwartlgt, daß 
Goethe mit seinen alternativen Begriffen ln 
groBen Bereichen der Farbenlehre gerade 
so gut oder gar besser fahrt als Newton.) 

Blocbde vor dem AKW-WOrga ... n (Foto: Ulla L.Othje) 

Wenn Voraussetzung for wlrt<llch .ausrei­
chend tiefgreifenden Wandel Im Umgang 
der Menschen mit der Natur die Aufhebung 
von Warentausch und Privateigentum, also 
der von Mjrx bestimmte Kommunismus, Ist, 
dann gre(tt natornch alle Perestroika nicht 
nur zu kurz, sie geht sogar Im Kern ln die fal­
sche Richtung. Woflel freilich die vergrößer­
te politische Bewegungsfreiheit auch einer 
linken Opposition ln der SU ein begrOBens­
werter Effekt ware. Denn die haben die VOI· 
ker der Sowjetunlon, -voran die Arbeiter, 
wahrlich nötig, wenn sie "den Oktober zu­
rockholen", will sagen fOr den radikalen 
Neubeginn wieder die Voraussetzungen 
schaffen wollen. 
Wer weniger tief umwalzen will, der ver­
kennt, daß ln der heutigen SU zwar nicht 
einfach Kapitalismus und Neue Bourgeoi­
sie herrscht (da war unsere Analyse der 70er 
zu schlicht), aber doch eine Formation, die 
keinen Deut besser Ist als der Kapitalismus, 
und die mit diesem gemein hat, daß sie auf 
der Ausbeutung von Arbeitskratt basiert. 
Wann wie und von wem die Welchen falsch 
gestellt wurden, darOber kann mensch treff· 
llch streiten und muß mansch auch, um die­
se Fehler ln der "Zweiten Runde" zu vermel­
den - bzw. wir hier ln der ersten! - daß 
aber fOr den fundamentalen Wandel der 
Kampf um Ökologie und auch Atomenergie 
eine wichtige Rolle spielen wird, steht zu 
hoffen und zu erwarten. 
Ob die Fortfohrung des Seminars ln Moa­
kau dazu etwas beitragt, wird letztlich das 
Faclt bestimmen. Jena Scheer, Bremen 
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Uran 
gesellschaftl 

Frankfurt 
am 
Baker Lake/ 

Kanada 
Der Ort Baker Lake liegt im Norden Kanadas 
in arktischem Gebiet, genauer gesagt im 
Osten der Provinz der Nordwest-Territorien. 
Hier leben etwa 1.000 Menschen, von denen 
viele wie ihre Vorfahren als Jäger, Fischer und 
Sammler ihren Lebensunterhalt bestreiten. 
Nun will die Zivilisation in Gestalt internationa­
ler Firmen Uran in einem Gebiet fördern, wel­
ches von den Inuit seit Generationen bewohnt 
wird. (Die Eskimos bezeichnen sich selbst als 
Inuit, was Mensch bedeutet, daher verwende 
ich diese Bezeichnung auch). Nach der Pro­
klamation des englischen Königs Georgs 111. 
aus dem Jahr 1763 leben diese unter dem 
Schutz der Krone und sollen solange nicht am 
Besitz von solchen Gebieten gehindert wer­
den, wie sie diese nicht an die Krone abgetre­
ten haben. 

Die Urangesellschaft, 
-Uranmulti der BRD 

Die Urangesellschaft in Frankfurt exploriert 
über ihre 100 O/bige Tochterfirma, die Urange­
sellschaft Canada Ltd, seit mehr als 20 Jahren 
in den Nordwest-Territorien . Kanadas 
(N.W.T.). 
Warum dringt die Uranindustrie weiter in die 

unberührte Tundra und die Dauerfrostgebiete 
nördlich des 60. Längengrades vor? (Dauer­
frost bedeutet auch, daß der Boden ein bis 
zwei Monate im Jahr auftaut.) Eine mögliche 
Antwort darauf ist, daß es in anderen Ländern 
gröBere politische Schwierigkeiten gibt als zur 
Zeit noch in Kanada: Ein Firmenchef einer in 
Saskatchewan arbeitenden Uranfirma sagte ' 
1985: »Ich würde mich eher den technischen 
Problemen stellen, Cigar Lake abzubauen 
(hochgradige Uranmine, die den Einsatz von 
Robotern erfordert, da für Arbeiter die radioak~ 
tive Strahlung zu hoch ist A.), als dem politi­
schen Hick-Hack, eine neue Mine in Austra/ien 
zu entwickeln.• 

Seit dem im Februar 1988 gestellten Antrag 
der Urangesellschaft, mitten in den N.W.T. na­
he dem See Baker Lake eine Tagebau Uran­
mine zu errichten, ist die politische Situation in 
den N.W.T. nicht mehr einheitlich. 

Die Provinzregierung der Nordwest-
Territorien (GNWT) und das Sundesministeri­
um für Indianische Angelegenheiten (DIAND) 
schlugen daraufhin einen Umweltuntersu­
chungsausschuß mit öffentlichen Anhörungen 
neben einer wirtschaftlichen Abwägung vor. 
Nur einige Umweltschutzgruppen wie bei­
spielsweits Greenpeace und Nuclear Free 
North lehnen das Minenprojekt strickt ab. 
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Landrechte 

Die Landrechtsverhandlungen von Naturvöl­
kern sind kostspielig und langwierig, weil die 
kanadische Regierung erst sehr spät begon­
nen hat, über Landrechte nachzudenken und 
zudem versucht hat, die Einheit von Gruppen 
durch wirtschaftliche und juristische Tricks zu 
zerstören. So werden Verhandlungen ver­
schiedener Naturvölker mit der Bundesregie­
rung nicht parallel geführt, sondern nach einer 
Art Warteliste des Büros für Landrechtsanträ­
ge nacheinander behandelt. Im Sommer 1988 
ist es den Dene und Metis gelungen, mit der 
Regierung in Ottawa ein Abkommen zu schlie­
ßen, welches ihnen den rechtlichen Status 
gibt, weitere Landrechtsverhandlungen zu 
führen. Dieses Agreement ln Principle (AlP) 
gibt beiden Naturvölkern Landrechte nur über 
eine Teil des von ihnen beanspruchten Gebie­
tes. (70.000 Quadratmeilen wurden von der 
Regierung anerkannt, 450.000 Quadratmeilen 
hatten sie beansprucht.) Letztendlich ist das 
AlP eine Unterwerfung, gibt sie 'ihnen nach 
Jahrzehnten nur eine Anerkennung längst 
überfälliger Landrechte. 
Die Zone westlich der Baumgrenze ist das 

traditionelle Lan.d der Dene, welches sich teil­
weise mit dem der Inuit überlappt. 

Das Cope (Kommitee für Verhandlungen in­
digener Völker repräsentiert die Inuit der west­
lichen Arktik. Das Cope unterzeichnete im 
Herbst 1978 einen Völkervertrag (AlP), wel­
cher auf die Entschädigung für den Verlust ih­
rer Ureinwohnerrechte fußt. Die Inuit der west­
lichen Arktik fühlten sich durch die Entwick­
lung von Öl- und Erdgas-Projekten am 
Mackenzie Delta und im Beaufort See unter 
Druck gesetzt. Das Gebiet ist durch die gera­
den schwarzen Linien im oberen Teil der Karte 
1 sichtbar gemacht. 
Dieses Ureinwohnerrecht verlangten auch 

die Inuit am Baker Lake, welches ihnen in ei­
nem Gerichtsurteil vom November 1979 auch 
für die Region Baker Lake zuerkannt wurde. 
Die Inuit hatten sechs internationale Konzerne 
verklagt, ohne ihre Einwilligung auf ihrem 
Land Explorationen durchzuführen.*) 
Explorationen solcher Art, durch eine dieser 

sechs Firmen, die Urangesellschaft Frankfurt, 
werden auch vom BMFT subventioniert. Im 
gleichen Gerichtsurteil wird aber auch die wei­
tere Exploration gestattet. Dagegen wird wei­
ter verhandelt. (9) Die Inuit hoffen, ihren 
Rechtsanspruch auf das . Land in den 
Nordwest-Territorien mit der Regierung bis 
zum April 1989 durchzusetzen. 

Die Inuit, vertreten durch die Tungavik Fade­
ration of Nunavut (verhandelt Landrechtsan­
sprüche der Inuit im gesamten Gebiet der 
Nordwest-Territorien) hätten nach der Unter­
zeichnung ihres Landrechtsabkommens mit 
der Provinzregierung und der Bundesregie­
rung einen stärkeren Überblick, welcherart die 
Umwelteinflüsse von Projekten sind und könn­
ten gleichzeitig auf weitere Wirtschaftsprojek­
te Einfluß nehmen. Bereits 1978 konnten die 
Inuit einen Minen-Antrag der Urangesellschaft 
erfolgreich zurückweisen. Aber es ist unsi­
cher, ob trotz des schwebenden Landrechts­
prozesses der Minister der DIAND dem 1988 
erneut gestellten Antrag der Urangesellschaft 
stattgeben wird, falls die von der Regierung 
akzeptierten Vertreter der Inuit, die Inuit-
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Eurokanadische Führung, unter dem vorläufi­
gen Landrechtsabkommen dem Minenvor­
schlag zustimmt. Bereits unter diesem Aspekt 
ist der Antrag der Urangesellschaft ein Eingriff 
und eine direkte Bedrohung des noch nicht 
abgeschlossenen Landrechtsprozesses. 

Uranbergbau 

Das geförderte Uranerz wird in Gesteinsmüh­
len zermahlen und mit flüssigen Chemikalien 
aufgeschlossen. Bereits 1976 erstellte das 
Umweltministerium der Provinz Ontario ein 
Dokument, in dem festgestellt wurde, daB 
durch die Uranmine am Elliot Lake d&r Ser­
pent Fluß mitsamt 18 weiteren Seen chemisch 
und radioaktiv so stark verseucht wurde, daß 
alle Fische darin abstarben. (3) 
Die •Abfälle• in Form von feingemahlenem 

Gestein und Flüssigkeiten enthalten 85 & der 
hochgradigen Radioaktivität. Diese dauerhaft 
gegen die Umwelt abzuschirmen ist wirt­
schaftlich unmöglich, lassen doch die interna­
tionalen Konzerne die Förderländer mit dem 
Abfallproblem allein. Eines der gravierendsten 
Folgeprodukte ist das Radon-222-Gas. Es ist 
nicht nur Verursscher Nr. 1 von Lungenkrebs 
der Uranbergarbeiter, sondern verbreitet sich 
durch Ausgasen aus den Trailings (Abfallhal­
den). Es ist ein sehr schweres, extrem carci­
nogenes Gas, welches dicht über dem Land 
verbleibt und 2.000 Kilometer in 4 Tagen zu­
rücklegen kann. (3) Die Inkubationszeit (Zei­
traum von der Infizierung bis zum Krankheit­
sausbruch) für Lungenkrebs durch Radongas 
beträgt etwa 20 Jahre. Zudem entstehen mu­
tagene Veränderungen, welche auch erst 
nach mehreren Generationen auftreten kön· 
nen. Radon hat nur eine Halbwertzeit (HWZ) 
von 3,8 Tagen und zerfällt in hochgradig carci­
nogene Alpha-Strahler wie Polonium-21 0 
(HWZ 138 Tage) und Beta-Strahler wie Blei-
210 (HWZ 22 Jahre), welche sich an Aerosole 
heften und somit sehr weit verbreitet werden 
können. Ba~er Lake ist ein Gebiet, welches ei­
nes der stärksten Windaufkommen Kanadas 
hat: Bei vorherrschenden Nord- bzw. 
Nordwest-Winden würden Baker Lake und an­
dere Inuit Ortschaften an der Hudson-Bay­
Küste kontaminiert. 
Andere Carcinogene, welche durch Lecks 

und Verwehungen aus den Tailings entwei­
chen, sind beispielsweise Radium-226 und 
Thorium-230, beide mit einer Halbwertzeit von 
mehr als 1.000 Jahren. Radium-226 wird über 
mehr als 15.000 Jahre Radon produzieren! 

Pilotprojekt im 
Dauerfrostgebiet 

DIAND (Bundesministerium für Indianische 
Angelegenheiten) schlägt neben dem Unter­
suchungsausschuß weitere 26 Untersuchun­
gen vor. Wichtigste darunter beziehen sich auf 
ernste lnformationslücken, welche die Be­
handlung und Lagerung von Abfällen im Per­
mafrostgebiet betreffen. 
Der UntersuchungsausschuB wird frühe­

stens im Herbst 1989 seine Arbeit beginnen. 
Einige Erfahrungen gibt es bereits in der Key 

Lake Mine im Sub-Arktischen-Klima in Nord­
saskatchewan mit den Tailings, die sieben 
Monate im Jahr zugefroren sind. Eine Tren-
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nung von Flüssigabfällen und Feststoffen wird 
während der frostfreien Periode erprobt, eine 
Behandlung zur Abtrennung der Flüssigabfäl­
le in der Frostperiode ist schon hier nicht wirt­
schaftlich. Man hinterläßt einen Großteil der 
ungetrennten Tailings späteren Generationen 
(5). Flüssige Abfälle können auch hier nach 
Jahrzehnten oder Jahrhunderten die Seen 
und Flüsse ruinieren. Die Urangesellschaft er­
wartet laut eigener Projektbeschreibung keine 
Oberflächen- und auch keine Gewässerbela­
stung in dem Projektgebiet Um Grundwasser­
kontaminierung zu vermeiden, wird vorge­
schlagen, einen Damm flußabwärts in den ge­
frorenen Boden zu bauen. 
Ebenfalls soll der gefrorene Boden die Tat­

lings dauerhafter machen und stabilisieren, 
wenn die Mine wieder geschlossen wird. Die 
Verläßlichkeit auf solche Methoden ist mehr 
als zu bezweifeln, setzt sie doch eine Stabilität 
des gefrorenen Bodens voraus, die klimaab­
hängig ist. Schon heute an die Wand gemalte 
langfristige Veränderungen des globalen Kli­
mas werden auch vor den Nordwest-Terri­
torien nicht Halt machen. 

Umweltkontamination 

Wie der Tschernobyl-Reaktorunfall gezeigt 
hat, nehmen Pflanzen bsonders leicht radio­
aktive Partikel über die Luft auf und reichem 
sie an. Davon sind die Samen in Lappland 
(Skandinavien) besonders betroffen; ähnlich 
ergeht es den Inland-Inuit in der Nähe des Ba­
ker Lake, wenn die Urangesellschaft mit dem 
Uranabbau beginnt. 
Die Inland-Inuit leben hauptsächlich von Ka­

riboo und Fischfang; Robben und groBe Seefi­
sche gehören nicht zu ihrem Speiseplan, da 
die Inuit nicht direkt am Meer wohnen. ln die­
ser unteren arktischen Region der Tundra 
wachsen Flechten, Moose, Gräser, Heide­
sträucher, Sumpfgräser u.a. Über die Kari­
boos, welche sich hauptsächlich von Flechten 
ernähren, gelangen Transurane über die Nah­
rungskette in den Menschen. Neben dieser 
Hauptnahrungsquelle würde das zweitwichtig­
ste Grundnahrungsmittel, der Fisch, radioak­
tiv kontaminiert, da die Mine oberhalb vieler 
Seen liegt. Bereits während der über zehnjäh­
rigen Exploration der Urangesellschaft im Ge­
biet Baker Lake reduzierte sich der Bestand 
an Kariboos um mehr als 50 %! Das Minen­
projekt liegt im Frühjahrs- und Herbstwande­
rungsgebiet der Beverly- und der Kaminuriak­
Kariboo-Herden. Die Kalbungsregionen liegen 
nördlich und südlich des Projektes. 
Die Beverly-Herde kalbt im Nordwesten im 

Gebiet zwischen dem Beverly See, dem Garry 
See und dem Deep Rose See. Die Kaminuriak­
Herde kalbt im Südosten, im Bereich der 
Kaminuriak- und Kaminak-Seen. Neben ande-
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rem Wildvorkommen lebt der vom Aussterben 
bedrohte Perigine Falke auch in dem Projekt­
gebiet. 

Der Projektantrag und 
weitere Planungsvorhaben 

Beantragt werden zwei Tagabbauminen mit 
Müllkomplex auf einer Fläche von 50 Quadrat­
kilometern. Dazu gehören Infrastrukturmaß­
nahmen wie der Bau von 2 km Landebahn für 
eine- Boing 737 und Unterkünfte für etwa 250 
Arbeiter. Weitere Planungen sehen eine Hafen­
anlage für 10.000 t Tanker und 5.000 t Frach­
ter, Lagereinrichtungen und eine 200 km lan­
ge Straße zur Uranmine vor. Die Förderkapa­
zität wird mit 15.000 t Material pro Tag ange­
geben, das Erz hat einen Gehalt von 0,05 oto 
Uran (U 308). Es wird mit täglich 1.000 t be­
handeltem Uranerz gerechnet. Daraus erge­
ben sich etwa 1.600 t Uran (U 308) jährlich. 
(Vergleich: Die Key Lake Mine hat einen Uran­
gehalt von 2,0 %, die Cigar Lake Mine den 
weltweit höchsten Urangehalt von 8,49 %, der 
durchschnittliche Urangehalt liegt aber nur bei 
0,10 %). 

Der Antrag sieht vor, 1989 eine Betriebsge­
nehmigung zu erhalten, 1990 mit dem Bau zu 
beginnen und von 1994 bis 2004 Uran abzu­
bauen. (2) 

Wirtschaftliche und soziale 
Aspekte 

Die Kurzlebigkeit von Uranminen macht sie zu 
einem teuren Projekt für die Provinz, sprich den 
Steuerzahler und reduziert den wirtschaftlichen 
Nutzen für die Inuit drastisch. Es wird also ab­
zuwägen geben zwischen kurzlebiger Arbeits­
beschaffung mt ökonomischen Vorteilen für 
Wenige und UmWeltschäden mit kultureller 
Spaltung. Die lnuit-Eurokanadische Führung, 
d.h. die von der Regierung akzeptierten Reprä­
sentanten der Inuit, beführwortet das Projekt, 
da sie sich eine verbesserte Infrastruktur mit 
Dienstleistungssektor erhofft, auch im Hinblick 
auf spätere geplante Nicht-Uran-Minen. Sie er­
hofft sich eine Chance, Arbeitsplätze in ihrer 
Region zu bekommen. 
Der fatale Kreislauf von Umweltzerstörung, 

versprochenen Arbeitsplätzen, Lungenkrebs 
und Alkohol zeigt sich hier erneut, hohe Investi­
tionen und geringe Langzeitprojekte durch die 
Provinz für hohe Profite multinationaler Konzer­
ne. 
Die Mine Cluff Lake in Nordsaskatchewan mit 

Uranreserven von 17.550 Tonnen Uranoxid (U 
308) schuf 714 Arbeitsplätze, jeder kostete 
462.000 Dollar, von denen nur wenige länger 
als 10 Jahre bestehen sollen. 

Am Key Lake war der Preis des Steuerzahlers 
noch höher! Jeder Arbeitsplatz kostete mehr 
als eine Millionen Dollar und wird kaum länger 
als 15 Jahre bestehen. (8) Key Lake ist die pro­
duktivste Mine der Welt: 400 Arbeiter produzie­
ren 4.000 t/a. 
Die Beaverlodge Mine bei Uranium City de­

monstriert sehr gut, was eine geschlossene Mi­
ne mit der Bevölkerung machte. Von 3.700 Ein­
wohnern bei Schließung der Mine waren noch 
knapp 200 im Apri11984 übriggeblieben. Mehr 
als 20.000 Menschen haben hier in einer Zeit 
von 30 Jahren gearbeitet. Eine Klinik, Schule, 

Restaurant, Motel und Post sind noch offen, 
trotzdem ähnelt Uranium City einer Geister­
stadt. Millionen-Investitionen in Häuser liegen 
brach, sind verschwendet. ln den 70iger Jahren 
brach eine Art Epedemie bei den Minenarbei­
tern aus, Lungenkrebs raffte viele nach 20-
jähriger Arbeit im Untertageberbau dahin. (6) 

ln NordsaskatchewanwirdderMythos,dieUran­
industrie schaffe Arbeitsplätze und erhöhe den 
Lebensstandard der Naturvölker durch die Rea­
lität widerlegt. 

1986 wurden 400.000 Dollar an Subventionen· 
für Lebensmitteltransporte in den Norden von 
Saskatchewan gestrichen. Das hatte eine Erhö­
hung von Preisen für Frisch- und Milchprodukte 
zur Folge. 

Im Januar 1988 wurde die Konzession für 
kommerzielles Fischen um 300 % erhöht, was 
die Versorgung der Völker mit Fisch ver­
schlechtert und die Fischer in ihrer Existenz be­
droht. Begründet wurde die Erhöhung damit, 
man wolle die Fangquoten für den Tourismus 
erhöhen. (8) 

VEBA, STEAG und 
Metallgesellschaft besitzen 

die Urangesellschaft 

Die Urangesellschaft nutzt das neokoloniale 
Klima in Kanada für ihre Geschäfte und forciert 
die Zerstörung der Lebensgemeinschaft der 
einzigen Inuit-Siedlung im Festlandgebiet Die 
Inuit sind wie andere Naturvölker Erhalter des 
Landes und dürfen nicht von Industriegesell­
schaften gezwungen werden, ihre Lebensweise 
mitsamt ihrer Umwelt den dominanten Gesell­
schaften zu opfern, nur damit diese ihren ver­
schwenderischen Lebensstil fortsetzen kön­
nen. 

Die Bundesrepublik bezog 1986 etwa 14 % ih­
rer Natururanimporte aus Kanada (ohne Spot­
marktanteile). (14) 
Bundesdeutsche Firmen sind auch an der ex­

pansiven Uranförderung in Saskatchewan be­
teiligt: Die sehr reichhaltige Key Lake Mine mit 
Urangehalten von 2,5 % und etwa 5.000 Ton­
nen Uran Jahresproduktion gehört zu den 
33,3 % der Uranerzbergbau GmbH in Bonn. 
Die Urangesellschaft in Frankfurt ist im Besitz 
von VEBA (46,53 %), STEAG (20,07 %) und 
Metallgesellschaft (33,3 %). (Siehe Graphik 1). 

Die RWE ist mit 13% und die VEW mit 16% 
an der STEAG beteiligt. 

Der Biblis-Betreiber RWE fördert nach wie vor 
den Ausbau der Stromerzeugung durch Atom­
kraft. Im Geschäftsjahr 1987/88 stieg der Atom­
stromanten von 21,4 auf 24 %. 

Somit sind einige Stromlieferanten (Zahlen 
über die restlichen EVUs liegen mir nicht vor) 
indirekt am Uranbergbau beteiligt. 



Die Inuit brauchen 
Unterstützung 

Eine Form der Unterstatzung der Inuit am Ba­
kar Lake bei ihrem Überlebensl<ampf Ist durch 
Protestbriefe an beteiligte Ministerien und Fir­
men möglich. Schreiben Sie an folgende 
Adressen: 
VEBA AG Vorstandsvorsitzender 
Rudolf von Bennigsen-Foerder 
clo Kari-Amold-Piatz 3 
Postfach 301051 
4000 DOsseidorf 
0211/45791 
Hans Michael Gaul (VEBA) 
stellvertr. Aufsichtsrat-Vorsitzender der 
Urangesellschaft 
STEAG AG Vorstandsvorsitzender und 
stellvertr. Aufsichtsratsvorsitzender der 
Urangesellschaft 
Hans Krämer 
c/o Bismarkstr. 54 
Postfach 1 03 762 
4300 Essen 1 
0201/187-0 
Metallgesellschaft AG 
Vorstandsvorsitzender 
Dietrich Natus 
c/o Reuterweg 14 
Postfach 101501 
6000 Frankfurt/M. 1 
069/159-0 
Heinrich Götz 
Aufsichtsratsvorsitzender der Urangesellschaft 
Bundesministerium für Wirtschaft 
Postfach 
5300 Bonn 
Bundesministerium für Forschung und 
Technologie 
Postfach 
5300 Bonn 

Holger Schuhmann 

Fußnole 
Oie -.tls Konzerne, die S4Nt Jahfen in der Umgebung von a. 
ker Lake nach 01, Uran und anderen Erzen lOChen: P1111 OcMn 
Oif Lid., Cominoo Lid., Weetem Mirlee Lid., &Mx Minetela 
ComPIIIIY Ud., Norancla Exploration ComPIIIIY Lid., UrangeMI~ 
IChall c.neda Lid. 

Quellen: 
(1) Nolea on the P~ Uranlum Mine 81 Baker Lake 
.Iack Hieb, Box 185, R1111ktin lnlet, NWT, XOC OGO 
(2) Gettlng Hot ln the Notth, Rebecca Alrd, Probe Poat. 30 
Summer 1988 
(3) Flndinga on Uranium r.;11nga lll1d Nucteer W- Oilpo­
_,, ßordon l!dwllldoo, Canlld&.l Coalition lor _, ..... 
eponeibilily, M-n 1980 
(4) I~ ln Kanada, F. Ktesalng, taz 20.1.88 
(5) Ia Uranium Erwitonmentally 1011nd? Malale Shlell , G,.",_ 
ma'a Erwilonmental Fund 
(6) Uranium Clty's minelleave legecy ol cancet, L.arry Po­
weil, Re!llna. April 1984 
(7) The Ciger Lake Mine, ~ llualneea, Man:h 
1985 
(8) Uranium•Jol»• Bleckmeil, The Myth ol jobe, June 1988, 
NuciMr weapona 11M zone Clll1"4llign. 136 Avenue F Soulttt, 
Saskatoon, Sask. S7M 156 
(9) Esklmoe in Gelehr, Etwln Billner, Urnwellmllgazin 1981 
(10) Sighnlng the AlP, Nillive Preea, September 16. 1988 
(11) Northem N8IIYe Righla Campelgn, Project Notth, 154 
Glenloee Ave, Toronto, Ont. M4T 1K6 
(12) lnuH 0ppoee Uranium Mine in Clll18da, Jeck Hieb, Box 
185, Ranklin lnlet, NWT, c.neda XOC OGO 
(13) Antwort <Iee BM IOr Wil1lcha1t 1111 den BUND, 27.4.11187 
(14) Oea -5eudJ..Arabien dea Uranebbeus, Udo 
BMJhatdi/Geol'g Uleer, Pogrom 140, Ma11988 

Internationales 

L1ebe Leute, 
anbe1 findet Ihr einen Artikel und weitere lntor­
mat.onen zum Vorhaben der Urangesellschaft 
Ffm, 1n den Dauerfrostgebieten des Nordwe­
stens KanadaS eme neue Uranmine auf dem 
Gebiet der Inuit (Eskimo) zu ernchten. Bitte ver­
öffentlicht diesen Artikel m Euren Publikatio­
nen, benutzt d•e Infos für Eure Ftugts etc. oder 
macht sonst was damit, was dem Kampf gegen 
die neue Uranmine nOtzt. Unter den Tel Nr. der 
angegebenen drei Organisat•onen könnt Ihr 
wettere Infos bekommen. auch Fotos, wenn ge­
wunscht Zwei weitere Adressen: GfbV und 
BUND Fre1burg, Erbprinzenstr. 18, 7800 Fret· 
burg. Tel. 0761/35254. Ebenfalls belgelegt ist 
etn Schaubild •Deutsches Kapital und Uranab­
bau•. Außerdem könntihr bei uns das u.a. DIN· 
A-2 Vierfarb-Plakat •lasst das Uran in der Er­
de"' beStellen. DM 3,·, ab 5 Expl. DM 1,40. Au­
ßerdem bieten wir das Buch · Strahlenc1e Ge­
schäfte - Der Tanz auf dem Welturanmarkt· 
mit 35 % WiederverkAuferrabatt an. 
Auf daß es gelinge. die Mine zu verhindern 

und alle anderen wehweit zu schließen, viele 
atomfeindliche GrOBe! 
Holger SchuhrMM, Thomas Slepelmeyer 

Informationszentrum Sollduiache Welt, Lin­
gener Str. 9, 4400 Münster, Tel. 
0251/685697 
Akefrlk, Arbeitskreis Afrika, Tel. 
0251/661116 
Halbwertzelt, Verein zur Förderung ökologi­
schen Denkens und Handelns, Tel. 
02 51/661720 

ln der Bundesrepublik formiert sich gegenwär­
tig .. The World Uranium Hearing., welches die 
weltweite Arbeit gegen Uranabbau, gegen die 
Lebensraumzerstörung von indigenen Völkern 
vorantreiben wHI. Kontaktadressen: 
World Uranium Hearing 
Schmied-Kochet-str. 6 
8000 MOnehen 70 
c/o Claus Biegert 
Weißenburger Str. 40 
8000 München 80 
08914480817 
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Kriminalisierung 

1. Verhandlungstag: 13.2.89 

Peinlich genaue Leibesvisitationen und 
Auswelskontrollen gehOren ebenso zum SI· 
cherheltsstandard wie die riesige Plexiglas­
scheibe, hinter der die Zuschauerinnen von 
den Angeklagten getrennt sind. Mitgenom­
men werdendOrfenein StOck Papier und ein 
Kugelschreiber. Im Gericht sind ca. 100 Leu­
te, vor dem Gericht nochmal 200, die dort 
spontan ein Kundgebung und eine kleine 
Demo machen. 
Der Prozeß beginnt mit dem Gutachten el· 
nes Psychiaters, der der Angeklagten Sl­
grun Gabrial nur "bedingte Verhandlungsfä· 
hlgkelt" bescheinigt. Im weiteren Verlauf 
werden vor allem Anträge der Verteidigung 
gestellt. Insbesondere zu den Haftbedln· 
gungen, zur Postkontrolle und zu den Aus­
welskontrollen. Letztere, weil das Gericht 
nicht garantieren kann, daß die Daten der 
Besucherinnen nicht ln Irgendwelchen 
Terror-Dateien landen. 
Zu einem ersten Einsatz der Gerlchtswach· 
teln kommt es, als Andress Samisch sich ln 
einer Verhandlungspause weigert, fOr diese 
halbe Stunde wieder ln die Zelle Im Keller 
gebracht zu werden. Er wird mit Gewalt fort· 
geschliffen, was lautstarke Proteste unter 
den Zuschauern hervorruft. Der Richter 
droht das erste mal mit Räumung. Nach der 
Pause gibt Andreas S. eine Erklärung ab, 
daß er sich nicht weiter Isolieren lasse. 
Nach der Mittagspause dOrfen die Gefange­
nen ln den folgenden Pausen sitzen bleiben. 

1. Verhandlungstag: 28.2. 

Der 2. Tag beginnt mit einer Überraschung: 
Die Auswelskontrollen sind entfallen, die 
Besucherinnen werden "nur'' noch nach 
Waffen und gefährlichen Gegenständen 
durchsucht. Zu Anfang werden von den Ver­
teidigern wieder ein psar Anträge gestellt. 
Die Angeklagten nutzen die jeweils folgen­
den Verhandlungspausen zu Gesprächen 
untereinander (nicht alle mit allen!) - was 
besonders den Staatsanwälten mißfällt. Vor 
der Verlesung der Anklageschrift werden al· 
le Angeklagten zu Angaben zur Person be­
fragt. Andreas Samisch nutzt diese Gele­
genheit zu einer von viel Applaus begleite­
ten 11/2stondlgen Erklärung, ln der er u.a. 
die SchOsse vom 2.11. als "objektiv konter­
revolutionär'' bezeichnet. Die anderen ge­
ben nur knappe Bemerkungen. Die RAu· 
mung des Zuschauerraums wurde ange­
droht, als der Bundesanwalt zunächst 
durch lautstarke SprechchOre an der Verle­
sung der Anklageschrift gehindert wurde. 
Andress Samisch kOndlgte ln seiner Erklä­
rung zudem die Teilnahme am Hungerstreik 
der politischen Gefangenen an. 
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Seit dem 23. Februar läuft der Prozeß gegen die Startbahn-Bewegung vor 
dem OLG Frankfurt. Der Verlauf ist bisher an Überraschungen nicht arm. 
Der Verlauf ist anders, als wir es uns ausgemalt hatten. Die Spaltung unter 
den Angeklagten selbst, vor dem Prozeß u.a. festgemacht an der "Verrats­
Debatte" ist bisher in dem Maß nicht zum Tragen gekommen. Das öffent­
lichkeitswirksame Vorführen der Startbahn-Bewegung als Ansammlung 
von Kriminellen hat in den erwarteten Ausmaßen noch nicht stattgefun­
den. Die relativ "milde" ProzeßfOhrung fällt ebenso auf, wie das erste Urteil 
in dem gesamten Komplex. Vor allem sticht aber die rege Teilnahme am 
Prozeß in Frankfurt und der Region sowie ein, nach den vielen Aussagen 
kaum mehr fOr möglich gehaltenes, ROckgrat der Angeklagten. 
tm Folgenden geben wir einen Überblick Ober die 1. Phase des Prozesses 
- bis Ende April, die mit der Abtrennung von 4 Verfahren und der vorzeiti­
gen Verurteilung von 3 AngekJ.:Jgten endet. 
Eine ausführliche Berichterstattung gibt das von der Bt_gegen die Flugha­
fenerweiterung herausgegebene Prozeßinfo SOLIDAAlTAT und die parallel 
erscheinende CLOCKWORK 129a, die regetmäßig Ober die einzelnen Pro­
zeßtage berichten (Adressen am Ende des Artikels). 

3. Verhandlungstag: 2.3. 

Nach der Ablehnung von zwei Befangen­
heitsantrAgen gegen zwei Richter gaben 
dann 5 Angeklagte Erklärungen ab, die den 
ganzen Tag austOllten. Frank Hoffmann 
und Michael MOIIer ganz kurze: 
Frank: Am 2.11.87 habe Ich nicht geschos­
sen und keine Pistole weitergegeben. 
Michael: Ich war am 26.8.86 beim Strom­
mastanschlag ln Offenthai dabei, wäre fast 
selbst verletzt worden. Bin dazu Oberredet 
worden, nenne aber keine Namen. 
Andreas Eiehier lußerte sich nicht zur Sa· 
ehe, gab dafor aber eine politische Erklä· 
rung ab, ln der er vor allem seine ZugehOrlg· 
kelt zur Startbahnbewegung betonte und 
die Spaltung der Bewegung nach dem 2.11. 
anklagte. 
Uschl James gab ebenfalls eine längere po­
litische Erklärung zum Widerstand gegen 
die Startbahn und AKWs ab. Sie gibt den 
Anschlag auf den Strommast am 26.8.86, 
bei dem sie selber lebensgefährlich verletzt 
wurde zu, steht auch nach wie vor zu der Ak· 
tlon. Sie wiederruft alle bisher gemachten 
Aussagen bis auf die eigene Tatbetelllgung. 
lna Then gab eine lange Erklärung zum 
Atomenergienutzung und zu den Umstln· 
den Ihrer Verhaftung und der Anklagekon­
struktion gegen sie ab. Sie gesteht Ihre Be­
teiligung an dem Mastanschlag vom 26.8.86 
ein und rechtfertigt dies ebenfalls aus der 
nach Tschernobyl entstandenen Situation. 

4. Verhandlungstag: 7 .3. 

Dieser Tag stand vorwiegend Im Zeichen el· 
ner Erklärung von Mlke Kurth, die viele Leu· 
te Oberraschte. Mlke Kurth war bis dahin 
der Hauptbelastungszeuge. ln seiner Erklä· 
rung geht er lange und ausfOhrllch auf das 
Zustandekommen dieser vermeintlichen 
Aussagen ein. Sie seien alle unter Druck er· 
preßt worden. Neben der ausfohrllchen 
Schilderung der Staatsschutzmethoden krl· 
tlslert er aber auch die Bewegung, die Ihm 
Ihre Solidarität entzogen habe. Er wiederruft 
alle diese Aussagen. Er gesteht aber eine 
Beteiligung am Mastanschlag bei Hassel· 
roth am 9.7.86 und steht auch dazu. Er ent-

schuldlgt sich bei den durch seine Aussa­
gen ln diesen Prozeß und ln den Knast gezo­
genen Leuten. Im Anschluß an diese Erklä· 
rung beantragten die Verteidiger ein sog. 
"Verwertungsverbot" aller zwischen dem 
3.11.87 und dem 14.3.88 gemachten Aussa­
gen, sodaß sie auch nicht als Beweismittel 
Im Proze8 verwendet werden dOrfen. 
Danach trat das Gericht ln die Bewelsauf· 
nahme zu den Strommastanschlägen. Zu ei­
ner Kontroverse kam es, als die Polizeizeu­
gen sich weigerten, Ihren Wohnort zu nen· 
nen, und dies auch vom Gericht mltgetra· 
gen wurde. BegrOndung: die Zeugen seien 
gefährdet. Dies fOhrte zum 5. Befangenheit· 
santrag gegen das Gericht. 

5. Verhandlungstag: 9.3. 

Zu Beginn machen die Anwälte wieder auf 
Zivilpolizisten aufmerksam, die bewaffnet 
auf der PressetrlbOne sitzen. Danach 
schleppt sich der Tag mit der Erörterung der 
Postkontrolle der Gefangenen und den dazu 
ergangenen BeschlOssen auseinander. Die 
Debatten enden ln weiten Befangenheitsan­
trägen gegen das Gericht. Nachmittags 
wird die Beweisaufnahme mit weiteren Zeu­
genbefragungen fortgesetzt. Andreas Se­
misch gibt eine längere Erklärung zu Mlke 
Kurth ab, ln der er nach wie vor einen klaren 
Trennungsstrich zieht. 
Wie schon ln den Tagen zuvor mossen die 
Gefangenen Immer wieder Ihren Wunsch 
miteinander zu reden gegen das Gericht 
und die Staatsanwaltschaft durchsetzen. 
Die personliehen Bewacher der Gefangenen 
versuchen dies Immer wieder zu verhindern. 

6. Verhandlungstag: 16.3. 

Der ursprongllch fOr den 14.3. angesetzte 
Tag war wegen einer Erkrankung Frank 
Hoffmanns um 2 Tage verlegt worden. Auch 
heute beginnt die Verhandlung erst mit 
zwelstondlger Verspätung, weil zuerst die 
Gesundheitszustand von Frank untersucht 
werden muß. Dazu wird er an den FOßen ge­
fesselt Ins Gesundheitsamt gebracht ... Das 
Ergebnis dieser Untersuchung lautet "ver· 
handlungsfähig". Franks Anwälte prote-



Zusammenfassung der 
ersten Prozeltaga 
. stierten dagegen, wandten ein, daß er Im­
mer noch krank sei und forderten eine Un· 
tersuchung durch einen unabhAnglgen Arzt 
- was das Gericht aber ablehnte. Weiteres 
Thema waren einmal mehr die Imposanten 
Slcherheltsvorkehrungen: Absperrgitter Im 
Vorraum. Als dies zu einem weiteren Betan· 
genheltsantrag gegen das Gericht tohrte 
und die Angeklagten und Ihre AnwAlte sich 
nach der Mittagspause weigerten, die Ab­
sperrgltter zu passieren, wurden diese 
schließlich abgebaut. Den Rest des Tages 
wurden wiederum Polizeizeugen zu den 
MastanschlAgen befragt. 

7. Verbandlungstag: 21.3. 

Wiederum Zeugenbefragungen zu den Fest­
nahmen, Durchsuchungen und Mastaktlo­
nen. Bisher bewegt sich das ganze noch 
zeitlich weit vor dem 2.11.87. 
Die AnwAlte von Mlke Kurth stellten erneut 
einen Antrag auf "Verwertungsverbot" sei· 
ner ln den PolizeiverhOren "gemachten" 
Aussagen. Über diesen Antrag, der bereits 
einmal am 7.3. gestellt worden war, hat das 
Gericht bisher nicht entschieden. 

8. Verbandlungstag: 29.3. 

Der Tag beginnt mit einer langen Erklärung 
von Slgrun Gabrlel. Darin gibt sie die Teil· 
nahme an zwei Mastaktionen zu. Sie erklärt 
Ihren politischen Werdegang und die Ent· 
wiekJung hin zu den Mastaktlonen, an de­
nen sie aus ohnmAchtlger Wut und Verzwel· 
flung gegenober den Herrschenden teil· 
nahm. Nach dem UngiOck mit Uschl nahm 
sie an einer solchen Aktion nicht mehr teil. 
Großen Raum nahm Ihre Darstellung zum 
Zustandekommen Ihrer frOheren Aussagen 
ein, die vor allem von der BAW damit er· 
preßt worden waren, daß sie ansonsten 
nicht weiter Ihre drogenabhAnglge Tochter 
betreuen kOnne. 
Im Anschluß stellten auch hier die AnwAlte 
einen länger ausgefOhrten Antrag, die Aus­
sagen vor den ErmlttlungsbehOrden wegen 
deren UnzuveriAsslgkelt nicht zu verwerten. 
. Die Verlesung der troheren Aussagen von 
Uschl James wurde auf AntrAge der AnwAI· 
te erst einmal verschoben. Sie begrondeten 
auch dies mit dem unrechtmäßigen Zustan· 
dekommen ln einer Situation, in der Uschl 
wegen Ihres Gesundheitszustandes nicht 
vernehmungsfAhlg war. Auch hier stellten 
die AnwAlte AntrAge auf Nlchtverwertbar· 
kelt der froheren Aussagen. 
Im Anschluß wurden die Vernehmungspro­
tokolle von Michael MOIIer verlesen, ln de­
nen er seine Teilnahme an einem Mastan· 
schlag eingestand. 
Kurz vor Proze6ende versuchte Frank noch 
einmal an die Trennscheibe zu gelangen, 

um seine Mutter zu großen. Er wurde daran 
brutal gehindert und ln Handschellen weg· 
gezerrt. Als sich dann Andreas Semlach und 
Andreas Eiehier einmischten, um Ihm zu 
helfen, wurde zuerst Andreas S. und dann 
Frank an den FOßen aus dem Gerichtssaal 
geschlelft. 

9. Verhandlungstag: 4.4. 

Dieser Tag war nach 20 Minuten zu Ende. 
Der Proze6 wurde vertagt, da das Gericht 
erst Ober einen Antrag entscheiden muß, ob 
Uschl wegen Ihres Gesundheitszustandes 
bei der Vernehmung der Ärzte dabeisein 
muß, die Ober Ihren Zustand nach dem Un· 
fall und die Behandlung Im Krankenhaus 
berichten sollen. 
Angesichts der Auseinandersetzungen am 
letzten Tag hat die BAW es der Mutter von 
Frank gestattet, nach Beendigung der Ver· 
handJung jeweils eine Viertelstunde mit Ihm 
reden zu kOnnen. Bedingung: Alle Proze6be­
sucher mossen den Raum verlassen haben. 

10. Verbandlungstag: 6.4. 
Der ganze Tag schleppt sich mit einigen Po­
llzelzeugen und den Auseinandersetzungen 
darober, ob diese Beamten vor Gericht Ihren 
Wohnort nennen mossen oder nicht dahin. 
Das Gericht argumentiert Immer wieder, 
durch die GefAhrdung durch Startbahn· 
Gegnerinnen sei eine pauschale Nicht· 
Nennung gegeben, ebenso die Bundesan· 
wAlte. Die Verteidiger verweisen darauf, daß 
ein pauschales Recht nicht bestehe, son· 
dern ln jedem einzelnen Fall konkret nach· 
gewiesen werden ni06te. Stattdessen diene 
diese Anordnung nichts anderem als einer 
pauschalen Vorverurteilung - nicht nur der 
Angeklagten - sondern aller Startbahn· 
Gegnerinnen zu GewalttAtern. 
Kurz vor Ende dieses Proze6t~ges dann 
doch noch ein Knaller: Bundesanwalt Pflle­
ger erkiArt, daß zum jetzigen Zeltpunkt des 
Verfahrens zwei MastanschlAge so gut wie 
aufgeklArt sind. Daraus ergibt sich die MOg· 
llchkelt, aus verfahrensökonomischen 

. Granden 3 Angeklagte abzutrennen, nAm· 
lieh jene, denen nur kriminelle Vereinigung 
vorgeworfen wird. Und diesen Anklage­
punkt kOnne man ln Erwartung einer ent· 
sprechenden Verurteilung wegen Sachbe­
schädigung ganz fallen lassen (§ 154a 
StPO). 

11. Verhandlungstag: 11.4. 

Mit der Begrondung, daß bel der rlchterll· 
chen Vernehmung von Uschl James und SI· 
grun Gabriet von selten der Ermittlungsbe­
hOrden keine verbotenen Methoden ange­
wandt worden sind, wies das Gericht die 
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AntrAge auf Verwertungsverbot der Verneh· 
mungsprotokolle zurOck. Im Fall von Uschi 
fOhrte das Gericht aus, daß es sich bei Ihr 
(und Ihrer Tochter) um eine "schicksalhafte 
LebensfOgung" gehandelt habe, die nichts 
mit der Festnahme zu tun habe. Die Vertel· 
dlgung kommentierte: "KaltbiOtlge Ausnut· 
zung einer schicksalhaften FOgung". Außer· 
dem wurden die Artzllchen Gutachten Ober 
den Gesundheitszustand von Uschl verle­
sen. 

12. Verhandlungstag: 13.4. 

Zu Beginn wurden die frOheren Verneh· 
mungsprotokolle von Uschl und Slgrun ver· 
lesen, in denen sie neben Ihrer eigenen Be­
teiligung an StrommastanschlAgen auch 
die Namen anderergenannt haten- darun· 
ter Andreas Eiehier und Frank Hoffmann. 
Die Verlesung fand trotz Proteste und weite­
rer AntrAge der Verteidigung statt. Ansehtle­
Bend gab der Senat bekannt, daß die Ver· 
fahren gegen Uschl, Slgrun und Michael 
MOIIer abgetrennt worden sind. Der Vorwurf 
"kriminelle Vereinigung" wurde fallengelas­
sen - es bleibt die Beteiligung an den zu· 
gegebenen MastanschiAgen. 
Zu Tumulten kommt es, als Andreas se­
misch eine ErkiArung verlesen will, in der er 
bekannt gibt, daß er sich seit dem 10. April 
dem Hungerstreik angeschlossen hat. Als 
der Richter das verhindern wollte, begann 
Andreas trotzdem mit seiner Erklärung, wur· 
de dann aber sofort mit Gewalt von den Ge­
rlchtsbeamten daran gehindert. Auf den Zu· 
schauerplAtzen gab es lautstarke Proteste 
und als Frank Hoffmann daraufhin versuch· 
te, die Trennwand zu Oberklettern und auch 
er gewaltsam daran gehindert wurde, eska· 
llerte die Stimmung Im Zuschauerraum. Die 
Leute stellten sich auf die StOhle und trom­
melten gegen die Decke. Die angeordnete 
SaalrAumung durch eine schon damit be­
ginnende Sonderelnsatzgruppe wurde erst 
Im letzten Moment durch eine neue Anord· 
nung des Gerichts verhindert. 

13. VerhaQdlungstag: 18.4. 

Die Bundesanwaltschaft hAlt Ihre PIAdoyers 
gegen die drei Im abgetrennten Verfahren. 
FOr Uschl beantragen sie 10 Monate, die we­
gen der schon erlittenen Verletzungen zur 
BewAhrung ausgiSsetzt werden sollen. MI· 
chael MOIIer soll fOr ein Jahr und 10 Monate 
hinter Gitter - ohne BewAhrung. Und SI· 
grun soll fOr "Ihren" ersten Mast 2 Jahre 
und fOr den zweiten 1 Jahr und 10 Monate 
- zusammengefaSt zu 3 Jahren hinter Glt· 
ter - auch hier ohne BewAhrung. Grund: 
"Egoistische Selbstjustiz". 
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14. Verhandlungstag: 20.4. 

Plädoyers der Verteidigung. Sie forderten 
durchweg Bewährungsstrafen. Die hohen 
Forderungen der BAW bezeichneten sie als 
UnversOhnllchkeltsbewels. Zu der Im Ge­
gensatz zu den anderen hohen Strafforde­
rung gegen Slgrun sagten sie: Ihre Tatbetel· 
llgung sei auch nicht höher gewesen als die 
der anderen- "Jeder hat mal gesägt, jeder 
hat mal geölt, jeder hat mal Schmiere ge­
standen". Zum Schluß des Tages verkOndet 
das Gericht, daß auch das Verfahren gegen 
Michael Kurth abgetrennt und gesondert 
verhandelt werden wird. 

15. Tag: 27 .4. 

UrtellsverkOndung: Slgrun wird zu 1 Jahr 
und 9 Monaten auf Bewährung verurteilt. 
Michael Möller zu 1 Jahr auf Bewährung 
und bei Uschl sieht das Gericht ganz von el· 
ner Strafe ab, sie sei durch die Verletzung 
genogend gestraft worden. Die gegen die 
drei bestehenden Haftbefehle wurden auf· 
gehoben. Unter anderem begrondete das 
Gericht die Urteile damit, daß der Stromaus­
fall nur for kurze Zelt war. Außerdem sei SI· 
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grun von Andreas Eiehier angestiftet wor­
den und Michael habe nur spontan teilge­
nommen. 

,Einige Gedanken zum 
bisherigen Prozeßverlauf 

Zum Urteil: Die taz nannte es ein "weises" 
Urteil. Dies mag richtig sein - aus der Sicht 
des Gerichts und der Bundesanwaltschaft 
Denn hätte es das Strafmaß der BAW bestä· 
tlgt, dann wäre hier sicherlich ein Solldarl· 
tätseffekt entstanden, der weiter als ln den 
bisher mit dem Prozeß vertrauten Kreis ge­
reicht hätte. Gerade auch fOr "Normal· 
BOrgerlnnen" waren bel Slgrun und Uschl 
"schicksalhafte FOgungen" eingetreten, die 
auch Ober die Szene hinaus Sympathie und/ 
oder Mitleid hätten erwecken können. Mit 
diesem urteil hat sich das Gericht erst ein· 
mal Luft verschafft - denn die war nach 
den bisherigen Verhandlungstagen und den 
vielen Befangenheitsanträgen schon allzu 
dick geworden. 
Die Urteile mögen auf den ersten Blick 
"mild" sein - tatsächlich Ist das Gericht 
hier aber keinen Schritt von seinem "Verur­
teilungswlllen" (der sich ln so vielen Szenen 
bestätigt hat) abgerockt. Denn tatsächlich 
sind hier Menschen verurteilt worden - fOr 
nichts anderes, als um fOr eine bessere 
Welt zu kämpfen. Selbst das Gericht unter­
stellte Ihnen eine politische und ökologi­
sche Gesamtsltuatlon, aus der heraus Ihr 
moralisch begrOndetes Handeln zu verste­
hen Ist. Aber wo Recht, Moral und Gesetz 
konkurrieren, da obsiegt Immer noch das 
Gesetz! 

Zur Abtrennung der Verfahren: Hierbel ging 
es dem Gericht nicht nur um eine Kosmetik. 
Tatsächlich wurde diese Abtrennung gera­
de von der Bundesanwaltschaft forciert. 
Nach den Erklärungen von Mlke Kurth, 
Uschl, Slgrun, Michael Möller und lna Then 
war klar geworden, daß das KalkOI der BAW 
ln einem entscheidenden Punkt nicht aufge­
hen wOrde: Sie konnte vor Prozeßbeglnn, 
wie die Szene Obrigens auch, davon ausg~ 
hen, daß die Angeklagten sich gegenseitig 
das Leben schwer machen worden. Es Ist 
aber alles anders gekommen; die Angeklag­
ten haben Ihre ersten Aussagen wlederru­
fen, haben "nur" noch Ihre eigene Tatbetelli· 
gung bestätigt und haben diese auch noch 
positiv begrQndet, sich an keiner Stelle von 
der Bewegung und der Aktionsform distan­
ziert. 
Zusätzlich stellte sich der von der BAW er­
kohrene vermeintliche Kronzeuge Mlke 
Kurth Im Prozeß ganz anders dar (auch 
wenn Ihm von Andreas Samisch Heuchelei 
unterstellt wurde und der Bruch mit der Be­
wegung noch lange nicht gekittet Ist). Auch 
er verwies alle bisher protokollierten Aussa­
gen Ins Reich der Unrechtmäßigkeit. Somit 
sind die vermeintlichen "wackligen" Ange­
klagten, mit deren Aussage die Konstruk­
tion des§ 12981129 bekräftigt werden sollte, 
zu Unsicherheitsfaktoren fOr die BAW ge­
worden. 
Bei der Haltung, die sie jetzt einnehmen, 
mußten die Bundesanwälte davon ausge­
hen, daß sie alle Aussagen Im Prozeß ver­
weigern wOrden, weil sie sich ansonsten 
selbst belastet hätten. So aber, nachdem 
die Urteile rechtskräftig werden, und der § 
129 Im Urteil explizit weggefallen Ist, kön­
nen sie sich auf dieses Aussageverweige­
rungsrecht nicht mehr stotzen, sondern 
mossen bei Androhung von Beugehaft aus­
sagen. Wie wenig der Bundesanwaltschaft 
diese Entwicklung paßte, macht die Entglei­
sung von Bundesanwalt Pflleger deutlich, 
der zu Mlke Kurth nach dessen Erklärung 
sagte, daß er sich genau Oberlegen soll, 
was er sagt. Denn - es könne ja auch ein 
höheres Strafmaß herauskommen. 
Ein weiterer Aspekt fOr die Entwicklung im 
Prozeß Ist sicher das Erscheinungsbild der 
Szene. Das absolut desolate Bild des letz­
ten Jahres Ist wie weggewischt. Zu jedem 
Prozeßtag sind Immer 70.100 Leute anwe­
send, selbst viele Alte aus der alten 
Startbahn-BI zeigen Im Gerichtssaal Ihre 
Solidarität. Das läßt hoffen - Ist es doch 
unsere einzige Chance. 

Bestelladresse fOr CLOCKWORK 129a 
cto Konkret, Osterstr. 124, 2000 Harnburg 20 

Bestelladresse fOr die SOLIDARITÄT 
BOrgerinitiative gegen die Flughafenerwel· 
terung Frankfurt, C/o Helga Arnold, 
Wilhelm-Leuschner-Str. 50a, 6082 Mörfefden 
Walldorf 
Spendenkonto der BI: Volksbank Mörfelden, 
BLZ 508 636 12, Kto-Nr. 53 00 69 

Autonomes ProzeßbOro, JUZ Bockenhelm, 
Varrentrappstr. 38, 6000 Frankfurt/Main, 
Tel.: 069/703337, jeden Dienstag und Don­
nerstag von 12-19 Uhr, jeden Freitag von 12-
15 Uhr 



Kriminalisierung 

Gemeinsamer Aufbruch 

Demonat,.tlon ln Bonn, 28.4.89 (Foto: Joker) 

Zehntausend demonstrierten am 29.4. in Sonn far die Zusammenlegung 
der Gefangenen aus der Rote Armee Fraktion (RAF), dem Widerstand und 
anderen, die es far sich fordern. 
Eine so breite und entschlossene Demonstration zur Unterstatzung der 
kAmpfenden Gefangenen in den BAD-Knasten hat es seit mindestens 20 
Jahren ln· diesem Land nicht gegeben - das allein Ist schon ein Erfolg 
und auch Ausdruck der bundesweiten Mobilisierung von Menschen zur 
Unterstatzung der Forderungen der Gefangenen far die Zusammenlegung 
in 1 oder 2 große Gruppen. Diese, von der Bundesanwaltschaft und dem 
obersten Ankläger der Republik so gern und erfolgreich immer wieder mit 
dem 129a kriminalisiert (auch ln diesem Hungerstreik laufen 129a­
Verfahren gegen die beteiligten Gefangenen!) - haben den Durchbruch 
hin ln eine breite Öffentlichkelt geschafft. 

Schon seit Beginn des Hungerstreiks hatte 
es lokale Hungeratrelk.Piena ln vielen StAd· 
ten gegeben. Dort wurden zuntchst lnfor· 
matlonen ausgetauscht, Ober den Hunger­
streik und die Strelkertdlrung von Helmut 
Pohl diskutiert und Aktionen fOr Öffentlich­
keltserbelt besprochen. Faktisch hatte es 
- außer z. T. bel der taz- bundesweit eine 
Nachrichtensperre gegeben, diese zu durch­
brechen hatten sich die Plena und 
Hungerstrelk·BOros zur Aufgabe gemacht 
Ond auch geschafft: Neben der energischen 
und seit Jahren kontinuierlichen Öffentlich· 
keltsarbelt der Angehörigen der politischen 
Gefangenen wurden Versammlungen orga-

gegen die Mauern 
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nlslert, Kundgebungen und Demonstratio­
nen fanden statt. Von LObeck bis Straublng 
gingen hundarte und tausende von Men­
schen auf die Straße, um fOr die ErfOIIung 
der Forderungen der Gefangenen einzutre­
ten. Kirchen wurden besetzt (wie z.B. der 
KOiner Dom), Kundgebungen und Trommel­
Aktionen gab es vor verseniedenen Justiz· 
mlnlsterlen. "Dieser Kampf der Gefangenen 
und die Mobilisierung draußen haben ln ei­
nem breiten gesellschaftlichen Spektrum 
das Sewu8tseln Ober Isolationshaft als Fol­
ter und fOr die Legltlmltl.t der Forderung 
nach Zusammenlegung geschaffen. VIele 
erk/l.ren sich solidarisch, diskutieren die 
Haftbedingungen und setzen sich fOrdle Er­
fOIIung der Forderungen ein ... " hle6 es dann 
auch ln dem zentralen Demonstratlonsauf­
ruf, der von einem bundesweiten StAdtatref­
fen von lokalen Hungerstrelk·Piena und 
BOndnissen Ende Marz erarbeitet wurden. 
"Jetzt wollen wir diese breite Solldarltl.t ge­
meinsam /n Sonn, dem Zentrum der Staats­
macht, die die Isolationshaft seit 18 Jahren 
betreibt und weltweit exportiert, aus­
drOcken ... ". Neben den Forderungen, die 
Helmut Pohl fOr die Gefangenen zu Beginn 
des Hungerstreiks formuliert hatte, wurden 
ln dem zentralen Aufruf die Forderungen 
der hungerstreikenden kampfenden gefan­
genen Frauen Im Kna.st Platzensee (Berlln) 
Obernommen (s. Dokumentation). "Wir ge­
hen nach Sonn, um den Druck auf die Ver­
antwortlichen zu verstl.rken, die durch Ihre 
harte Haltung bewu8t mit Toten kalkulieren. 
Jetzt mossen alle handeln/" (zlt. aus dem 
zentral~n Demoaufruf). TatsAchlich waren 
von den Initiatorinnen dieser bundesweiten 
Demo auch "alle" gemeint, die die Forde­
rungen der hungerstreikenden Gefangenen 
"egal, aus welchem politischen Ansatz her­
aus", aber ohne Vprbedlngungen unter· 
stotzten. Und so ging die Aufforderung, den 
Aufruf zu unterstatzen und wenn nicht die­
sen, so doch die Demo und dafor zu moblll· 
sleren, an alle die bundesweiten Organisa­
tionen (Grone, SOAJ, Gewerkschaften, Kir­
chen, OKP, Juristen· und Ärtzlnnenverblnde 
sowie Menschenrechtsgruppen), die sich Im 
Verlaufe des Hungerstreiks bereits unter­
stotzend zu den Forderungen der Gefange­
nen geau6ert hatten. Gleichzeitig wurde zu 
einem gemeinsamen ersten Treffen fOr Mit­
te April eingeladen. Doch fOhlten sich offen­
sichtlich einige aus diesen Organisationen 
ln Ihren Kreisen geatort - andere wiederum 
resgierten Oberhaupt nicht auf die Initiative. 
Insbesondere von selten der sogenannten 
"Aufbruch"-Gronen um Antje Vollmer und 
Lukas Backmann wurden Überlegungen an­
gestellt, wie diese unerwonschte Massen­
mobilisierung noch zu stoppen sei. Oie Oe­
mo stOre die aktuelle Verhandlungssltua­
tlon, war da zu vernehmen, als Lukas Beck· 
mann sich stark machte Im Koordinations. 
ausschuß der Friedensbewegung einen be­
reits beschlossenen Aufruf zur Demo zu ver­
hlndem, (waa Ihm auch gelang!). 
Das Projekt bundesweite Demo von unten 
war Indes nicht zu stoppen, das merkten 
auch die Granen bald und nach dem alten 
SPO.Motto: "Was Ich nicht verhindern kann, 
da mu6 Ich mich an die Spitze setzen ... " 
wurde ein eigener Aufruf formuliert und mit 
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diesem verschiedene Organisationen (Hu­
manistische Union, Komitee fOr Grund rech· 
te, Republikanischer Anwaltlnnen- und An­
waltevereln, Jusos) fOr eine Unterstatzung 
der Demo gewonnen und dieser auf einer 
Bundespressekonferenz noch vor dem 1. 
bundeswetten Treffen zur Demo der Presse 
vorgestellt, ganz so, als sei die gesamte Oe­
mo grad Ihre Initiative. 
Auf dem gemeinsamen 1. Treffen dann fing 
ein Obler Poker an, der sich an der Rednerln­
nenlfste festmachte. WAhrend von Granen 
und Jusos, sowie vom Komitee zunachst 
noch Rednerinnen von der Humanistischen 
Union oder dem Komitee (als Vertreterinnen 
des sog. liberalen menschenrechtsspek­
trums) gewonscht wurden, hieB es ln einem 
Schreiben nach diesem Treffen (auf dem 
sich Insgesamt auf eine bre.lte Rednerlnnen­
llste geeinigt worden war), der Osterappell 
solle mit Rednerinnen vertreten sein, erst 
dieser Kreis habe es geschafft, ln breite ge­
sellschaftliche Kreise zu wirken. 

diesem Land machen. Nicht Appellpolitike­
rinnen - die zudem noch objektiv als 
Sprachrohr de~ Verfassungsschutz fungie­
ren - sollten als Rednerinnen bei der Demo 
Im Vordergrund stehen, sondern solche 
Menschen, die sich von einem ganz eigen· 
staridlgen politischen Ansatz heraus, z. T. 
seit Jahren schon solldarlach mit den polltl· 
sehen Gefangenen auseinandersetzen und 
aus einer solchen Position heraus auch die 
Forderungen der Gefangenen unterstotzen. 
Gar nichts gab es vom Initiatorinnenkreis 
einzuwenden gegen Personen aus klrchll· 
chen Kreisen oder auch sozlaldemokra· 
tisch-liberale Juristen - die zustande ge­
kommene Rednerinnenliste der Demo 
macht dies auch ganz deutfleh - politisch 
nicht gewollt waren aber diejenigen, die per 
Osterappell sich zu dem Mittlerinnen zwl· 
sehen Gefangenen und Staat aufgeschwun­
gen hatten, und fOr die die Unterstotzel'ln­
nengruppen lediglich das "RAF-Umfeld" 
ausmachten. 
Oie Rednerlnnenllste, die schileBlieh auf 

Der Osterappell, Initiiert von Antje Vollmer dem 1. bundesweiten Treffen zuatandege-
und Personen der gran-nahen Helnrlch·Böll· kommen war, belnhaftete Redebeltrage von 
Stiftung, fordert Politiker, Gefangene und Anwalten, den Angehörigen, Proze6gruppe 
Unterstotzergruppen gleichermaßen auf, et- lngrld Strobl, von tOrldschen Organlsatlo-
ne Eskalation zu vermelden - so als selen nen, UnterstOtzerlnnengruppe der Gefange-
Unterstotzergruppen, Gefangene und Polltl· nen ln der PIOtze, kirchliches Spektrum (soll-
ker vOIIIg mit den gleichen Rechten und Mit- dartsehe Kirche zunachst, schileBlieh Jesul· 
teln ausgestattet( Zudem Obernimmt der tenkommunltat), VVN, eine Ärztin und ein 
Osterappell den Vorschlag des Verlas. Vertreter von der Vereinigung demokratl· 
sungsschutzes, die Gefangenen in Gruppen scher Juristen. Trotz dieser Einigung began· 
zwischen 6 und 8 Personen zusammenzu· nen massive StörmanOvar von Granen (Ins· 
bringen. besondere Bundestagsfraktion und Teile 
Vom Initiatorinnenkreis wurden Rednerln· des Bundesvorstandes) und Jusos - offen-
nen aus dem Kreis des Osterappells abge- stehtlieh mit dem Ziel, sich so geschickt wie 
lehnt. Oie Solidarttat mit den Gefangenen mogllch wieder aus der Demounterstatzung 
und die Unterstatzung der Forderungen war zurockzuzlehen, wo es Ihnen nicht gelungen 
in politischen Diskusstonen lange Wochen war, Ihre Vorstellungen durchzusetzen. Ihre 
vorher, wahrend des Hungerstreiks, ent· Offentliehen Stellungnahmen und Briefe, 
wickelt worden, und zwar aus Gruppen her· von der taz genOBIIch tagtAglieh ausge-
aus, die elgenstandlge praktische Politik ln walzt, gegen das Demo- und Rednerlnnen-

Demonatratlon ln Bonn, 29.4.89 (Foto: Joker) 



konzept wurden schließlich, wie war es an· 
dera zu erwarten, noch von ganz anderer 
Seite begierig genutzt: Polizei und auch Ver· 
waltungsgerlcht KOin verboten die ur· 
spranglieh angemeldete Innenstadtroute 
der Demo, u.a. mit Verwelsen auf gerade 
diese Stellungnahmen I 
Einen letzten Einigungsverauch gab es 
schließlich noch auf einem 2. BOndnlstref· 
fen, wo sich die ca. 100 anwesenden Perso­
nen - auf Vorschlag der Jusos- auf einen 
Redner vom Komitee fQr Grundrechte einig· 
ten (der Vertreter der VDJ hatte aus Termin· 
grOnden absagen mossen). DoCh einen Tag 
drauf schon beschlossen die Jusos Ihren 
sorfortlgen Ausstieg aus dem BOndnls 
C'war alles nur Taktik. .. "), ebenso die Bun­
destagsfraktion der Granen. Auch der Red· 
ner des Komitees zog seine zunlchst ge­
machte ZUsage wieder zurack. Taglieh 
konnten die Initiatorinnen der taz die neu&­
sten ROckzugsmeldungen, mal als Artikel, 
mals Interview entnehmen. Allein der Repu­
blikanische Anwlltlnnen- und Anwlltever· 
ein (dessen Vorsitzender Wieland auch 
schließlich auf der Demo redete) und der 
vom Bundeshauptausschuß der Granen 
(höchstes Gremium der Partel zwischen den 
Parteitagen) per Beschlu8 an die Leine g&­
legte grone Bundesvorstand blieben bei lh-

. rer Oemounteratotzung. 
Insgesamt ein mieses Affentheater - los· 
getreten von eitlen Machtpolltlkerlnnen, die 
offenbar Ihre BOndnlspartner mittlerwelle 
eher beim Verfassunga- und Staatsschutz 
suchen, als bei den au8erparlamentarl­
schen Initiativen. 
Die Demo schileBlieh wurde nach einigem 
Hin und Her doch noch genehmigt - aller· 
dlnga VOIIIg Ins Abseits der Stadt gescho­
ben: vom uraprangllchen Demokonzept (Vor· 
bel am Bundealnnenmlnlaterlum, dem L.an­
deekrankenhauiiP8ychlatrle und dem Bon­
ner Knast auf den Marktplatz), blieb nlx. Nur 
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Demonatretlon ln Bonn, 21U.88 (Foto: Joker) 

eine legale Demoroute am Rhein entlang, 
von martialischem Bullen· und Grenzschutz· 
aufgebot abgeschottet gegen die Bonner 
Bevölkerung mit Abschlu8kundgebung auf 
der anderen Rhelnselte. Die Bonner Pollzel­
fohrung machte BOrgerkrlegsmanOver mit 
mindestens 4000 Beamten von Bereit· 
schaftsbullen, Ober SOnderelnsatzkomman­
dos, mobile Einsatzkommandos (mit schu&­
slcheren Westen!) bis hin zum Bundea­
grenzschutz und einer Vielzahl groBer Waa­
aerwerfer die die Innenstadt in einem eng&­
renGortel "schOtzten". Die legale Oemorou· 
te war schileBlieh ln einer erpreaaungalhnlf. 
chen Situation zustande gekommen. Der 
Bonner Bullenprlaldent forderte vom An­
melder, Innerhalb einer halben Stunde eine 
schriftliche Gewaltverzlchtserkllrung abzu· 
geben, was dieser dann auch tat. Dieser po­
litisch aleherlieh falsche Schritt Ist nur er­
kllrllch aus einer hektischen und extrem b&­
lasteten Gesamtsituation und wird noch zu 
diskutieren sein. 
Bel strahl,ndem Sonnenschein hatten sich 
dann doch noch ca. 10.000 Menschen zum 
Auftaktkundgebungsort an der Bonner Je> 
setshOhe durchgeklmpft. Massive Vorkon· 
trollen behinderten die Anreise, ln Aachen 
wurden sogar Menschen an der Abfahrt g&­
hlndert, ln Outsburg und MOlhelm wurden 
Busse, die abfahren wollten von kontrolll&­
renden Bullen lange festgehalten, der Bus 
aus NOrnberg wurde von mindestens einem 
dort stadtbekannten Zivilbullen bla Sonn Im 
eigenen Wagen begleitel 
Oie angeblich beschlagnahmten "Waffen", 
wie es abends nach Bullenmeldung durch 
die Medien ging (es war Ja sonst nichts paa­
slert und alle waren erstaunt von einer so 
disziplinierten Demonstration), waren 1"1&­
ben Handschu.hen und Kopftochem vor al· 
lern Reaervebenzlnkanlster, leere SprudeJ­
flaschenklaten, Abschleppatangen, Wagen­
heberund Jongllerkeulen ... l 

Eine breite Unterstotzuno fand die Demo 
und die Forderungen der Gefangenen auch 
auf lntematiO:naler Ebene: GruBadressen 
gab es aus der TOrkel, Spanien,· Euskadl, 
Belgien, Frankreich und aus dem Irak. Un­
teratotzungsaktlonen, z. T. am gleichen Tag 
fanden ln Bllbao, Madrid, auf Mallorca, ln 
New York, Paria, arassei und ln der Schweiz 
statt. 
Oie Demonstration am 29.4. war wichtig und 
mit den vielen Menschen, die sich betelllg· 
ten, auch ein Signal - die Zusamrnenl&­
gung aber Ist damit nicht durchgesetzt und 
die Gefangenen sind weiterhin Im Hunger­
streik. Oie Medien schwelgen wieder, hektf. 
sehe Verhandlungsvorgange werden von of· 
flzleller Seite signalisiert - tatSichlieh 
aber bewegt sich nichts. Wir moaaen den 
Druck verstarken - es Ist nicht mehr viel 
Zeltl 
"Gemeinsamer Aufbruch gegen die 
Mauem", sagt Chrlatlan Klar ln seiner Gruß. 
adreaae an die Demo - fOr eine gemeinsa­
me politische Diskussion Im Knast und 
drau8en. Oie Zusammenlegung und die 
Freilassung der haftunflhlgen Gefangenen 
kOnnen darin erst ein Anfang selnl 

K. aus Sonn 
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Seit dem 16.3. und dem 20.4.89 befinden 
-.-.~ sich zwei Frauen aus Bocl1um in Beugehaft. 

Sie sollen damit gezwungen werden, als 
illiild!J'!'!'!:~.,,1,.. Zeuginnen in einem 129a-Verfahren auszu­

Beugehaft 
Vor ein paar Wochen stand in den einschlägigen Flugblättern noch das 
Fragezeichen hinter dem Satz - dies ist mittlerweile hinfällig. Seit dem 
16.3. bzw. dem 20.4. sitzen zwei Frauen aus Bochum fOr sechs Monate in 
sog. "Beugehaft", weil sie als Zeuginnen im Zusammenhang mit dem 
Strobi-Verfahren die Aussagen verweigern. Gleichzeitig sind sie durch ihr 
Schweigen von Zeuginnen zu Beschuldigten avanciert: in den Augen der 
Bundesanwaltschaft erfOIIt die kollektive Aussageverweigerung den Tat­
bestand der "Unterstotzung einer terroristischen Vereinigung". 
Damit öffnet die BAW das Tor zu einer neuen Dimension: in Zukunft steht 
ihr neben der U-Haft eine zweite Möglichkeit offen, die Gesinnung "rechts· 
staatsfeindlich" eingestellter Menschen unterhalb der Gerichtsebene (al· 
so ohne Urteil) mittels Knast zu brechen. 

Am 18.12.87 gab es eine bundesweite GroB· 
razzia des BKA. Gegen insgesamt 27 Be­
schuldigte werden Ermittlungsverfahren 
nach § 129a eingeleitet und 33 Wohnungen 
und Arbeitsplätze ln Köln, Harnburg und 
mehreren Ruhrgebietsstädten durchsucht. 
Die Bundesanwaltschaft verbreitete Er· 
folgsmeldungen: ein entscheidender Schlag 
gegen die Revolutionären Zellen und Rote 
Zora sei gegiOckt, ebenso tiefe Einblicke ln 
bisher verborgene Strukturen. Als Beweis 
for diesen "Erfolg" dienten die Haftbefehle 
gegen lngrld Strobl und Ulla Penselln sowie 
vier andere Personen, die sich jedoch durch 
Flucht entziehen konnten. 
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Tatsächlich Ist aus dieser BKA/BAW·Aktlon 
ein klassischer Mißerfolg geworden: anstaU 
die Beschäftigung mit bzw. den Widerstand 
gegen die sog. "anschlagsrelevanten The­
men" (Gentechnologie/Bevölkerungspolitik) 
mittels Kriminalisierung elnzuschOchtern 
und den RZ/Rote Zora den entscheidenden 
Schlag zu versetzen, rockten diese Themen, 
die bis dahin eher ein Schattendasein friste­
ten, in den Mittelpunkt vieler politisch den­
kender Menschen. 
Der Bundesanwaltschaft schlug ein stormi­
scher Wind der Sympathie fOr die belden in· 
haftlerten Frauen entgegen. Aus ermitt· 
lungstechnischer Sicht ist ein Scherben-

sagen im Zusammenhang mit den Haus­
durchsuchungen im Dezember 1987 Im 
Ruhrgebiet Diese Razzien richteten sich ge­
gen Menschen und Projekte, die gegen Gen­
und Reproduktlonstechniken, Sextourismus 
und FIOchtlingsabschiebungen arbeiten __ . __ • .,.. 

Wirfordem: ~....C ... :.,,.',\.. 
· Die sofortige Aufhebung der Beugehaft! } 
• Keine Kooperation mit dem Staatsschutzl 
·Freiheit für lngrld Strobl! ; r_'•. ~ .. • ,f 
·Weg mit dem Paragraphen 129al :- • ,. ··~ · •• 

Die FrOhjahrskonferenz 
der Anti-AKW-Bewegung • 

haufen Obrlg geblieben (ohne dabei die tie­
fen Einblicke in die Scene zu vernachlässi­
gen): 
• Ulla Penselln mußte nach 8 Monaten aus 
der Haft entlassen werden weil sich das an· 
gablieh geheime Treffen der Rote-Zora· 
Frauen als Redaktionstreffen der Frauen· 
zeltung E-Coii-Bri herausstellte; 
• Im Proze8 gegen lngrld Strobl ist die Be­
welslage dermaßen dOrftlg, daß aus der ur­
sprOnglichen Anklage "angebliche RZ· 
Mitgliedschaft" Inzwischen ein sog. "Unter· 
stotzender RZ" durch den Kauf und die Wei­
tergabe eines Weckers und das Nicht· 
Nennen des Empfängers des Weckers ge­
worden Ist; 
• von den seit dem 18.12.87 gesuchten vier 
Menschen fehlt jede Spur. 
Das gesamte Konstrukt RZ/RoteZora/an­
schlagsrelevante Themen - welches aus­
schließlich auf Vermutungen, Verdächtlgun· 
gen und Schuldunterstellungen basiert, 
droht, ohne konkrete Ermlttlungsergebnls· 
se und Aussagen in sich zusammenbre­
chen. 
Ais Grund fOr ihren Beweisnotstand sieht 
die BAW die sog. "Anna und Arthur halten 
das Maui"-Kampagne. Ausgehend von den 
Erfahrungen frOherar 129a-Verfahren, vor ai· 
lern aber alarmiert durch die zeltlieh paralle­
le Entwicklung an der Startbahn-West, wo 
etliche Aussagen ein wahres Aussageka· 
russel in Gang setzten und auch dort erst 
durch die "Halt's Maui"·Kampagne ge­
stoppt werden konnten, wurde auch im 
Ruhrgebiet und ln Harnburg in breitem Rah· 
men zur Aussageverweigerung aufgerufen 
- mit großem Erfolg. 



Gerade durch die große Publizität, die der 
Strobi-Prozeß Inzwischen erreicht hat, ge­
riet die BAW in "Bewelsnot". Wahrend in an­
deren 129a-Verfahren Ihnlieh dürftige Be­
welslagen allemal zu Verurteilungen ausrei­
chen, sehen sich die Karlsruher Staats­
schotzer hier politisch unter Druck. Diesen 
Notstand gibt die BAW auch ungeschminkt 
zu (aus einem der Beugehaftantrage): denn 
- von Zeuginnenaussagen abgesehen -
seien "Im derzeitigen Stadium kaum noch 
andere Beweismittel" gegen die Beschul· 
dlgten zu erbringen. Im Klartext: Die Ermltt· 
ler nehmen Ihre eigene Beweisnot zum An· 
laß, um gewaltsam Informationen von Zeu­
ginnen zu erpressen. 

Zur Vorgeschichte 

Im September 1988 erhalten 23 Leute aus 
Harnburg und dem Ruhrgebiet Vorladungen 
von der Bundesanwaltschaft, als Zeuginnen 
auszusagen, und zwar Insbesondere zu den 
seit dem 18.12.1987 flüchtigen Personen. 
Die meisten der Vorgeladenen verweigern 
jedoch zunächst jede Aussage. Die Antwort 
kam prompt: Ordnungsgelder bis zu 400 DM 
waren die Folge. Damit schien die Sache 
aber erstmal erledigt zu sein - bis Anfang 
Dezember '88 in Bochum eine Frauen-WG 
durchsucht wurde: Begründung: "Beweis· 
mlttelslcherung gegen Dritte". Beschlag­
nahmt wurde vom MOllsack Ober NotizbO· 
eher, Plakate und Flugblatter alles, was lh· 
nen in die Finger kam. 
Zunächst aber bekamen zwei der vier dort 
wohnenden Frauen von der Bundesanwalt· 
schaft Vorladungen zur Zeugenaussage. 
Die BAW verlangte von Ihnen Angaben Ober 
den Verbleib des Mannes, dessen Aufent­
halt den Behörden.selt dem 18.12.87 nl~ht 
bekannt ist. 
Wie schon die von der September· 
Vorladung betroffenen Zeuginnen verwei· 
gerten auch hier die belden Frauen jede 
Aussage. Ergebnis: Die BAW beantragte 
sog. "Erzwingungshaft" gegen eine der bei· 
den Frauen. Kurz darauf kamen die zweiten 
Vorladungen, jetzt auch for die meisten der 
Leute, die bereits Im September die Aussa· 
ge verweigert hatten. Als auch in dieser 
zweiten Runde die meisten Leute den Mund 
halten, wird kurze Zelt später gegen sechs 
Personen aus diesem Kreis ebenfalls "Beu­
gehaft" beantragt. Eine letzte Gnadenfrist 
setzte die Bundesanwaltschaft dann for 
den 16. Mlrz und lud zum 3. Verhörtermin 
nach Karlsruhe. 

Beugen und Brechen 

Aber auch an diesem Termin verweigerten 
die Inzwischen 8 Vorgeladenen (die 2 Bo­
chumerlnnen und 6 weitere) wieder jede 
Aussage. ln der Zwischenzelt wurden am 
30. Januar in Dulsburg zwei Wohnungen 
und eine Anwaltskanzlei durchsucht. Dem 
Rechtsanwalt, der eine der Frauen vertritt, 
nach der gefahndet wird, werfen sie "ver· 
suchte Strafvereltelung" vor. Das gleich gilt 
tor den Bewohner der anderen Wohnung. 

Dem Anwalt wurden samtliehe Schrelbma­
schlnentypenrlder, eine Hotelrechnung aus 
Kuale Lumpur und die Handakte B. be­
schlagnahmt. ln Harnburg gab es eine 
Hausdurchsuchung in der Wohnung eines 
der Zeugen. 

Aus Zeuginnen werden 
Beschuldigte und 
Unterstützerinnen 

Anfang Februar wird bekannt, daß gegen al· 
le vier Frauen der Bochumer WG ein Ermitt· 
lungsverfahren nach § 129a eingeleitet wor­
den Ist. Wegen der gefundenen Plakate und 
Flugblatter auf denen for eine Dlskusslons­
veranstaltu'ng zur AussageveriNelgerung 
und dem gesamten Strobi·Prozeß elngela· 
den wird, wird jetzt gegen die vier Frauen 
wegen "Unterstützung" bzw. "Werbung for 
eine terroristische Vereinigung" ermittelt. 
Begründung des OLG Düsseldorf: in den 
Schriftstocken wird dazu aufgefordert, "daB 
Personen, die als potentielle Zeugen Im 
Rahmen von Ermittlungsverfahren gegen 
Mitglieder und Unterstotzer der terrorlstl· 
sehen Vereinigung 'RevolutloniJ.re Zellen/ 
Rote Zora/RZ' staatsanwaltschaftlieh ver­
nommen werden sollen, gegenober den 
StrafverfolgungsbehtJrden keine Aussagen 
machen sollen. Mit diesem Einwirken auf 
den so angesprochenen - und Ober die 
Hintergrande gut Informierten - Leserkreis 
mit dem Ziel, dessen Bereitschaft zur 'recht· 
lieh grundlosen' Aussage- bzw. Zeugnisver· 
welgerung zu erwecken oder zu bestiJ.rken, 
wird das Entdeckungsrisiko fOr Mitglieder 
terroristischer Verelnlgungen./n nicht uner· 
heblichem MaBe gemindert. Diese Aufforde­
rung Ist geeignet, das Vertrauen von Verel· 
nlgungsm/tglledern auf eine breite solldarl· 
sehe Verschwiegenheit in der Szene zu be­
kriJ.ftlgen und sich dadurch in Ihrem organl· 
s.atorlschen Zusammenhang bestiJ.tigt und 
gesichert zu fOhlen sowie sie zur Fortset· 
zung strafbaren Tuns zu ermutigen. Damit 
besteht der Verdacht, daB mit den Aufforde­
rungen Verfasser, Hersteller und Verbreiter 
dieser Schriften eine organlsatlonsftJrdern· 
de Wirkung entweder erstrebt oder zumln· 
dest billigend in Kauf genommen haben. 
Die Beschuldigten ( ... ) stehen in dem Ver· 
dacht, zumindest an der Verl>reltung dieser 
SchriftstOcke beteiligt gewesen zu sein; 
dies begrUndet den Verdacht des Werbens 
fOr eine terroristische Vereinigung gemiJ.B § 
129a, Abs. 111 StGB." 
Im Klartext heißt das: Wer Argumente für ei· 
ne Zeugnisverweigerung in 129a-Verfahren 
vorbringt oder gar der Ansicht Ist, daß es 
richtig sei, bei der Ausforschungs- und 
SchOftelpraxis der Behörden nicht mltzu· 
spielen, gilt als Sympathlsantln bzw. Unter­
stützerln. 

In die Beuge 

Als die vorgeladenen Zeuginnen am 16.3. 
wiederum keine Aussagen machen, explizit 
unter Verwels auf die mögliche Gefahr einer 
Selbstbelastung (§ 55 StPO), kommt die er· 
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ste Bochumer Frau in Beugehaft. Sie sitzt 
seitdem in der JVA Bühl, und wegen der 
Weigerung, sich einem Aids-Test zu unter­
ziehen, in Einzelhaft bei vermindertem Um· 
schluß. Der anderen Bochumer Frau geht es 
ahnllch. Als auch sie an diesem Tag die 
Aussage verweigert, erhalt sie, wie die übri· 
gen anderen auch, einen neuen Termin. Als 
sie diesen, den 7.4., nicht einhalt, weil ihr 
Anwalt zu dieser Zelt nicht dabeisein kann, 
lehnt die BAW die Verlegung des Termins 
um 3 Tage (I) mit der Begründung ab, daß 
sie als Zeugin keinen Rechtsbelstand ihres 
Vertrauens bedürfe - und das, obwohl ge­
gen die Frau mittlerweile drei Ermittlungs· 
verfahren in zusammenhangenden Sachen 
laufen. Sie wird am 20. April verhaftet. Die 
erste Frau hatte sich bei ihrer Aussagever­
weigerung auf den§ 55 StPO wegen des ge­
gen sie selber laufenden und mit diesem 
eng verbundenen 129a-Verfahren gestützt. 
Die BAW lehnte diese Begründung ab, und 
begründete dies praktisch mit dem gegen 
die Frau selbst laufenden Verfahren: ihr ge­
he es "auch nicht um die Geltungmachung 
derartiger Rechte. Sie versteht ihre Weige­
rung vielmehr- ebenso wie andere Zeugen 
- als kollektive Demonstration gegen die 
Strafvollzugsorgane". Deutlicher geht es 
nicht mehr- oder doch!! 
Die zweite Frau aus Bochum verweigerte 
die Aussage völlig - und zwar ohne Be­
gründung. Da sie bereits in 3 weiteren direkt 
verbundenen Verfahren die Beschuldigte 
Ist, weigerte sie sich, sich auf den § 55 zu 
berufen und somit die Vorworte der BAW 
gegen sie auch noch zu erhärten. 
Aus der Begründung der Beugehaftanord­
nung des BGH wird klar, daß es nicht nur 
um verweigerte Informationen geht, son­
dern um rechtmäßiges Verhalten, das mit· 
tels Beugehaft erzwungen werden soll. Zitat 
aus der Begründung. "Bei der Anordnung 
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von Erzwtngungehaft geht ee nicht unt. 
dingt darum. einen z.ugen zu einer Sech­
aUSNge, IOndem zu einem 1111tan lllgen 
Verhalten anzuhalten, du darin beeteht, die 
Auaaage nlaht ohne 1111tltlohln Grund zu 
v.rwetgem." (Herwrhebungen Im Original). 

Die anderen 6 Zeuginnen sahen lieh unter 
dem Druck, bel weiterer Au ... ~ 
rung ebenfalls mit IOfortlger Inhaftierung 
zu rechnen, dazu gezwungen, gegen lhr.n 
Willen einzelne Fragen der BAW zu bNnt· 
worten. 
Ob diele "Tellsueaagen" den Ermlttlunga. 
behörden genogen und ob die Vetwelgerung 
der restlichen Fragen mit der BeNfung auf 
den § 56 StPO genOgend begrQndet Iet, liegt 
Im Ermeaen der BAW- denn bislang alnd 
alle Beugehaftantrage nicht aufgehoben. 

LellleMIIdlll 
Der dritte Strafsenat des Bundesgericht. 
hofe (BGH) hat die Beug8haft von zwei Frau­
en aus BQchum aufgehoben. Damit wurde 
der Haftbeechwerde der Rechteanwlltln ei­
ner der belden Frauen stattgegeben. 

Nach Elnechlt· 
zung von Rechtsanwalt Axel Nagler hat der 
Bundeegerlchtahof deshalb die Beechwer· 
de poeltlv beschieden, weil belden Frauen 
ein umfaesende8 Auekunfteverwelgerung• 
recht nach Paragraph 56 der StPO· zuge. 
standen werden mu6te. 

Was tun bel Beugehaft! 
Ein kurzer •Juriltm:her• Abriß 
Zeuginnen sind belstaatsanwaltliehen Vorladungen verpflichtet, zu trachelntn. Gehst du nicht hln, wlrst du auf jeden Fall 
die verursachten Kosten und ein Ordnungsgeld (Om 5 - 1.000) zahleft moaaen, zahlet du nicht kann ersatzwelae Ord· 
nungshalt beantragt werden. 
Weiterhin Ist mOAIIch: 

Wenn du hlnoal!!!. 111 ea Immer alnnvoll: 

eine erMUte L.lldung 
zwangsweise VorfOivullil 
Beantragu1111 einer tldltettichen Vtrnehmu1111 
oder der Vtnidlt auf deine Aussage. 

1.) eine Anwaltln mitzunehmen 2.) gibt ta laut Gesetz zwei MOgllchkeiten, die Auesage zu verweigern: 

a) als Verwandle der Beschuldigten (§52 StPO) 
b) nech §55 StPO, wenn du dich bei deiner Aussage seibat belaalen wOr· 

<lest. 

Oleaist ln der Regel nur beleinzelnen Fragen mOgllch. Oie EntscheldUIIil Ober die Voreusaetzungen lrlfft die Staatsanwalt· 
achaft. d.h .. bei Jeder Frage mußt du sagen: •Mit der Antwort wOrdelch mich selbst beltalen, deshalb sage Ich nlchta.• Wae 
daa ggf. fOr Ermlnlungtn gegen dich nachsichziehen kOnnte, mußt du dir aelbat ausmalen. 
Gehst du nun aber ,hin und sagst: -Gar nichts-. außer Name und Adraaae, pasaaltrt folgendes.: Auf jeden Fall wird gegen 
dich ein ein Ordnu1111agtld verhingt (DM 5,- bis DM 1.000,-, plus verursachte Kosten). Bezahlen mu81 du das nach Zuatel· 
lu1111 einer Zahlu1111sauffonleru1111. Wenn du nicht ln der L.llge bist (Oder nicht willst), du Geld zu zal'llen, kann ersatzweiH 
Ordnungahalt verhtng1 werden. 
Ordnungageld bzw. Ordnungahall kann nur einmal verlltngt werden, egal wie oll du vorgeladen wir!!. Vofladen kann dich 
die SlutsanwaJtschafl so oft. wie 118 meint von dir noch etwas emtwen zu kOnnen. 
Alt ntchsles- nach dem Ordnu1111agetd kann gegen dich Beugehafl-"lngt werden. Oie Verhingu1111 der Btugehalt 111. 
Im Gegtnaatz zum Ordnungagetd, nicht zwingend vorgeachrltben und steht Im Ermeasen des Gerichta. Alao ein YOIIIg 
tchwammlg gehall-e Represalonsmlttel. 
DetAb!Md: 
Oie Stutsanwaltachafl beantragt dHI Beugehaft. Oiesen Antrag kriegst du dann vom ErmltUullilarlchter mit der Blne um 
Stellungnahme zugeschickt (..,echtllchea GehOr•). For delne Antwort wird dir eine Frist g-tzt. Danach enticheldet der Er· 
mllllungarlchter, angeblich nach der •Verhtltniem181gkelt•, ob du ln den Knall mußt Oder nicht; wenn ja, bekommst du tl· 
nen Btugehaflanfr!ttatermln. Den Zeltpunkt bestimmt dHI Stutsanwdachaft. Sie kOnnen dich alao achmoren 1eeaen. Du 
halt vor Baugehaltantritt und wahrend der Beugehalt jederzeit die MOgllchkelt zur Aussage. Dann kommst du aofott raus 
bzw. gar nicht rein. Beugehaft Ist keine Vor81!'8,., Unseres Wlsaane 111 Beugehalt bisher sehr selten engewandt worden. 

> 

Ein Mitglied unacnr BOrgerinitiative Iet 
beim Grafflti-SprOhen (siehe Foto, d. Red.) 
von der Polizei auf frl8c:her Tat ertappt wor· 
den. direkt am Atomkraftwert< MOihelmKlr· 
lieh. 
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Der Wlderaprlch gegen die unverhlltnl• 
ml881g hohe Strafe von 2.100.· DM lat abge­
J'ehnt worden. Wir Iehen darin ein polltJ. 
echea Urteil, und einen Versuch, den Wider· 
stand gegen den Schrottreaktor 
MOihelrNKittlch zu UI"'Chlagen. 
Du AKW darf nie wieder ans Netz~l 



EUROPAGEGEN DEN STROM 
FESTIVAL ALTERNATIVER, 
UNABHÄNGIGER, RADIKALER 
INFORMATIONSTRÄGER 

AMSTERDAM, 
15, 16, 17 SEPTEMBER 1989 

'Europa gegen den Strom' wird die erste 
wirklich 'europäische' Messe für 
Informationsträger sein. Aus ganz 
Europa, aus Ost und West laden wir die 
Herausgeber und die Produzenten von 
Informationsträger ein nach Amsterdam 
zu kommen um dort drei Tage lang einer 
europäischen Gegenbewegung Ausdruck 
zu verleihen. 'Europa gegen den Strom' 
wird zahlreiche Disziplinen und 
Strömungen zusammenbringen, ein 
Austausch von Informationen. Ideen und 
Materialen. Mehr Information: · 
Europa gegen den Strom 
Erik Nieuwendijk I Eef Vermeij 
Jodenbreestraat 24 
1 01 1 NK Amsterdam 
Tel. (0)20 · 258979 

Ton - Dia - Serie: 

Rössing - Das illegale Ge­
schäft mit dem un­
kontrollierten Uran 

Namibias Uran für zivile und mi­
litärische Atomprogramme 

überall in der Welt - Gesund­
heitsgefährdung für die Arbeiter 

- Ökologische Verwüstung in 
Namibia · Riesige Profite für die 

Setreiber Rio Tinto Zinc, 
Urangesellschaft Ffm. u.a. 

57 Dias mit Tonkassette; Aus­
leihe DM 30,- + 5,- DM Versand; 

Kauf DM 150,-

Bestelladresse: · 
Arbeitskreis Afrika- AKAFRIK ­
Ungener Str. 9, 4400 Münster.' 

Tel. 0251 / 661116 
Vorauszahlung auf Kto. Nr. 
8090-460, Postgiroamt Dort­

mund BLZ 44010046 

Literatur. Videos, Zeitungen, 
Zeitschriften, aus und über 

Südafrlka, Namibia, Frontstaa­
ten, Eritrea; Kultur, Ökologie 

und Verschuldung, Uranabbau, 
Rohstoffe und Landwirtschaft 

auf dem afrikanischen Kontinen 

Bitte Prospekt anfordern! 

Rechtspolitisches. 
Magazin - nicht nur 

für Jurastudentlnnen! 

Erscheint vierteljährlich 
Einzelheft: 

3 Mark + 1 Mark Porto 
Jahres-Abo: l4.50 Mark 

Aktueller Schwerpunkt: 
40 Jahre Grundgesetz­
Oie B RD in schlechter 
Verfassung? 
Ch. Rath 
Grundgesetz der 
Westintegration 
D. Maitra 
Verfassungspatriotismus in 
derBRD 
A. Stein 
Demokratische 
Ambivalenz des Bundes­
verfassungsgerichts 

Probe-Abo 
(ohn€: Verlängerung): 

2 Hefft fUr 5 Mark 
Schein oder Scheck an: 

RECHT&BILLIG 
VERLAG 
Falkstr. 13 

4800 Sielefeld 1 
Tel. (0521) 67696 
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Sozialistische Zeitung 

Das 
Wiedersehen 

Ein Mann, der 
Herrn K. lange nicht 
gesehen hatte, 
begrüßte ihn mit den 
Worten: "Sie haben 
sich gar nicht 
verändert.'' 
"Oh!': sagte Herr K. 
und errötete. 

Bert Brecht 

hat sich verändert und ist 
sich treu geblieben. 

beobachtet und 
kommentiert, analysiert 
und 
kritisiert Veränderungen 
der Gesellschaft und die 
eigene Position. 

reitet trotzdem 
nicht auf jeder .. 
postmodernen Welle, 
sondern bewahrt die 
Tradition der 
undogmatischen Linken. 

0 Probeexemplar 0 Abonnement 

--Name __________________ __ 

s-tra_ae ________________ _ 

~h-no_rt __________________ __ 

VERLAG 2000, POSTF. 102062 
6050 OFFENBACH, • 089/885006 

I 
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Wlldcat45 

erscheint 
zum Sommeranfang. 

INHALT: 

Umstrukturlerung, Initiativen, 
KAmpfeim 

"Gesundhelts"sektor: 
Streik der britischen Kranken­

hausarbeiterlnnen 
Umstrukturierung im Kranken­

haus und Initiativen/BRD 
Maloche in der 

"weißen Fabrik" I USA 
Zehn Jahre gegen die Psychiatrie 

Teil li 

Streikbewegungen ln 
Westeuropa: 

Pardarbeiter in Großbritannien 
· Metallarbeiter in Paris 

u.a. 

Erfahrungen ln der Fabrik: 
Elektronikfabrik I Überlegungen 

zu einem Arbeiterinnennetz 

Bestellungen durch Oberwelsen auf 
"Sonderkonto Zeitung• H. Dietrich, 
Postgiro Berlln Kto.-Nr. 31502-109, 

Ein Heft 3,30 DM Qnkl. Porto) 
Abo: 10 Mark für 4 Hefte 
Preis für Institutionen und 

Förder-Abo: 20 Mark für 4 Hefte 
Genoulnnen, die den politischen, nled· 
rlgen Preis der Wlldcat unterstützen 
wollen, sollten ein Förder-Abo machen. 

Außerdem suchen wir Welterver­
kluferlnnen, bitte wendet Euch an: 
Slslna, Postfach 360 5Z11000 Berlln 36 

Schwarzer Faden 
Vierteljahresschrift für Lust und 

Freiheit 

Der SchwarzeFaden willdurch Diskussion 
und Information die Theorie und Praxis der 
anarchistischen Bewegung fordern und 
verbreiten. Er tritt für die Belebung eines 
libertären Gegenmilieus (Libertäre Zent­
ren, Plenen, Projekte,Föderationen, Kultur­
initiativen etc.) ein und versucht Geschich­
te und Kulturvon unten lebendig zu halten. · 

Inhalt von Nr.31 
* EG-Binnenmarkt, Teil 1 von 
Wolfgang Haug 
*Startbahn- und Strobi-Prozeß­
beobachtung von Jutta Hackland, 
Eva-Maria Thoms und Ulli Mamat 
* Hungerstreik: Freie Wahl der 
medizinischen Betreuung von 
Gruppe Papiertiger 
* Leiharbeit in der BRD von 
Thomas Schupp 
* Häuserkampf in Köln vom 
Anarchistischen Plenum Köln 
* Kölner MediaPark von Herby 
Sachs 
* Zur Rolle der Intellektuellen 
von Jörg Auberg 
* Left Green Network von 
Friederike Kamann 
* InterviewmitRainer Trampert 
Das Scheitern der linken GRÜNEN 
*Diskussion: Israel/Palästina von 
SymaPopper 
* IAA-Arbeitstreffen: Interview, 
Teil 1: CNT -AlT vom FLI Köln 
Außerdem: Wintex/Cimex­
Bericht, AKTION-Replik, neue 
Bücher, Termine, Kurzes etc. 

Einzelnummer: 72S./6.-DM 
Sondernummer Feminismus: 6.-DM 
Sondem~mrner Arbeit: 5.-DM 
Sonderdruck: Nr.0-12: 10.-DM 
ABO (4 Nm.): 20.-DM 
Förderabo (8 Nm.): 50.-DM 

* Redaktion 
Schwarzer Faden 

Postfach 1159 
7043 Grafenau-1 

07033/44273 



Wochenzeitung und Mitteilungsblatt 

Wir bieten 
8 Aktuelle Informationen aus allen Bereichen der 

Ökologie- und Friedenspolitik 

8 Berichte über die Arbeit von Parteigremien und 
Fraktionen der Grünen 

8 Unabhängige Analysen der politischen, militäri­
schen und wirtschaftlichen Entwicklung aus öko­
logisch-pazifistischer Sicht. 

8 Kommentare, die weder von den Werbeabtei­
lungen der Großindustrie noch den Propaganda­
zentralen der Supennächte gesteuert werden. 

Wir suchen 
8 Leser, die sich von den etablierten Medien nicht 

länger manipulieren lassen wollen 

8 Leser, die wissen wollen, wo und wie sie sich 
engagieren können, um ökologische, soziale und 
poltusche Fehlentwicklungen zu verhindern. 

8 U!ser, die wissen, daß die Unterstutzung einer 
Parteizeitung em wichtiges Stück Medienpolitik 
gegen die Kabelfernseh-Gleichschaltung ist 

8 U!ser, die wissen wollen, was die Grunen und 
alternativen Basisbewegungen eigentlich ma­
chen. 

Die Medien der anderen haben Millio­
nen - damit propagieren sie die Aus­
beutung der Erde und bereiten den 
Atomkrieg vor. 
Wir vertreten die alternative Politik 
der Überlebenautopie - mit Informa­
tionen, Aufklärung und Kritik 

Ablrt:nne-n und t.'lrl!tt:ndcn .dO 
V<rlag DIE GRüi'<EN, Postfach 20 24 22. ~000 Mund1en 2 

0 Bitte senden Sie mir das kostenlose, vierwöchi­
ge Probeabonnement 

0 Bitte informieren Sie mich über Paienschafts-, 
Förder- und Geschenkabonnements. 

0 Ich abonniere ab sofort die Wochenzeitung DIE 
GRÜNEN zum PreiS von DM 6.- monatlich 
(Kündigung: vier Wochen zum Quartalsende, 
schriftlich). 

Zutrt:=fft:nde~ bttte .. mkreuzen 

Anschrift: 

Ich bin damit einverstanden, daß die Abo-Gebüh­
ren vierteljährlich von meinem 

Konto Nr. bei der (Bank oder 

Sparkasse)-------------
BLZ ________ ___abgebucht werden. 

0 ja 0 nein (Zutreffendes bitte ankreuzen) 

Datum und Unterschritt 

Umwelt :$ 
informationen 
für 

S C H W E R M E T A L L E: 

~et;Jend für tmS 

Aus dan Inhalt: 

* Schwermetalle ill:erall 
* Chanie der ~talle 

Wirk.tmgen beschriel:en. 

* ~tallbelastt.Jrgen in 
Niedersachsen 

Nicht nur für Niedersachsen in­
farmati v ist die Skizzierung der 
13elastungssituation und ihrer 
Ursachen. 

Die großräu:nige Verteilung von 
~tallen in der Urw:üt nuß 
zu einem Handeln im JX)litischen 
und technischen Bereich führen. 

* Die neue Indirekteinleiter-
verordnung und 

* Die neue Klärschlcmnverardnung 

sind dazu ~i aktuell disku­
tierte 'Beispiele. 

******************************** 
Die Veröffentlichung ist als 
U I N 23/24 (92 S., 2 Karten) 

erschienen und für IM 16,00 
erhältlich. 

******************************** 
Die U I N gibt es im Ato für 

IM 30,00 prtofrei für 4 nUlllllt::JCUol 

Herausgeber und Bezug: 
Landesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz Niedersachsen e.V. 
Alleestr. 1 3000 Hannover l 
Telefon: 0511- 7 00 09 77 

l iternative 
ornrnunal 
olftlk t 

"Kirchturmspolitik'~ 
"tagespolitisches 

Klein-Klein", 
"Gaslatemen-

·an " son smus .•. 
... lauten die oft wenig schmeichelhaf­

ten Urteile überdie kommunale Politik­
ebene. Da wollen wir als grün-alternati­
ves Zeitschriftenprojekt gegen halten, 
damit in den Rathäusern der Altpar­
teienfilz aufuört. 
Die AKP berichtet laufend über alle 
wichtigen kommunalpolitischen Fach­
themen wie Abwasser, Privatisierung, 
Haushalt, Kultur, Gesundheit, Abfall­
beseitigung, Städtepartnerschaften, 
Verkehr usw .. 

Ein Nachrichten- und Magazin teil, so­
wie die Rubriken Börse + Fundgrube, 
Kalender und Rezensionen runden die 
Zeitschrift ab und liefern vielfaltigste 
Informationen und Anregungen fürdie 
eigene kommunalpolitische Praxis. 

* * * Die AKP erscheint 6-mal im Jahr a 68 
Seiten. Das Einzelheft kostet 8,- DM 
(zzgl. 1,50 Versand), das Abo gibt es 
portofrei fl.ir 48,- DM. 

Redaktion und Vertrieb: 

ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
Herforder Str. 92 
4800 Bietefeld 1 
(05211177517) 

Fachze1tschnft fur grune und 

alternative Kommunalpolitik 
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